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Vorwort 

Die im vorliegenden Band abgedruckten Beiträge gehen auf Impuls- 
referate und Diskussionsvoten im Rahmen eines eintägigen Round 
Table Gesprächs zurück, das ich im Auftrag des Forum of Federations 
(Ottawa) im Juni 2006 an der Universität Wien veranstaltet habe. Es war 

dies Teil eines globalen Strukturvergleichs der Außenbeziehungen in 
Bundesstaaten, dessen Ergebnisse zunächst in Band 5 der vom Forum 
of Federations und der International Association of Centers for Federal 
Studies (iacfs) unter dem Gesamttitel „Global Dialogue on Federalism” 

herausgegebenen Booklet Series zusammengefasst wurden! und in 
ausführlicher Fassung in Band 5 der Book Series erscheinen werden?. 
Ich danke dem Forum of Federations für die Erlaubnis zur deutsch- 
sprachigen Veröffentlichung der Beiträge des österreichischen Round 
Table und dem Direktor des Instituts für Föderalismus, Herrn Univ.- 

Doz. Dr. Peter Bußjäger, für seine spontane Bereitschaft, diese Publi- 
kation in die Schriftenreihe des Instituts aufzunehmen. 

Ziel des im vorliegenden Band dokumentierten Meinungsaus- 
tausches zwischen Theorie und Praxis war eine Bestandsaufnahme der 
bundesstaatlichen Aspekte der österreichischen Außenbeziehungen, 
insbesondere der Rolle der Länder, und eine kritische Evaluierung der 
diesbezüglichen rechtlichen Rahmenbedingungen. Die Beiträge des 
ersten Teils verdeutlichen wieder einmal anschaulich die Kluft, die 

zwischen der Realität grenzüberschreitender Länderaktivitäten und 
deren verfassungsrechtlicher Kategorisierung schon seit langer Zeit 
besteht. Seit vielen Jahrzehnten pflegen die Länder eine eigene 
Außenpolitik, während die herrschende Lesart der österreichischen 
Bundesverfassung, wie sie im Beitrag von Bittner zum Ausdruck 
kommt, nach wie vor im Ergebnis von einem Monopol des Bundes im 
Bereich der auswärtigen Angelegenheiten ausgeht. Das hat sich letzt- 
lich auch mit der B-VG-Novelle 1989 nicht geändert, die den Ländern 
die Kompetenz eingeräumt hat, mit den angrenzenden Nachbarn der 
Republik völkerrechtliche Verträge abzuschließen. Diese Staatsver- 
träge werden verfassungsrechtlich nämlich vereinfacht gesagt so be- 
handelt, als ob sie von der Republik selbst geschlossen würden. Die 

1 Blindenbacher/Pasma (Hg), Dialogues on Foreign Relations in Federal Countries, A 
Global Dialogue on Federalism Booklet Series Volume 5 (2007); zu Österreich siehe 
dort Hammer, 15 ff. 

2 Michelmann/Kincaid (Hg), Foreign Relations in Federal Countries, A Global Dialogue 
on Federalism Book Series Volume 5 (erscheint 2008); zu Österreich siehe dort den 
Bericht von Kiefer.



dementsprechend dichten Zustimmungs- und Kontrollrechte des 
Bundes haben die Länder davon abgehalten, „ihre“ Vertragskompe- 
tenz überhaupt jemals in Anspruch zu nehmen, obwohl eine vertrag- 
liche Verbindlichkeit regionaler grenzüberschreitender Abmachungen 
oft wünschenswert gewesen wäre, wie dies Müller anhand konkreter 
Beispiele verdeutlicht. im herrschenden Verständnis sind die Länder 
damit aber auf die Kategorie der „Privatwirtschaftsverwaltung“ be- 
schränkt, was dem vielfach hoheitlichen Regelungsgegenstand nicht 
entspricht und daher auch meist keine zwischen den Vertragspartnern 
übereinstimmende rechtliche Deutung der getroffenen Absprachen 
ermöglicht. Vollends außerhalb der tradierten verfassungsrechtlichen 
Begrifflichkeit bewegt sich die von Wielinger am Beispiel von Steier- 
mark und Tirol geschilderte außenpolitische Rolle der Länder, die in 
Zeiten lange vor dem Zusammenbruch des Ostblocks zurückreicht 
und damals vielfach den Charakter „hoher“ Außenpolitik ange- 

nommen hat. Dass dies mit der Kategorie der „Privatwirtschaftsver- 

waltung“ nicht angemessen erfasst wird, gilt aber mE ebenso für die 
heutige, von Halbwid! am Beispiel Niederösterreich geschilderte 
regionale Wirtschaftsdiplomatie. Auch wenn sie primär wirtschaftspoli- 
tische Zielsetzungen verfolgt, wird dabei doch die ganze Autorität eine 
Regionalregierung in die Waagschale geworfen, um für heimische 
Unternehmen in globaler Dimension ausländische Märkte zu er- 
schließen. All dies repräsentiert zeitbedingt unterschiedliche Erschei- 
nungsformen von „governance“, für welche die legalistische, auf for- 

male Rechtsakte fokussierte Engführung des österreichischen Ver- 
fassungsverständnisses umso breitere Spielräume offen lässt. 

Dass aber auch die informelle Außenpolitik der Länder bisweilen 
einer Koordination mit der gesamtstaatlichen Außenpolitik des Bundes 
bedarf, wird von Bußjäger im ersten Beitrag des zweiten Teils auf- 
gewiesen. Der Bund hat aber jene Kontrollmöglichkeiten, die er sich 
seinerzeit von der rechtlichen Formalisierung der grenzüber- 
schreitenden Absprachen der Länder versprochen hatte, durch deren 
Verzicht auf die Ausübung ihrer Staatsvertragskompetenz nie ausüben 
können. Umgekehrt sind aber auch die Länder weitgehend von der 
Bereitschaft des Bundes abhängig, ihnen Gelegenheit zur Beteiligung 
an seiner gesamtstaatlichen Staatsvertragspolitik zu geben. Obwohl 
der selbständige Wirkungsbereich der Länder davon vielfach berührt 
wird, zeigen diese oftmals auch eher geringes Interesse, ihre Betei- 
ligungsmöglichkeiten voll auszuschöpfen. Dieses Bild relativer Iso- 
liertheit von Bund und Ländern hat sich, wie Rosner zeigt, im Bereich 

der EU-Politik des Bundes grundlegend zugunsten einer regen Inan- 
spruchnahme der Beteiligungsrechte der Länder verschoben, die die 
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Position Österreichs auf europäischer Ebene dadurch auch schon 
wiederholt maßgeblich mitgestaltet haben. Das diesbezügliche Netz- 
werk innerstaatlicher Koordination der Länder untereinander wird 
ergänzt durch eine mannigfaltige transnationale Vernetzung mit den 
Regionen anderer europäischer Staaten. In seinem diesbezüglichen 
Beitrag macht Kiefer deutlich, wie diese multilateralen Zusammen- 
schlüsse der europäischen Regionen auf eine Koordination ihrer 
Standpunkte nicht nur der auf europäischer Ebene, sondern auch 
gegenüber ihren jeweiligen Zentralregierungen gerichtet ist, welche 
ihrerseits wiederum die gesamteuropäische Politik gestalten. 

Damit ist die Thematik des dritten Teils angeschnitten, der der 
internationalen und supranationalen Förderung transnationaler Ko- 
operation substaatlicher Regionen in Europa gewidmet ist. In seiner 
Analyse der völkerrechtlichen Rahmenverträge zur grenzüberschrei- 
tenden Zusammenarbeit regionaler Gebietskörperschaften zeigt Karl, 
dass weder das im Rahmen des Europarats ausgehandelte multi- 
lateralen Vertragswerk noch die von Österreich abgeschlossenen bi- 
lateralen Abkommen eine ausreichende Basis für grenzüberschrei- 
tende rechtliche Bindungen der Länder (und Gemeinden) darstellen, 
weil sich die Vertragspartner zu nicht mehr verpflichten, als was ihre 
jeweilige Verfassung zulässt. Erst die von Moll geschilderte Ent- 
wicklung im Rahmen der EU-Programme zur Förderung des trans- 
nationalen Regionalismus ist prinzipiell geeignet, durch die Vorrang- 
wirkung des EU-Rechts diesen nationalen Verfassungsvorbehalt zu 
überwinden. Insofern könnte man also von einem neuen „supranatio- 

nalen Regionalismus“ sprechen: Unmittelbar auf gemeinschaftsrecht- 
licher Grundlage entsteht die Möglichkeit zur Errichtung transnatio- 
naler, mit Rechtspersönlichkeit ausgestatteter Verwaltungsverbände. 
Die beiden letzen Beiträge schildern konkrete Implikationen dieser 
Entwicklungen am Beispiel des Burgenlandes: Wedral streicht insbe- 
sondere den organisationstechnischen Koordinationsbedarf heraus, 
der schon an Unterschieden der Rechts- und Verwaltungssprache 
deutlich wird, und Hareter gibt schließlich einen Einblick in die Rolle 
der regionalen Wirtschaftskammern in diesem nicht nur wirtschaft- 
lichen, sondern auch administrativen transnationalen Verflechtungs- 
prozess. 

Wien, im Oktober 2007 Stefan Hammer 
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Auswärtige Beziehungen der Länder - 

rechtlicher Rahmen und Realität





Philip Bittner 

Verfassungsrechtlicher Handlungsspielraum für eine 
eigene Außenpolitik der Länder 

Die österreichische Verfassung sieht den Gesamtstaat, also den Bund, 

als Hauptakteur der Außenpolitik und äußert sich kaum zu den aus- 
wärtigen Beziehungen der Länder. Gleichzeitig haben aber die Länder 
gerade in der jüngeren Vergangenheit zunehmend begonnen, im 
eigenen Interesse Kontakte im und mit dem Ausland zu pflegen. Kon- 
takte bestehen aber nicht nur mit unmittelbar angrenzenden Teil- 
staaten anderer Staaten, sondern auch mit Teilstaaten von weiter ent- 

fernten Staaten. Ebenso bestehen in manchen Fällen direkte Kontakte 
mit einem Staat und nicht nur mit einem Teilstaat. 

Kompetenzrechtlich liegt die Zuständigkeit für die äußeren An- 
gelegenheiten in Gesetzgebung und Vollziehung beim Bund (vgl Art 
10 Abs 1 Z2 B-VG). Dies bedeutet jedoch nicht, dass den Ländern jede 
Möglichkeit genommen ist, im Rahmen der Verfassung außenpolitisch 
tätig zu werden. Im Folgenden werden zwei Aspekte der auswärtigen 
Beziehungen der Länder näher erörtert: erstens, der Abschluss von 
Verträgen; und zweitens, die politischen Kontakte mit dem Ausland. 

1. Abschluss von Verträgen 

Staatsvertrag 

Gemäß Art 16 B-VG können die Länder — unbeschadet der Zuständig- 
keit des Bundes (vgl dazu auch der Verweis in Art 10 Abs 1 Z2 B-VG auf 

Art 16 B-VG) - in Angelegenheiten, die in ihren selbständigen 
Wirkungsbereich fallen, Staatsverträge mit an Österreich angrenzen- 
den Staaten oder deren Teilstaaten abschließen. Gleichzeitig sieht Art 
16 B-VG aber eine dominante Rolle des Bundes vor: Der Landeshaupt- 
mann hat die Bundesregierung vor der Aufnahme von Verhandlungen 
über einen solchen Staatsvertrag zu unterrichten; vor dessen Ab- 
schluss ist vom Landeshauptmann die Zustimmung der Bundesregie- 
rung einzuholen; die Bevollmächtigung zur Aufnahme von Verhand- 
lungen und der Abschluss des Staatsvertrags obliegen dem Bundes- 
präsidenten auf Vorschlag der Landesregierung und mit Gegen-



zeichnung des Landeshauptmannes (vgl Art 16 Abs 2 B-VG); auf Ver- 
langen der Bundesregierung sind solche Staatsverträge zu kündigen 
(Art 16 Abs 3 B-VG). Kommt ein Land dieser Verpflichtung nicht nach 

oder setzt ein Land nicht die für die Durchführung des Staatsvertrags 
erforderlichen Maßnahmen, geht die Zuständigkeit für die Kündigung 
bzw der Durchführungsmaßnahmen auf den Bund über (Art 16 Abs 3 
und 4 B-VG). Des Weiteren besteht ein Überwachungsrecht des 

Bundes bei der Durchführung solcher Staatsverträge der Länder (Art 16 
Abs 5 B-VG). 

Anstatt im Folgenden näher auf die Literatur zu Art 16 B-VG einzu- 
gehen, wird das Augenmerk auf die praktischen Aspekte gerichtet. 
Denn zunächst fällt auf, dass es in der Praxis bisher zu keinem Ab- 

schluss eines Länderstaatsvertrags kam. Als Gründe dafür wurden ver- 
schiedentlich das bisher unerprobte und aufwändige Abschlussver- 
fahren, die dominante Rolle des Bundes sowie die im Art 16 enthal- 
tenen Beschränkungen genannt. 

Das Abschlussverfahren mag zwar auf den ersten Blick aufwändig 
und unerprobt scheinen, es kann jedoch kein gültiges Argument 
gegen einen Länderstaatsvertrag sein. Denn auch der Abschluss eines 
völkerrechtlichen Vertrags durch den Bund sieht eine Reihe von Ver- 
fahrenschritten vor, die mit der Einholung einer Verhandlungsvoll- 
macht beginnt und in der Regel mit dem Austausch der Ratifikations- 
urkunden endet. Das Verfahren für den Abschluss eines Länderstaats- 
vertrages ist lediglich eine Modifikation des bereits eingespielten 
Abschlussverfahrens des Bundes und könnte deshalb bei Bedarf ohne 
großen Aufwand in der Praxis durchgeführt werden. 

Wesentlicher ist das Argument, dass das gewünschte Ergebnis oft 
auf einfacheren Wegen zu erreichen ist, zB durch ein abgestimmtes 
Verhalten auf beiden Seiten. Eine solche Lösung ist sicherlich ein- 
facher als der Abschluss eines Länderstaatsvertrags, aber mit dem 
Nachteil verbunden, dass keine Rechtsverbindlichkeit und damit keine 

Rechtssicherheit besteht. Jede Seite kann von ihrem Verhalten ohne 

weitere Konsequenzen! wieder abgehen, wenn sie dies für notwendig 
erachtet. 

1 Eine Ausnahme bildet allerdings der Fall eines estoppels, wonach ein Rechtssubjekt 
wegen seines früheren Verhaltens die Unverbindlichkeit oder gar Rechtswidrigkeit 
dieser seiner Praxis nicht geltend machen darf, sofern ein anderes Rechtssubjekt 
gutgläubig darauf vertraut und durch eine Verhaltensänderung Schaden erleiden 
würde (Simma, Das Völkergewohnheitsrecht, Österr Handbuch des Völkerrechts" 
1/2004, Rz 208).



An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass gelegentlich der um- 
gekehrte Fall eintritt und Österreich von Seiten anderer Staaten oder 
Teilstaaten mit dem Wunsch nach Gliedstaatenverträgen konfrontiert 
wird. Dies betrifft insbesondere Fälle, in denen der Regelungs- 
gegenstand auf Seiten Österreichs in die Zuständigkeit des Bundes 
fällt, auf der Seite des Vertragspartners aber in die Zuständigkeit eines 
Teilstaats. So konnte beispielsweise ein Abkommen im Bereich der 
inneren Sicherheit nicht mit der (damals noch existierenden) Staaten- 

union Serbien und Montenegro abgeschlossen werden, da der Bereich 
der inneren Sicherheit in die Zuständigkeit der Teilstaaten fiel. Es 
wurde daher ein Staatsvertrag mit dem Teilstaat Serbien abgeschlossen 
(BGBl III Nr 20/2005), wobei die Vertragsparteien jeweils die Innen- 
ministerien waren. Das Bundesministerium für europäische und inter- 
nationale Angelegenheiten legt bei solchen Staatsverträgen großen 
Wert auf die Einbindung des Außenministeriums des Gesamtstaates, 
da auf diese Weise sicher gestellt werden kann, dass der Teilstaat auch 
die Kompetenz zum Abschluss des Vertrags besitzt und es zu keinen 
Verstimmungen auf politischer Ebene kommt. Politisch heikel werden 
solche Gliedstaatenverträge insbesondere dann, wenn sie vom Teil- 
staat zur Behauptung einer Eigenstaatlichkeit verwendet werden 
könnten. 

Die erwähnte dominante Rolle des Bundes ist im Kontext der 

völkerrechtlichen Verantwortlichkeit zu sehen. Auch wenn ein Land 

aufgrund seiner partiellen Völkerrechtssubjektivität in seinem eigenen 
Namen einen völkerrechtlichen Vertrag schließt, bleibt letztlich die 
Republik Österreich als Gesamtsstaat für Völkerrechtsverletzungen 
dieses Landes verantwortlich.? Darüber hinaus besteht auch die Not- 

wendigkeit einer (außen)politischen und völkerrechtlichen Prüfung 

von Gliedstaatenverträgen. 

Ein gewisses Problem stellt die Beschränkung auf „an Österreich 
angrenzende Staaten oder deren Teilstaaten“ dar. Diese ergibt sich 
wohl aus dem Gedanken, dass es sich dabei um Staatsverträge mit 
regionalem Bezug handeln soll. Dem wird diese Regelung aber nicht 
ganz gerecht, da es beispielsweise für die Steiermark durchaus mög- 
lich wäre, einen Staatsvertrag mit dem geographisch weit entfernten 
Schleswig-Holstein abzuschließen, nicht aber mit einer der nördlichen 
Gespanschaften Kroatiens, die nur 40 bis 60 km von der Steiermark 
entfernt liegen. In diesem Bereich würde - im Fall einer sich ent- 
wickelnden Praxis - sicherlich Anpassungsbedarf bestehen. 

2 Vgl Art 4 der ILC-Artikel zur Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige 
Handlungen (VN-GV Res 56/83).



Privatwirtschaftliche Verträge 

Ungeachtet der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern 
können die Länder jederzeit mit anderen Staaten oder deren Teil- 
staaten privatwirtschaftliche Verträge (vgl Art 17 B-VG) schließen. Die 
geographische Beschränkung oder die Beschränkung auf den selb- 
ständigen Wirkungsbereich der Länder kommt in diesem Fall nicht 
zum Tragen. 

Öffentlich-rechtliche Verträge 

Das österreichische Verfassungsrecht kennt keine öffentlich-recht- 
lichen Verträge, sodass diese Möglichkeit für österreichische Gebiets- 
körperschaften nicht besteht.? In der Praxis kommt es aber gelegent- 
lich zu Verträgen, die als öffentlich-rechtliche Verträge charakterisiert 
werden können (zB Ressortvereinbarungen zwischen Bundesminis- 
terien). Im Fall eines Konflikts würde sich dann aber die Frage nach der 

Zulässigkeit und der Bewertung dieser Verträge stellen. 

2. Politische Kontakte mit dem Ausland 

Das B-VG untersagt Landespolitikern nicht, politische Kontakte mit 
dem Ausland zu unterhalten. Diese Möglichkeit wird von Landes- 
politikern auch genutzt, insbesondere für den Aufbau wirtschaftlicher 
und kultureller Beziehungen. Dabei wird zunehmend auf die Unter- 
stützung der österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland 
zurückgegriffen. Die politischen Kontakte finden nicht nur mit den 
unmittelbaren Nachbarregionen und -staaten statt, sondern auch mit 
weiter entfernten Staaten, zB den USA und China bzw deren Teil- 

staaten, aber auch mit dem Irak und Libyen. 

Bei hochrangigen Treffen sehen sich die Länder oft mit dem 
Wunsch der anderen Seite nach der Unterzeichnung eines Dokuments 
konfrontiert. Dies kann verschiedene Gründe haben. Meist geschieht 
dies in der Absicht, ein politisch und medial markantes Zeichen zu 
setzen. Oft liegt der Grund aber auch einfach in dem Umstand, dass 
die Unterzeichnung eines Dokuments üblich ist und insbesondere für 
ein hochrangiges Treffen für angemessen gehalten wird. Da die Länder 
nun nicht auf den Länderstaatsvertrag zurückgreifen wollen oder 

3 Walter/Mayer, Bundesverfassungsrecht? (2000) Rz 589.



können, wird auf die rechtlich unverbindliche und nur politisch ver- 
bindliche Absichtserklärung zurückgegriffen. Diese bieten den Vorteil, 
dass keine Vertragsschlussverfahren eingehalten werden müssen, 
gleichzeitig aber trotzdem detaillierte Mechanismen der Zusammen- 
arbeit vorgesehen werden können. Bei der Formulierung von Ab- 
sichtserklärungen ist besonders darauf zu achten, dass keine Vertrags- 
terminologie verwendet wird, sondern spezifische, für Absichtser- 
klärungen typische unverbindliche Ausdrücke. Im Englischen sind 
deshalb insbesondere „treaty” bzw „agreement“, „shall“, „agree“, 

„parties“, „enter into force“ und „ratification” zu vermeiden und statt- 

dessen „memorandum of understanding”, „will“, „have reached the 

understanding“, „sides“ bzw „participants” und „take effect“ zu ver- 

wenden.* Im Deutschen sind dementsprechend anstelle von „Vertrag“ 

bzw „Abkommen“, „kommen überein”, „Vertragsparteien“, „in Kraft 

treten“ und „Ratifikation“ Ausdrücke wie „Absichtserklärung“ oder 

„memorandum of understanding“ (ohne deutsche Übersetzung), 

„wird“, „Seiten und „wirksam werden“ zu verwenden. Dies ist natür- 

lich keine abschließende Liste und die in einer Absichtserklärung ver- 
wendeten Ausdrücke und Begriffe sind jeweils auch im Kontext auf 
ihre Verbindlichkeit zu beurteilen. Als grundsätzliche Regel gilt, dass 
die im Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge? verwen- 
deten Ausdrücke und Begriffe als Vertragsterminologie zu vermeiden 
sind. Das Bundesministerium für europäische und internationale An- 
gelegenheiten überprüft regelmäßig Absichtserklärungen auf ihre 
Terminologie und berät andere Ressorts in diesen Fragen, deren Leiter 
im Ausland bei einem hochrangigen Treffen vor ähnlichen Problemen 
wie Landespolitiker stehen. Dadurch soll sichergestellt werden, dass 
nicht ein Dokument unterzeichnet wird, das den Anschein eines 

völkerrechtlichen Vertrags erweckt.® 

Insgesamt kann festgehalten werden, dass es im B-VG keine um- 
fassende Regelung für eine Außenpolitik der Länder gibt. Das vor- 
gesehene Instrument des Staatsvertrags im selbständigen Wirkungsbe- 
reich der Länder wird derzeit nicht in Anspruch genommen. Gleich- 
zeitig weicht man auf privatwirtschaftliche Verträge und rechtlich un- 
verbindliche Absichtserklärungen aus und bedient sich dieser Instru- 
mente. Die fehlende Regelung im B-VG hindert die Länder nicht daran, 

4 Aust, Modern Treaty Law and Practice (2000) 26-31 und 404. 

Vgl BGBl Nr 40/1980. 

6 Abgesehen von der Terminologie muss ein Vertrag natürlich auch im Einklang mit 
dem Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge zustande gekommen 
sein. 
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in zunehmendem Maße mit dem Ausland auf regionaler und über- 
regionaler Ebene politische Kontakte zu pflegen.



Johannes Müller 

Was dürfen die Länder ? 
Kritische Anmerkungen aus der Praxis 

Pflege von Beziehungen der Bundesländer mit ausländischen Stellen, 
vor allem mit Gliedstaaten und Regionen im Nahraum, sind allgemeine 
Praxis. Dabei kommt es auch zu gegenseitigen Absprachen, gemein- 
samen Planungen und Projekten. Zum Beispiel haben Bayern und Vor- 
arlberg über Planung und Bau einer Grenzbrücke einen Vertrag abge- 
schlossen. Der Vertrag wurde beiderseits eingehalten, allerdings be- 
steht eine Unklarheit über die gemeinsame Rechtsgrundlage: Bayern 
kann nur verwaltungsrechtliche Verträge schließen, Vorarlberg nur 
zivilrechtliche. Ein anderes Beispiel bildet der Vertrag zwischen dem 
Fürstentum Liechtenstein und Vorarlberg über finanzielle Beiträge 
zum Betrieb einer technischen Schule in der Schweiz. Dieser Vertrag 
gibt Studenten aus Vorarlberg den gleichen Zugang wie Schweizern. 
Dieser Vertrag ist in Graubünden, St. Gallen, Liechtenstein als Staats- 
vertrag im Gesetzblatt kundgemacht. Aus Vorarlberger Sicht ist es ein 
privatrechtlicher Vertrag. Auch hier stellt sich die Frage nach der 
gemeinsamen Rechtsgrundlage. Diese Beispiele zeigen, dass der Rück- 
griff auf den Art 17 B-VG nicht alle Probleme verlässlich löst. Die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit würde durch die Möglichkeit Ver- 
träge nach dem Vorbild des Art 56 der Schweizerischen Bundesver- 
fassung zu schließen erleichtern. Der Art 16 Abs 1 bis 3 B-VG ist 
dagegen viel zu kompliziert und bundeslastig und daher praktisch 
ungeeignet. Dies zeigt sich schon daran, dass er in den vergangenen 
Jahrzehnten nie in Anspruch genommen wurde. 

Die österreichische Staatrechtslehre steht nach wie vor auf dem 
rigiden Standpunkt, jede Aktivität staatlicher Organe über die Bundes- 
grenzen hinweg falle unter „Äußere Angelegenheiten mit Einschluss 
der politischen und wirtschaftlichen Vertretung gegenüber dem Aus- 
land“ im Sinne des Art 10 Abs 1 B-VG und sei somit dem Bund vorbe- 
halten. Es ist demnach verfassungskonform, wenn Fachminister und 
ihnen nachgeordnete Bundesdienststellen Kontakt über die Bundes- 
grenzen hinweg pflegen und Absprachen treffen, auch solche mit 
denen das Bundesministerium für europäische und internationale An- 
gelegenheiten nicht befasst wird; den Ländern ist dies jedoch ver- 
wehrt.



Die idealtypische zentralistische Vorstellung, der Staat habe nur 
eine Türe, ist schon lange nicht mehr praxistauglich. Die staatlichen 
Regelungen berücksichtigen von vornherein eher andere Interessen 
als die Grenzregionen. Wenn benachbarte Grenzregionen als zu- 
sammenhängender Lebens- und Wirtschaftsraum gedacht werden, so 
sind sie jedenfalls dadurch gestört, dass an den Staatsgrenzen unab- 
gestimmte Regelungswerke zusammentreffen und Friktionen er- 
zeugen. In dieser Situation die Grenzregionen von Absprachen auszu- 
schließen oder ihre Kontakte zu erschweren zwingt sie die gegebenen 
Nachteile tatenlos zu akzeptieren. Vorarlberg hatte das Glück, von der 
NS-Zeit abgesehen, immer offene Grenzen zu haben. Bereits wenige 
Monate nach Ende des 2. Weltkrieges wurde die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit wieder aufgenommen, zunächst (mit Zustimmung 

der französischen Militärregierung) in einem Wirtschaftsabkommen 
mit der Schweiz. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit wurde 
kontinuierlich ausgebaut. In den 70er Jahren entwickelten sich die 
Arbeitsgemeinschaft der Alpenländer und die internationale Boden- 
seekonferenz (IBK). In den 80er Jahren begannen die Außenpoliti- 

schen Berichte des BMEIA die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
positiv zu bewerten. 

Für mich ist der Art 17 B-VG als Grundlage für die auswärtigen 
Tätigkeiten der Länder nicht überzeugend. Auch wenn die Länder 
durch den Art 10 Abs 1 B-VG vom Abschluss von Staatsverträgen und 
äußeren Angelegenheiten mit Einschluss der politischen und wirt- 
schaftlichen Vertretung gegenüber dem Ausland ausgeschlossen sind, 
könnte eine auf das Wesentliche bezogene Interpretation dieser 
Kompetenzregel Raum lassen für Außenbeziehungen der Länder, die, 
in ihrer Staatlichkeit gründend, nach Art 15 Abs 1 B-VG in ihrem 
selbständigen Wirkungsbereich verblieben sind - und die äußeren 
Angelegenheiten des Gesamtstaates nicht tangieren dürfen und im 
„soft law“ verbleiben müssen. Es wäre somit die Möglichkeit der 

Länder grenzüberschreitende Kontakte zu pflegen etwas vom B-VG 
nicht Geregeltes sondern Anerkanntes; sowie auch der bis 1975 in 
Geltung gestandene Art 107 B-VG das Recht der Länder untereinander 
Verträge zu schließen nicht geschaffen sondern vorausgesetzt hat. 

Es ist zu begrüßen, dass die Europäische Union in einer Art und in 
einem Maße zur Verbesserung der rechtlichen Voraussetzungen für 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit beiträgt, wie dies bisher 
den Nationalstaaten nicht möglich war. 
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Der Art 10 Abs 3 B-BG ist wirksam, wobei es praktisch wichtig ist, 
dass die Länder möglichst frühzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geplanten Staatsverträgen erhalten. Nach meiner Erfahrung ist be- 
sonders das Bundesministerium für europäische und internationale 
Angelegenheiten fair in der Mitberücksichtigung der Länderanliegen 
und auch entgegenkommend bei der Aufnahme von Ländervertretern 
in Verhandlungsdelegationen. 

au





Gerhart Wielinger 

Die „regionale Außenpolitik“ der Länder als Realität und 
als Problem der verfassungsrechtlichen Kategorisierung 

Als österreichischer Jurist hat man gelernt, dass es nach der Bundes- 
verfassung die Staatsfunktionen Gesetzgebung und Vollziehung gibt, 
dass die Staatsfunktion Vollziehung in die Gerichtsbarkeit und die 
Verwaltung gegliedert ist und, dass die Verwaltung entweder Hoheits- 
verwaltung oder Privatwirtschaftsverwaltung sein soll. Man hat gelernt, 
dass die Hoheitsverwaltung jener Bereich der Verwaltung ist, in dem 
den Staatsorganen „Imperium“ verliehen ist, präziser gesagt, in dem 

sie befugt sind, formell einseitig Rechtsakte zu setzen und dass 
jegliche Verwaltungstätigkeit, die ohne diese Ermächtigung entfaltet 
wird, Privatwirtschaftsverwaltung sei. Dass sich diese Kategorisierung 
aus der Bundesverfassung ableiten lässt und, dass sie sinnvoll ist, 

soweit es darum geht, Verwaltungshandeln unter dem Blickwinkel des 
dem Einzelnen gegen Inhalte dieses Verwaltungshandelns einge- 
räumten Rechtsschutzes zu betrachten, sei nicht in Frage gestellt. Sehr 
wohl ist aber die Frage zu stellen, ob diese Kategorisierung geeignet 
ist, die Praxis des Handelns von Staatsorganen insgesamt adäquat zu 
erfassen. Dh, ob diese Kategorisierung geeignet ist, Handlungen von 
Staatsorganen, die sich in der politischen Praxis als sinnvoll und 
bewährt erwiesen haben so zu erfassen, dass nicht die Alternative 

besteht, dieses Handeln als rechtswidrig, weil im Rahmen der Hoheits- 

verwaltung ohne Rechtsgrundlage entfaltet, zu qualifizieren oder es in 
einer sachlich nicht gerechtfertigten Weise mit dem Begriff „Privatwirt- 
schaftsverwaltung“ zu assoziieren, nur um nicht die Frage nach einer 
Rechtsgrundlage stellen zu müssen. 

Es ist eine unbestreitbare Tatsache, dass die österreichischen 

Bundesländer durch ihre Verwaltungsorgane Aktivitäten entfalten, die 
Wesensmerkmale dessen aufweisen, was traditionell als „auswärtige 

Angelegenheiten“ bezeichnet wird. Dabei geht es um vier Tätigkeits- 
felder: 

- Die Aktivitäten mit Bezug auf die EU. Die verfassungsrechtliche 
Einordnung dieser Aktivitäten und das Finden einer Rechtsgrund- 
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lage für diese stellt kein Problem dar: Art 23d B-VG leistet dies ohne 
weiteres. Diese Bestimmung nimmt aber ausdrücklich Bezug auf 
die Kompetenzverteilung der Bundesverfassung, räumt also den 
Ländern Handlungsermächtigungen in Angelegenheiten ein, die 
eindeutig in ihren Zuständigkeitsbereich fallen. 

Aktivitäten der Länder mit dem Ziel, Wirtschaftstreibende bei ihren 

Bemühungen um erfolgreiche Tätigkeit im Ausland zu unterstützen. 
Dabei geht es um grenzüberschreitende Aktivitäten, die im näheren 
und ferneren Ausland entfaltet werden, die aber im Grund nichts 

spezifisch Politisches zum Inhalt haben, weil ja die Vorbereitung 
und Erleichterung von Wirtschaftskontakten auch etwas ist, was an 
sich ein privates Unternehmen leisten könnte. Soweit es um der- 
artige grenzüberschreitende Aktivitäten der Bundesländer geht, 
kann von Tätigkeiten im Rahmen des tradierten Begriffes „Privat- 
wirtschaftsverwaltung“ gesprochen werden. 

Grenzüberschreitende Aktivitäten der Länder können sich auch im 
Rahmen der vom Europarat geschaffenen Vorgaben bewegen. In 
diesem Fall können die einschlägigen Konventionen als Rechts- 
grundlage dienen. (Freilich darf nicht übersehen werden, dass das 
österreichische Schema der Kategorisierung der Tätigkeiten der 
Verwaltung in Hoheits- und Privatwirtschaftsverwaltung zur Er- 
fassung dieser Art von grenzüberschreitenden Aktivitäten der 
Länder auch nicht viel hergibt.) 

Einzelne Länder haben aber schon bald nach der Wiederbe- 
gründung Österreichs damit begonnen, spezifische, die Interessen 
des betreffenden Landes berührende Initiativen zu entfalten, bei 

denen typischerweise der wirtschaftliche Aspekt keine oder nur 
eine sehr geringe Rolle gespielt hat und die ihrem Inhalt nach das 
gewesen sind was üblicherweise als „auswärtige Angelegenheiten“ 
bezeichnet wird. 

Dass „auswärtige Angelegenheiten“ nach der Kompetenzvertei- 
lung der Bundesverfassung eindeutig „in Gesetzgebung und Voll- 
ziehung“ Bundessache sind, bedarf keiner weiteren Darlegung. Nur 
auf die ausdrücklichen Regelungen der Bundesverfassung Bedacht 
nehmend, würde man die grenzüberschreitenden Aktivitäten der 
Länder, wie sie zuletzt erwähnt worden sind, nur als verfassungs- 

widrige Kompetenzüberschreitungen deuten können. Denn der 
Text der Bundesverfassung lässt auch keine Einordnung derartiger 
Akte in die mittelbare Bundesverwaltung zu.



Es sei der Frage nachgegangen, ob eine solche Qualifikation un- 
ausweichlich ist. Dazu sei zunächst dargestellt, worum es konkret 
bei den erwähnten grenzüberschreitenden Aktivitäten gegangen 
ist, ob diese in das tradierte Schema der Kategorisierung des Han- 
delns österreichischer Verwaltungsorgane eingeordnet werden 
können und wie diese im Rahmen der Zuständigkeitsverteilung der 
Bundesverfassung zu bewerten sind. Dazu sollen jene Beispiele von 
Länderaktivitäten herangezogen werden, die zweifelsfrei nur als 
solche auf dem Gebiete der Außenpolitik angesehen werden 
können, nämlich die Südtirol-Politik des Landes Tirol und die auf 
das ehemalige Jugoslawien aber auch auf Ungarn bezogene „Nach- 
barschaftspolitik” der Steiermark. 

Das Besondere an den von Tirol und von der Steiermark entfalteten 
Aktivitäten war Folgendes: Das jeweilige Land trachtete danach, ein im 
Landesinteresse gelegenes Thema zum Gegenstand außenpolitischer 
Initiativen des Bundes zu machen und versuchte, auf den Inhalt ein- 
schlägiger außenpolitischer Aktivitäten des Bundes bestimmenden 
Einfluss zu gewinnen. Darüber hinaus haben die Länder aber auch aus 
eigenem grenzüberschreitende Aktivitäten zur Verfolgung des jewei- 
ligen Themas entfaltet. Nach einer speziellen Rechtsgrundlage für eine 
derartige „regionale Außenpolitik“ wurde nicht gesucht. Die Länder 
handelten nicht im Auftrag oder als Instrumente des Bundes; es wurde 
aber im Allgemeinen darauf geachtet, die Aktivitäten des Landes in den 
Gesamtrahmen der Außenpolitik des Bundes einzuordnen. Dies 
schloss freilich Meinungsverschiedenheiten nicht aus. Solche gab es 
insbesondere im Zusammenhang mit der Südtirol-Politik. 

Worum es im Fall Südtirol konkret ging, ist bekannt: Das Land Tirol 
war mit dem Gruber-De Gasperi-Abkommen unzufrieden und wen- 
dete sich insbesondere gegen die trotz dieses Abkommens betriebene 
Politik der Italianisierung unter Benachteiligung der deutsch- 
sprachigen Bevölkerung in dem durch den Vertrag von Saint Germain 
an Italien gefallenen südlichen Landesteil. Im Amt der Landesre- 
gierung wurde eine eigene Stelle zur Wahrnehmung der Interessen 
der Südtiroler eingerichtet und diese Interessenswahrnehmung 
richtete sich zeitweilig auch gegen die Bundesregierung. Tiroler Politi- 
ker drängten die Bundesregierung zu aktivem Auftritten gegenüber 
Italien und kritisierten bisweilen eine als zu weich qualifizierte Haltung 
heftig. Einvernehmen und weitestgehenden Gleichklang zwischen 
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dem Bund und Tirol gab es erst, als Bruno Kreisky und Eduard Wall- 

nöfer die Akteure geworden waren. Für den Tiroler Landeshauptmann 

war Südtirol als seine engere Heimat in besonderem Maße Herzens- 

angelegenheit und auch für Bruno Kreisky war der Schutz einer 

deutschsprachigen Volksgruppe, die durch den Ausgang des Ersten 

Weltkriegs unter die Hoheit eines fremden Staates geraten war, emo- 

tionell besetzt: Er betonte immer wieder, seine Familie stamme aus 

Deutschböhmen, er wisse daher aus sehr direkter Wahrnehmung, was 

den deutschen Minderheiten in den „Nachfolgestaaten“ des alten 

Österreich angetan worden ist. Für ihn sollte Südtirol auch zu einem 

Beispiel dafür werden, wie die Situation einer sprachlichen Minderheit 
zufrieden stellend gestaltet werden könnte. 

So änderte sich durch das Zusammenwirken von Kreisky und Wall- 

nöfer manches an den Positionen, die der Bund und das Land Tirol 

zueinander einnahmen, nichts aber an der Tatsache, dass ein Land 

Außenpolitik betrieb. 

In der Steiermark wurden die Aktivitäten in Bezug auf Jugoslawien 

ebenfalls deshalb entfaltet, weil die in der Nachkriegszeit bestehende 

Situation als unbefriedigend empfunden wurde. Dabei ging es freilich 

um etwas ganz anderes als im Verhältnis des Landes Tirol zum Thema 

Südtirol: Es ging nicht darum, auf die Verhältnisse im Nachbarland im 

Sinne einer Verbesserung der Situation einer deutschsprachigen 

Volksgruppe Einfluss zu nehmen sondern darum, den historischen 

Beziehungsraum, dessen Teil die Steiermark seit Jahrhunderten ge- 

wesen war, wieder funktionsfähig werden zu lassen. 

In diesem Zusammenhang darf Folgendes nicht übersehen werden: 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hat Jugoslawien Gebietsansprüche nicht 

nur in Bezug auf Kärnten sondern auch in Bezug auf die Steiermark 

erhoben. Daher war es in dieser Zeit ein zentrales Thema der Landes- 

politik, alle Möglichkeiten zu nützen, um sowohl beim Bund als auch 

und insbesondere bei der britischen Besatzungsmacht dafür zu 

werben, dass den jugoslawischen Forderungen entgegengetreten 

werde. Gleichzeitig wurde auch das Grenzland nach Maßgabe der 

vorhandenen Mittel intensiv gefördert, um eine Abwanderung zu ver- 

hindern und das Selbstbewusstsein der Bevölkerung in den an Jugos- 

lawien angrenzenden Bezirken zu stärken. 

Sobald aber 1949 nach dem 1948 erfolgten Bruch Titos mit Stalin die 

Gebietsforderungen von den Siegermächten gemeinsam abgelehnt 

worden waren, wurde seitens des Landes nach Möglichkeiten gesucht, 

Kontakte ins südliche Nachbarland anzuknüpfen. Der Bund wurde 
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ermuntert, die Verbesserung der Beziehungen zu Jugoslawien zu 
betreiben, um einen Zustand guter Nachbarschaft zu erreichen. 

Diese Politik wurde von allen im Landtag vertretenen Parteien ge- 
meinsam betrieben - mit Ausnahme der Kommunisten, die im Juli 1949 

gegen einen Antrag gestimmt hatten, der Bundesregierung den Dank 
für ihre Bemühungen bei der Abwehr jugoslawischer Gebietsan- 
sprüche auszudrücken. Man war sich über Parteigrenzen darüber 
einig, dass die Grenze zum südlichen Nachbarn fest und sicher sein 
müsse, dies aber keine Abschließung zur Folge haben dürfe, weil eine 
solche für beide Seiten nur Nachteile bringen konnte. 

Ein erster sichtbarer Erfolg dieser Politik war die Errichtung eines 
jugoslawischen Generalkonsulats in Graz im Jahr 1953. Obwohl be- 
kannt war, dass eine solche Maßnahme nicht populär sein würde - es 
gab in der steirischen Bevölkerung beträchtliche Ressentiments gegen 
das kommunistische Nachbarland —, hat das Land die Einrichtung des 
Konsulats gefördert, indem es zu sehr günstigen Konditionen landes- 
eigene Gebäude für Konsulatszwecke zur Verfügung stellte. 

Das Land bemühte sich um Kontakte zum südlichen Nachbarn auf 
allen Ebenen: Es wurden Gespräche mit Politikern der Teilrepubliken 
Slowenien und Kroatien, aber auch mit Zentralstellen in Belgrad 
geführt und es wurde danach gestrebt, unmittelbare Beziehungen 
zwischen Gemeinden diesseits und jenseits der Staatsgrenze zu er- 
möglichen. Ebenso wurde vom Land die 1967 erfolgte Aufnahme einer 
Zusammenarbeit zwischen den Universitäten Graz und Laibach er- 
muntert und gefördert. Ausdruck dieser Politik ist es auch gewesen, im 
Außenministerium die Aufnahme von Mitarbeitern des Amtes der 
Landesregierung in österreichische Delegationen zu zwischenstaat- 
lichen Verhandlungen zu erwirken. 

Die Steiermark ist in ihren grenzüberschreitenden Aktivitäten noch 
weiter gegangen: Ende der Siebzigerjahre hat dieses Land die Initiative 
zur Gründung der „Arbeitsgemeinschaft Alpen-Adria” ergriffen. Es darf 
nicht übersehen werden, dass dies in der Zeit da es unternommen 

wurde etwas völlig anderes gewesen ist als die bereits anderswo er- 
folgte Gründung von „Arbeitsgemeinschaften“ zwischen Gebiets- 
körperschaften aus unterschiedlichen Staaten: Die mit Gründung der 
„Arge Alpen-Adria“ erzielte Absprache über eine Zusammenarbeit von 
Regionen kam 1978 einem Brückenschlag zwischen politischen Welten 
gleich: Die teilnehmenden österreichischen Länder Kärnten, Ober- 
österreich und Steiermark waren Teile eines neutralen, demokrati- 

schen Staates, die jugoslawischen Teilrepubliken Kroatien und Slowe- 
nien gehörtem einem „paktfreien“, kommunistischen Staat an und die 
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italienischen Regionen Friaul-Julisch-Venetien und Veneto waren Teile 

eines demokratischen NATO-Mitgliedslandes. Etwas später, nämlich 

gegen Ende der Achtzigerjahre, konnte diese Brückfunktion noch 
erweitert werden: Ungarische Komitate also Teile eines Mitgliedstaates 

des Warschauer Pakts wurden 1986 „aktive Beobachter“ und traten 

1988 als Mitglieder bei. Zudem wurde die Arbeitsgemeinschaft durch 

Bayern, das Burgenland, die Emilia Romagna, die Lombardei, Trentino- 

Südtirol und den Schweizer Kanton Tessin vergrößert. 

Die Mitwirkung ungarischer Komitate war das Ergebnis einer 
ebenfalls durch die Steiermark aber auch durch das Burgenland be- 
triebenen grenzüberschreitenden Nachbarschaftspolitik. Der außen- 
politische Stellenwert des im Beitritt zur Arbeitsgemeinschaft sichtbar 
gewordenen Erfolges der Kontaktpflege nach Ungarn war in den Acht- 

zigerjahren sehr hoch. Ungarische Partner haben von einem Meilen- 
stein in der Entwicklung der Ost-West-Beziehungen gesprochen und 

berichtet, die ungarische Regierung, deren Zustimmung die Komitate 

vor dem Beitritt als „aktive Beobachter“ einholen mussten, habe ihrer- 

seits in Moskau die Genehmigung zu einem solchen Schritt einholen 

müssen. 

Die „Arge Alpen-Adria” hatte bis zum großen politischen Wandel 

Anfang der Neunzigerjahre eine Funktion, deren Bedeutung über die 

einer Gesprächsplattform zwischen Gebietskörperschaften aus Staaten 

unterschiedlicher politischer Orientierung hinausging: Zeitzeugen 

berichten aus „teilnehmender Beobachtung”, dass die „Arge Alpen- 

Adria“ das Entstehen informeller Informationswege ermöglicht hat, 

deren Wert während des Zerfalls des Staates Jugoslawien sichtbar 
geworden ist. Über diese Kanäle sollen nämlich jene Informationen 
übermittelt worden sein, die bewirkt haben, dass die Bundesrepublik 

Deutschland entschieden für die Anerkennung Kroatiens und Slowe- 

niens eingetreten ist und sich bemüht hat, ihre Partner in der Euro- 

päischen Gemeinschaft auf eine gemeinsame Linie zu bringen. 

Die angeführten Beispiele haben gezeigt, dass die „regionale 
Außenpolitik“ österreichischer Länder auch eine beträchtliche, nicht 
auf das Wirtschaftliche bezogene Dimension haben kann. Freilich darf 

nicht übersehen werden, dass in diesem Punkt die Änderung der 
politischen „Großwetterlage“ in Europa neue Rahmenbedingungen 
gezeitigt hat. Daher können Zusammenschlüsse wie die „Arge Alpen- 
Adria“ nicht mehr ihre ursprüngliche Funktion und Bedeutung haben. 

Grenzüberschreitende Kontakte von Regionen aus Mitgliedstaaten 

können sich im Rahmen einschlägiger EU-Programme_ entfalten; 

Kontakte zwischen Bundesländern und Regionen in Staaten, die nicht 
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der EU angehören, haben typischerweise einen wirtschaftlichen 
Interessenskern. Zudem bieten Europaratskonventionen über die 
Kooperation zwischen Gebietskörperschaften eine juristische Basis für 
regionale Kontakte .Aber dennoch können auch heute Beziehungen 
zwischen österreichischen Bundesländern und Gebietskörperschaften 
in anderen Staaten eine nicht zu vernachlässigende „politische“, d.h. 

nicht auf die Verfolgung wirtschaftlicher Interessen und nicht nur auf 
kulturelle Aspekte bezogene Dimension haben. 

Soweit der Befund. Es sei nun der eingangs gestellten Frage nachge- 
gangen und geprüft, wie diese Aktivitäten von Ländern im Kontext der 
österreichischen Bundesverfassung qualifiziert werden können. 

Bekanntlich wird in Österreich jegliche Staatstätigkeit einer der 
Staatsfunktionen, Gesetzgebung und Vollziehung, zugerechnet. Die 
Staatsfunktion Vollziehung wird wiederum in die Gerichtsbarkeit und 
in die Verwaltung untergliedert und die Verwaltung wird in Hoheits- 
verwaltung und Privatwirtschaftsverwaltung eingeteilt. So gesehen, 
müsste eine grenzüberschreitende Aktivität eines Bundeslandes , da 
sicher nicht der Gesetzgebung oder der Gerichtsbarkeit zuzurechnen, 
entweder der Hoheitsverwaltung oder der Privatwirtschaftsverwaltung 
zuordenbar sein, um verfassungsrechtlich keinen Einwänden zu be- 
gegnen. Ist dies möglich? 

Hoheitsverwaltung liegt bekanntlich nach dem auch in der Recht- 
sprechung zu findenden, in Österreich üblichen, Begriffsverständnis 
vor, wenn ein als Verwaltungsorgan zu qualifizierendes Organ der 
Vollziehung zu einseitigen Anordnungen ermächtigt ist. Besteht hin- 
gegen eine solche spezifische Ermächtigung nicht, sind Handlungen 
von Verwaltungsorganen der Privatwirtschaftsverwaltung zuzurech- 
nen. Legt man diese Einteilungskriterien zu Grunde, wären grenz- 
überschreitende Aktivitäten eines Bundeslandes als Akte der Privat- 
wirtschaftsverwaltung zu qualifizieren. Dafür spricht auch, dass für den 
Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung die Kompetenzverteilung des 
B-VG nicht gilt. Eine als Akt der Privatwirtschaftsverwaltung qualifi- 
zierte grenzüberschreitende Aktivität eines Bundeslandes könnte da- 
her nicht als unvereinbar mit Art 10 Abs 1 Z 2 B-VG, nach welchem 

„äußere Angelegenheiten mit Einschluss der politischen und wirt- 
schaftlichen Vertretung gegenüber dem Ausland” Bundessache sind, 
angesehen werden. 
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Aber ist eine solche Betrachtungsweise sinnvoll, wenn die grenz- 
überschreitende Aktivität einen „politischen“ Inhalt hat, zB auf eine 

Verbesserung des Schutzes einer sprachlichen Minderheit abzielt?. 
Müsste dann nicht eine einschlägige Aktivität des Außenministeriums 
ebenfalls der Privatwirtschaftsverwaltung zugerechnet werden? Denn 
auch das Außenministeriums handelt in so einem Fall nicht auf Grund 
einer Ermächtigung zu einseitigen Anordnungen. 

Stellt man dies in Rechnung, wird man nicht umhin können, die 
ausschließlich auf einen Inhalt einer Ermächtigung zur Setzung von 
Rechtsakten abstellende traditionelle Einteilung der Verwaltung zu 
hinterfragen. Die in Rede stehende Einteilung ist dann sinnvoll, wenn 
es um die Themen Eingriffsermächtigung bzw. Anordnungsermächti- 
gung und Rechtsschutz geht. Aber sie wird, weil zu kurz greifend, un- 
brauchbar, wenn es um jene weiten Felder von Aktivitäten von Verwal- 
tungsorganen geht, in denen die Setzung von Rechtsakten nicht oder 
nur ausnahmsweise vorkommt und in denen das Thema Rechtsschutz 
nicht aktuell ist. Und die Außenpolitik ist ein typisches Beispiel für 
diese Art von Aktivitäten. Daher ist es nicht sinnvoll, grenzüber- 
schreitende Aktivitäten eines Bundeslandes mit „politischem“ Inhalt 

als Akte im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung zu qualifizieren. 

Es bleibt noch die Frage nach der kompetenzrechtlichen Qualifika- 
tion der grenzüberschreitenden Länderaktivitäten zu beantworten. 

Unzweifelhaft wäre eine „Konkurrenzaußenpolitik* eines Landes 

unzulässig. Die beschriebenen Aktivitäten von Ländern hatten auch 
nie den Charakter einer solchen. Sie können aber als „Komplementär- 
außenpolitik“* bezeichnet werden .Die Bundesverfassung sieht aber 
auch eine solche nicht ausdrücklich vor. Folgt daraus aber, dass eine 
solche unzulässig ist? Die Antwort wird nicht durch einen Rückgriff auf 
jene Bundesstaatsideologie zu finden sein, die behauptet, die Republik 
Österreich sei durch ihre Länder gegründet worden, nachdem diese 
durch den durch das Ende der Monarchie bewirkten Wegfall der 
Pragmatischen Sanktion ihre originäre Souveränität wiedererlangt 
hatten. Nach dieser Ideologie wäre es möglich zu behaupten, die 
Übertragung der Ermächtigung zur Besorgung der äußeren Ange- 
legenheiten sei eben nicht unbegrenzt erfolgt. Doch diese Ideologie 
trägt der historischen Realität nicht Rechnung. 

Um zu einer Lösung zu gelangen, muss folgendes bedacht werden: 
Die Bundesverfassung weist zwar im Verhältnis zwischen Bund und 
Ländern alle Kompetenzen zur Erzeugung von Rechtsakten zu und 
enthält auch Ermächtigungen an Staatsorgane, die nicht die Setzung 
von Rechtsakten zum Gegenstand haben. Aber sie wird sinnvoller- 
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weise nicht als eine vollständige Zuweisung aller Ermächtigungen zu 
Handlungen jeglichen Inhalts an Organe des Bundes und der Länder 
zu verstehen sein. Sonst müsste nämlich ein beträchtlicher Bereich der 
politischen Aktivitäten der Länder (aber auch des Bundes) als verfas- 
sungswidrig qualifiziert werden. Die Bundesverfassung enthält ja zB 
keine ausdrückliche Ermächtigung der Länder zur Vertretung ihrer 
Interessen gegenüber dem Bund und zur Einrichtung jener faktisch 
sehr wirksamen Instrumente, welche die Länder zu diesem Zweck 

geschaffen haben. Sie wird aber in dem Sinn zu verstehen sein, dass 
sie auch den Organen der Länder einen relativ weiten Bereich als 
mögliches Feld politischen Handelns offen lässt. Versteht man sich 
aber zu einer solchen Sicht der Bundesverfassung, kann auch die 
regionale Außenpolitik der Länder, wie sie vorhin beschrieben worden 
ist, unschwer als Handeln in dem von dieser Verfassung vorgezeich- 
neten Rahmen verstanden werden. 
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Herbert HalbwidI 

Das Bundesland Niederösterreich im Spannungsfeld 
interregionaler Herausforderungen 

1. Warum internationale Kontakte 

Eine 414 km lange Grenze zu den Nachbarstaaten Republik Tschechien 
und Slowakei und die Nähe zu Ungarn - hier „fehlen“ 10 km zu einer 
direkten Grenze - charakterisieren die besondere geopolitische Lage 
des Bundeslandes Niederösterreich. Schon am „Rand der freien Welt“ 
begann sehr früh die Kontaktsuche zu unseren Nachbarn. Die Öffnung 
der Grenzen 1989, und letztlich der Beitritt der Nachbarstaaten zur 
Europäischen Union 2004, brachten offene Voraussetzungen für ver- 
schiedenste Formen interregionaler Zusammenarbeit. 

Zur bisherigen Westkompetenz galt es eine Ostkompetenz heraus- 
zubilden. Die Europäische Union stimulierte durch verschiedene 
Förderprogramme, wie zB INTERREG oder PHARE, grenzüberschrei- 
tende Kooperationen. Die Globalisierung verstärkte den Wettbewerbs- 
druck nicht nur auf Unternehmen, sondern führte auch bei den Regio- 
nen zu einer Wettbewerbssituation, der sich Niederösterreich stellen 
musste. 

2. Zielsetzungen 

Interregionale Zusammenarbeit hat auch immer einen politischen 
Fokus. Persönliche Kontakte können Spannungsfelder „entspannen“. 
Auf Basis politischer Abstimmungen werden operationale Programme 
entwickelt, die Details regionaler Kooperationen regeln. Mit den Nach- 
barregionen der Tschechischen Republik wurden beispielsweise be- 
reits sieben Arbeitsprogramme abgeschlossen. In diesen werden zB 
Fragen grenzüberschreitender Infrastrukturvorhaben, der gegenseiti- 
gen Unterstützung bei Naturkatastrophen oder in Notsituationen ge- 
klärt, Lösungen von Sicherheitsproblemen erarbeitet, Projekte des 
Kulturaustausches, der wirtschaftlichen und touristischen Zusammen- 
arbeit beschlossen, oder auch die Unterstützung beim Aufbau von 
modernen Verwaltungsstrukturen vereinbart. 

23



Neben diesem „Top-down-Ansatz“ entstehen viele gemeinsame 

Aktivitäten auch durch eine „Bottom-up-Strategie“. Viele Initiativen 

von Einzelpersonen, Vereinen und Organisationen waren Impulsgeber 

für ein näheres Kennenlernen und die Entwicklung und Umsetzung 

gemeinsamer Projekte. Historische familiäre Beziehungen, sportliche 

Wettbewerbe oder Städtepartnerschaften sind nur einige Beispiele aus 

der breiten Palette der gelebten Praxis. 

Grenzüberschreitende Beziehungen dienen aber nicht nur dem 

Interessensausgleich von Gebietskörperschaften. Sie werden auch als 

Beitrag im Marketingprozess von international tätigen Unternehmen 

gesehen. Offizielle Kontakte spielen in vielen Teilen der Welt eine 

wesentliche Rolle bei der Geschäftsanbahnung oder dem Projektab- 

schluss. Das Bundesland Niederösterreich organisiert regelmäßig 

Delegationsreisen und Standortpräsentationen, beteiligt sich an 

Messen und Konferenzen. Potentielle Geschäftspartner lernen da- 

durch die führenden Politiker persönlich kennen, werden über poli- 

tische Strategien und Rahmenbedingungen informiert, und lernen 

„soft facts“ - Kultur, Lebensqualität, Sicherheitsaspekte, Bildungsmög- 

lichkeiten etc — kennen, die in wirtschaftlichen Entscheidungspro- 

zessen oftmals ausschlaggebend sind. 

Durch den interregionalen Erfahrungsaustausch ist schließlich auch 

eine Analyse und Bestimmung der eigenen Position möglich: Stärken 

können ausgebaut, Nachjustierungen bei Schwachstellen vorge- 

nommen werden. 

3. Organisationsstruktur 

Die politische Außenkompetenz hat der Landeshauptmann. Im Einzel- 

fall beauftragt er mit seiner Vertretung andere Mitglieder der Landes- 

regierung entsprechend der Aufgabenstellungen des jeweiligen 

Ressorts, oder auch einzelne Mitglieder des Landtages. 

Die fachliche Zuständigkeit wird im Amt der Niederösterreichi- 

schen Landesregierung von einer Stabsstelle für Internationale Bezie- 

hungen wahrgenommen. Sie ist eine Organisationseinheit der Amts- 

direktion und dem Landeshauptmann politisch unterstellt. 

Das Projektmanagement, etwa bei der Organisation von eigenen 

Delegationsreisen ins Ausland oder der Vorbereitung von Besuchen 

ausländischer Gäste in Niederösterreich, wird in Kooperation mit ver- 

schiedenen amtsinternen Dienststellen (Protokollabteilung, Landes- 

pressedienst, Sicherheitsdirektion, Verfassungsdienst, diverse Fachab- 

24



teilungen) durchgeführt. Externe Partner, wie zB Ministerien, Bot- 
schaften, Außenhandelsstellen, werden bei Bedarf in die Projektarbeit 
einbezogen. 

4. Finanzierung 

Für die Durchführung der Auslandsköntakte gibt es im Landesbudget 
keine eigene Budgetposition. Bei der Grobplanung des jeweiligen 
Vorhabens werden die anfallenden Kosten geschätzt. Die Projekt- 
finanzierung erfolgt sodann anteilsmäßig durch die am Projekt partizi- 
Pierenden internen und externen Partner. 

Themenspezifische Workshops oder Fachkonferenzen werden 
auch durch Finanzierungsbeiträge von Sponsoren unterstützt. 

5. Struktur der Auslandsbeziehungen 

Die Struktur der Landesaußenbeziehungen ist vielschichtig. Teilweise 
erfolgt der Beziehungsaufbau im institutionellen Rahmen, wie bei- 
spielsweise im Ausschuss der Regionen Europas, dem Vertreter von 
263 regionalen oder kommunalen Gebietskörperschaften angehören, 
der ARGE Donauländer, bei der 39 Regionen zusammenarbeiten, oder 
der Versammlung der Regionen Europas, die 250 Mitglieder umfasst. 

Manche Kontakte entwickeln sich als Folgeprojekte von Staatsbe- 
suchen. In zeitlichem Abstand verstärken Bundesländer-Delegationen 
einerseits den „Erinnerungseffekt”, andererseits arbeiten sie an der 
Entwicklung und Umsetzung konkreter Kooperationsprojekte mit. 

Für einen Beziehungsaufbau ist oftmals auch die geopolitische Lage 
ausschlaggebend. Viele Regionen, die ähnlich wie Niederösterreich 
um die jeweilige Bundeshauptstadt situiert sind - Brandenburg/Berlin, 
Moskau-Region/Moskau, Ile-de-France/Paris, Zhejiang/Shanghai um 
nur einige Beispiele zu nennen — suchen den Erfahrungsaustausch, 
oder erkundigen sich, wie der Interessensausgleich oder Problem- 
lösungen zwischen Ballungsraum und Umland erfolgen. 

Der Forschungs- und Bildungssektor ist zu einem klassischen 
Vorbild für internationale Vernetzung geworden. Das Land unterstützt 
Forschungskooperationen sowie den Austausch von Lehrenden und 
Studenten. 
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Niederösterreichs Wirtschaft weist eine starke Außenwirtschafts- 

verflechtung auf. Etwa ein Drittel aller Betriebe sind in den Mittel- und 

Osteuropäischen Staaten aktiv. Über 40% des Brutto-Regionalprodukts 

Niederösterreichs ist auf den Export zurückzuführen. Im Rahmen einer 

Internationalisierungsoffensive unterstützt das Land vor allem Klein- 

und Mittelbetriebe auf dem Weg in neue Märkte durch branchen- 

spezifische Delegationsreisen, Standortpräsentationen oder Länder- 

tage. Die Politik übernimmt dabei eine Türöffnerfunktion. Mit der 

Gründung eigener Niederösterreich-Büros, wie zB in Prag, Bratislava, 

Budapest, Warschau und Temeswar, soll die Marktbearbeitung in den 

Erweiterungsländern offensiv unterstützt werden. 

Wichtige Partner in unserem internationalen Netzwerk sind die 

Auslands-Niederösterreicher. In einer eigenen Organisation werden 

derzeit etwa 3400 Personen weltweit betreut. Sie fungieren für unser 

Bundesland als Mittler, informelle Repräsentanten und gerne mit Rat 

und Tat in die Außenbeziehungen eingebundene Ansprechpartner. 

6. Resümee 

Die Niederösterreichischen Außenbeziehungen ruhen auf mehreren 

Säulen: Politisch, kulturell, wirtschaftlich, privat, persönlich. In den 

letzten Jahren hat sich weltweit ein verstärktes Interesse an regionaler 

Zusammenarbeit entwickelt. Wertschöpfungsketten internationalisie- 

ren sich. Globalisierungstrends kann sich deshalb auch die öffentliche 

Hand nicht verschließen. 

Das Bundesland Niederösterreich arbeitet hart an einem neuen 

Profil: Die Entwicklung vom Agrarland zum Hightechstandort mit 

hoher Lebensqualität soll unsere Wettbewerbsposition im regionalen 

Wettstreit verbessern. Untersuchungen über globale Trends lassen 

weitere massive Veränderungen in Gesellschaft und Wirtschaft er- 

warten. Mit den Ländern Mittel- und Osteuropas haben wir „Tiger- 

staaten“ vor der Tür. In Asien entwickeln sich mit China und Indien mit 

einem explosiven Wachstum gigantische Käufermärkte. Dem stellen 

wir uns mit dem Aufbau eines globalen Kooperationsnetzes, wobei der 

Schwerpunkt in Europa liegt, aber derzeit auch Partnerregionen in 

Amerika, Afrika und Asien betreut werden. 

Die „Wiener Zeitung“ übertitelte am 24. November 2005 einen 

Artikel, der sich mit der EU-Erweiterung und der zunehmenden Inter- 

nationalisierung beschäftigte, mit „Regionen zur Kooperation ver- 

dammt“. Niederösterreich sieht sich in dieser offenen, heraus- 
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fordernden Welt nicht in einer Zwangslage, handeln zu müssen. 
Unsere Strategie wird von den vielen Chancen bestimmt, die sich aus 
der Zusammenarbeit in vielen Lebensbereichen für alle Beteiligten 
ergeben, um noch besser, noch kreativer, noch dynamischer zu 
werden. Wir sind stolz darauf, international bekannt und anerkannt zu 
sein. 

Weiterführende WEB-Sites 

www.noel.gv.at: 

www.ecoplus.at: 

www.loweraustria.biz : 

www.argedonau.at: 

www.centrone.info : 

wwWw,coreurfopa.eu ! 

www.a-e-[,öorg ; 

Politik, Verwaltung, Regionales, Geschäfts- 
felder 

Wirtschaftsstandort Niederösterreich, 
Netzwerke, Internationalisierung 
Wirtschaft, Forschung, Tourismus, Kultur & 
Freizeit 

Netzwerk der Arbeitsgemeinschaft der 
Donauländer 
regionales Netzwerk Niederösterreich- 
Wien-Burgenland-Tschechische Republik- 
Slowakei-Ungarn 
Ausschuss der Regionen Europas 
Versammlung der Regionen Europas 
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Beteiligung der Länder an 

zwischenstaatlichen Beziehungen 

und an der europäischen Integration





Peter Bußjäger 

Die innerstaatliche Koordination zwischen Bund und 
Ländern in auswärtigen Angelegenheiten 

1. Einleitung 

In einem Staat, in dem mehrere Politikebenen nicht nur an den aus- 
wärtigen Angelegenheiten teilhaben, sondern auch vermöge ihrer 
legislativen Kompetenzen an der Implementierung von völkerrechtlich 
geschaffenem Recht beteiligt sind, stellt sich die Frage nach der inner- 
staatlichen Koordination dieser Außenpolitik in besonderem Maße. 
Die in Art 50 Abs 1 und Abs 3 B-VG verankerte Möglichkeit des 
Bundesrates, die Zustimmung zu einem Staatsvertrag zu verweigern, 
der Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches von Bund 
und Ländern regelt bzw verfassungsändernde Bestimmungen enthält, 
die die Zuständigkeiten der Länder in Gesetzgebung oder Vollziehung 
beschränken, greift nämlich zu spät: Sie setzt erst zu einem Zeitpunkt 
ein, da der Vertrag unterzeichnet und de-facto nicht mehr abänderbar 
ist und ist zudem der Behandlung im Nationalrat, der seinerseits 
ebenfalls über eine auf Grund dieser Sachzwänge stark eingeschränkte 
Vetoposition verfügt, lediglich nachgeschaltet. Es verwundert daher 
nicht, wenn der Bundesrat seine Zustimmung noch kein einziges Mal 
verweigert hat.! Selbst dann, wenn unter dem Gesichtspunkt der Ein- 
schränkung von Länderkompetenzen erhebliche föderalistische Be- 
denken hätten geltend gemacht werden können, hätten es die Sach- 
zwänge hätten es dem Bundesrat realpolitisch äußerst schwierig ge- 
macht, sein verfassungsrechtlich garantiertes Vetorecht tatsächlich 
auszuüben. 

Im Verhältnis der Länder gegenüber dem Bund ist die Situation 
eine andere: Der Bund verfügt im Falle von Länderstaatsverträgen über 
so viele Ingerenzmöglichkeiten, dass die Länder ohnehin nicht umhin 
könnten, einen derartigen Länderstaatsvertrag in engster Abstimmung 
mit den Bundesorganen, vornehmlich dem Außenministerium, abzu- 

1 Im Jahre 2005 hat der Bundesrat 63 Staatsverträgen ausdrücklich zugestimmt, wobei 
eine Zustimmung gemäß Art 50 Abs 1 B-VG in 21 Fällen erforderlich war. In drei 
Fällen erteilte der Bundesrat seine Zustimmung auf der Grundlage des Art 50 Abs 3 
und Art 50 Abs 1 B-VG (vgl Institut für Föderalismus (Hg), 30. Bericht über den 
Föderalismus in Österreich (2005) (2006) 190. 

31



schließen. Nicht zuletzt deshalb haben die Länder von diesem ihnen 
mit der B-VG-Novelle 1988? eröffneten Instrument bisher keinen Ge- 
brauch gemacht. Die Länder werden vielmehr außenpolitisch weitest- 
gehend im informalen Raum tätig. Dass aber gerade solches informales 
Handeln außenpolitisch relevant ist und Koordinationsbedarf nach 
sich ziehen kann, ist einsichtig, ohne dass dabei erst auf Fallbeispiele, 

wie die umstrittenen Reisen des Landeshauptmannes von Kärnten, 
Jörg Haider, in den Irak verwiesen werden muss.” Ebenso kann 
selbstverständlich auch informales außenpolitisches Handeln des 
Bundes für die Länder von höchster Relevanz sein. Man denke dabei 
etwa an das Verhalten der österreichischen Bundesregierung gegen- 
über Tschechien im Fall des Atomkraftwerkes Temelin. 

Der folgende Beitrag wird sich mit der Frage befassen, wie im 
Bundesstaat Österreich die Koordination der beiden Ebenen mit 
außenpolitischen Ansprüchen erfolgt und welche formalen und in- 
formalen Instrumente zur Verfügung stehen. 

Dabei ist zunächst die Fallkonstellation der innerstaatlichen Koor- 
dination der Außenpolitik des Bundes mit den Ländern und an- 
schließend jene der Außenpolitik der Länder mit jener des Bundes zu 

behandeln. 

2. Koordination in auswärtigen Angelegenheiten des Bundes 

a) Die Informationspflichten des Bundes 

Der Abschluss von Staatsverträgen obliegt gemäß Art 65 B-VG grund- 
sätzlich dem Bundespräsidenten, der diese Zuständigkeit gemäß Art 66 
Abs 2 B-VG, sofern es sich nicht um Länderstaatsverträge oder solche 
handelt, die unter Art 50 Abs 1 B-VG fallen, an die Bundesregierung 
oder Mitglieder der Bundesregierung delegieren kann. 

Die Ausverhandlung der Staatsverträge im Vorfeld des Abschlusses 
obliegt regelmäßig der Exekutive, also der Bundesregierung und den 
zuständigen Stäben in den Bundesministerien. Die Legislative ist in 
diesen Prozess praktisch nicht eingebunden. Sie erhält in vielen Fällen 
vom Staatsvertrag erstmals Kenntnis, wenn er als Regierungsvorlage 
dem Nationalrat zur Ratifikation gemäß Art 50 Abs 1 B-VG zugeleitet 

2 BGBl 1988/685. 

3 Siehe dazu Institut für Föderalismus (Hg), 27. Bericht über den Föderalismus in 
Österreich (2002) (2003) 9 f. 
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wird, und auch dies nur, wenn der Staatsvertrag „politischen“ Inhalts 
ist, gesetzändernd oder gesetzesergänzend ist. 

Die Vollzugsapparate der Länder sind gegenüber der Legislative 
etwas besser gestellt: Immerhin haben sie ein verfassungsrechtlich 
verankertes Recht zur Stellungnahme gegenüber solchen Staatsver- 
trägen (aber auch nur solchen!), die Durchführungsmaßnahmen im 
Sinne des Art 16 B-VG erforderlich machen oder die den selbständigen 
Wirkungsbereich der Länder in anderer Weise berühren (Art 10 Abs 3 
B-VG). 

Zu welchem Zeitpunkt die verfassungsrechtlich gebotene Informa- 
tion erfolgt, bleibt wesentlich in das Ermessen der Bundesorgane ge- 
stellt: Art 10 Abs 3 stellt lediglich auf einen Zeitpunkt vor dem 
Abschluss ab. Damit ist der Beteiligung der Länder (oder deren Nicht- 
Beteiligung) ein weites Feld geöffnet, das von der Praxis auch tat- 
sächlich ausgeschöpft wird: Diese reicht nämlich von einer weit- 
gehenden Einbindung der Länder (auch via so genannter „gemein- 
samer Ländervertreter”) bereits im Zuge erster Entwürfe bis zu einer 
Übermittlung des praktisch unterschriftsreifen Entwurfs.# Noch 
schlechter ist es um die Mitwirkungsmöglichkeiten bei Staatsverträgen 
bestellt, die auf Seite der Länder keine Durchfüh rungsmaßnahmen er- 
fordern, aber deren allgemeine Interessen doch in maßgeblicher 
Weise berühren können (man denke in diesem Zusammenhang etwa 
an Abkommen im Zusammenhang mit Kernkraftanlagen). 

Insgesamt ist die Praxis von einer schwachen Beteiligung der 
Länder in außenpolitischen Angelegenheiten geprägt, Residuum einer 
Auffassung, die Außenpolitik als Prärogative des Bundes sieht. Aller- 
dings ist auch das Interesse der Länder ihrerseits an einer effektiven 
Beteiligung vergleichsweise gering, obgleich völkerrechtliche Restrik- 
tionen nationalen Gestaltungsspielraums im Bundesstaat regelmäßig 
auch solche auf gliedstaatlicher Ebene zur Folge haben. 

In der Praxis kommt es daher in vergleichsweise seltenen Fällen zu 
Einwänden der Länder gegenüber dem Abschluss von Staatsverträgen 
oder in sonstigen Angelegenheiten, deutlich weniger als gegenüber 
Gesetzgebungs- oder Verordnungsakten des Bundes. Die relativ späte 
Einbindung der Länder in außenpolitische Fragen wird somit kaum 
moniert und zwar auch in Angelegenheiten, die sich in der innerstaat- 
lichen Umsetzung für die Länder als äußerst brisant erweisen können, 

4 Siehe dazu Institut für Föderalismus (Hg), 30. Bericht über den Föderalismus in 
Österreich (2005) (2006) 247. 
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wie dies etwa bei der Aarhus-Konvention? der Fall war. Dieses Über- 

einkommen wurde auf Grund der Beteiligung der EU über umzu- 

setzendes EU-Recht innerstaatlich implementiert und erforderte die 

Anpassung zahlreicher Bundes- und Landesgesetze.® 

Mitunter kann es auch vorkommen, dass die Anwendbarkeit des Art 

10 Abs 3 B-VG übersehen wird: Im Jahr 2005 hat der Bund beispiels- 

weise den Ländern bei zumindest vier Staatsverträgen keine Gelegen- 

heit zur Stellungnahme gemäß Art 10 Abs 3 B-VG eingeräumt, weil er 

fälschlicherweise davon ausgegangen ist, dass der selbständige Wir- 

kungsbereich der Länder nicht berührt werde.? 

Ein wichtiges Instrument der Länderbeteiligung in außenpolitischen 

Angelegenheiten bildet allerdings neben der Stellungnahme nach Art 

10 Abs 3 B-VG die Möglichkeit der Nominierung von gemeinsamen 

Ländervertretern und die Einbindung derselben in die österreichische 

Verhandlungsdelegation, ähnlich wie dies im Länderbeteiligungsver- 

fahren auf der EU-Ebene der Fall ist. Diese Praxis beruht allerdings im 

Gegensatz zur Länderbeteiligung in EU-Angelegenheiten nicht auf 
verfassungsrechtlichen Grundlagen, sondern auf einer bloßen Verwal- 
tungspraxis, deren Funktionieren von der Kooperationswilligkeit der 
beteiligten Akteure auf Seiten des Bundes abhängig ist und die zudem 
auf Grund des festgestellten deutlich reduzierten Engagements der 

Länder in außenpolitischen Angelegenheiten von relativ geringer Be- 

deutung ist. 

5 BGBl Ill 88/2005. 

6 Da die Aarhus-Kovention auch von der EU unterzeichnet worden ist, sind ihre Vor- 
gaben innerstaatlich insbesondere über Änderungen oder Ergänzungen einschlägigen 
EU-Umweltrechts wirksam geworden, wie die RL 2003/4/EG über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Umweltinformationen, die RL 2003/35/EG über die Beteiligung der 

Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Pro- 

gramme und zur Änderung der RL 85/337/EG und 91/61/EG sowie die RL 2001/42/ 
EG über die Prüfung der Auswirkungen bestimmter Pläne und Programme. 

7 Institut für Föderalismus (Ha), 30. Bericht über den Föderalismus in Österreich (2005) 
(2006) 247 f. In sämtlichen vier Fällen handelte es sich um Abkommen über die 

polizeiliche Zusammenarbeit, die Bestimmungen über verkehrspolizeiliche Amtshilfe 

enthielten. Da die Straßenpolizei gemäß Art 11 Abs 1 24 B-VG in die Vollzugszustän- 

digkeit der Länder fällt, war auch der selbständige Wirkungsbereich der Länder 

berührt. 

8 Siehe dazu etwa Rosner, Koordinationsinstrumente der österreichischen Länder 

(2000) 137 ff und 188 ff. 
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b)  Länderstellungnahmen und ihre Beachtung durch die Organe 
des Bundes 

Das geringe Engagement der Länder in außenpolitischen Angelegen- 
heiten kann auch auf die Tatsache zurückgeführt werden, dass die 
Chancen der Interessensdurchsetzung noch geringer als gegenüber 
legislativen und administrativen Rechtssetzungsakten des Bundes sind. 
Immerhin ist die Durchsetzung einer Position im Völkerrecht von der 
Zustimmung eines anderen, bei multilateralen Verträgen mitunter 
sogar einer großen Zahl von Partnern abhängig, von der Frage, ob der 
Bund überhaupt bereit ist, die Position der Länder zu seiner eigenen 
zu machen, ganz abgesehen. 

Aus diesem Grund beschränken sich die Länder in ihrer Praxis 
darauf, lediglich allfällige massive Beeinträchtigungen ihrer Interessen 
durch einen Staatsvertrag, von dessen Ausarbeitung sie Kenntnis er- 
langt haben, zu monieren und verzichten auf ins Detail gehende 
Stellungnahmen. 

Eine Evaluierung der Beachtung der Länderstellungnahmen durch 
die Bundesorgane (von ihrer Durchsetzung auf internationaler Ebene 
ganz zu schweigen) ist angesichts der Datenlage nicht möglich. Es 
bleibt daher nur die Vermutung, dass die Länderinteressen von 
Bundesorganen zwar „im großen und ganzen“ berücksichtigt werden?, 
sofern sie entsprechend deutlich artikuliert werden, jedoch unter dem 
Vorbehalt, dass die Länder vom guten Willen der Bundesorgane ab- 
hängig sind, tatsächlich frühzeitig informiert zu werden, um überhaupt 
noch einen Einfluss auf die Vertragsverhandlungen zu haben. 

c) Andere Koordinationsfragen 

Eine über das Stellungnahmeverfahren nach Art 10 Abs 3 B-VG hinaus 
gehende Koordination liegt vor, wenn Ländervertreter in die außen- 
politischen Aktivitäten des Bundes einbezogen werden. Dies geschieht 
in der Praxis häufig im Rahmen von Tagungen von Kommissionen, die 
auf Grund von Staatsverträgen etabliert sind, weniger bereits im 
Vorfeld der Erarbeitung der Staatsverträge.0 

Einen Ausnahmefall bildete die Erarbeitung der Protokolle der 
Alpenkonvention, in deren Zusammenhang nahezu alle Länder mit 

9 Siehe Institut für Föderalismus (Hg), 29. Bericht über den Föderalismus in Österreich 
(2004) (2005) 234. 

10 Siehe Institut für Föderalismus (Hg), 30. Bericht über den Föderalismus in Österreich 
(2005) (2006) 248. 
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einem eigenen Ländervertreter in die Verhandlungsdelegation einge- 
bunden waren. In einem solchen Fall ist es aber auch möglich, dass die 
Positionen der Länder, bedingt durch unterschiedliche Interessen in 
den einzelnen Ländern durchaus divergieren, was dem Bund erlaubt, 
sich mit jenen Länderpositionen zu arrangieren, die seinen eigenen 
Interessen am nächsten kommen. 

3. Koordinationsfragen in auswärtigen Angelegenheiten der 
Länder 

a) Informalität 

Aus der Tatsache, dass Art 16 B-VG bisher keine praktischen Anwen- 
dung gefunden hat, resultiert, dass sich die auswärtigen Angelegen- 
heiten der Länder weitestgehend im informalen Bereich abspielen. 
Dies bedeutet aber keineswegs, dass bei Kontakten von Organen der 
Länder mit ausländischen Institutionen nicht ein innerstaatlicher 
Koordinierungsbedarf entstehen kann. Es ist durchaus denkbar, dass 
außenpolitische Interessen des Gesamtstaates, ja sogar der Europäi- 
schen Union Aktivitäten von Landesorganen zuwiderlaufen, wenn sie 
von Regimes, die westlichen demokratischen und rechtsstaatlichen 
Standards nicht genügen, zur Aufwertung ihrer außenpolitischen 
Reputation missbraucht werden können. Aber auch bei Aktivitäten, 
deren Wert außer Streit steht, erweist sich eine Koordination der 

Außenpolitik der Länder mit jener des Bundes als sinnvoll. 

In der Praxis findet eine Koordination allerdings nur in geringem 
Ausmaß statt. Nach den umstrittenen Reisen des Landeshauptmannes 
von Kärnten Jörg Haider in den Irak hatten sich die Landeshauptleute 
in ihrer Konferenz vom 6. März 2002 auf Druck der Bundesregierung 
allerdings bereit erklärt, dem Außenministerium beabsichtigte Aus- 
landsreisen bekannt zu geben.!! Inwieweit dies in der Praxis gelebt 
wird, ist nicht ganz klar. 

In Reisen mit umfangreicherem Programm, wie z.B. bei Exkursionen 
von Landtagen oder deren Ausschüssen in das Ausland, die einen ent- 
sprechenden Planungsaufwand erfordern, sind vor allem die öster- 
reichischen Vertretungen in den betreffenden Staaten regelmäßig 
bereits in die Vorbereitung eingebunden, wodurch auch dem Koordi- 
nationsbedürfnis Rechnung getragen wird. 

11 Institut für Föderalismus (Hg), 27. Bericht über den Föderalismus in Österreich (2002) 
(2003) 10. 
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Einen anderen Fall bilden die institutionalisierten, grenzüberschrei- 
tenden Kontakte im Zuge von Organisationsformen wie der ARGE ALP, 
ARGE ALPE ADRIA, der Internationalen Bodenseekonferenz oder 
anderen, vergleichbaren Einrichtungen. Hier erfolgt in der Praxis eine 
Koordination mit Bundesorganen zwangsläufig dann, wenn bestimmte 
Akte in seine Kompetenz fallen, wie etwa im Gewässerschutz. Da diese 
Organisationen mittlerweile gut institutionalisiert sind und daher die 
außenpolitische Aktivität in diesen zum Routinefall geworden ist, er- 
geben sich in den meisten Fällen wenig Spannungen gegenüber 
außenpolitischen Interessen des Gesamtstaates. 

Eine Besonderheit bildete das am 20. Oktober 1995 eröffnete 
gemeinsame EU-Verbindungsbüro des Landes Tirol mit den Provinzen 
Bozen und Trentino bzw die Europaregion Tirol.!2 Die Institutionali- 
sierung der Europaregion wurde immerhin vom seinerzeitigen italieni- 
schen Staatspräsidenten Scalfaro als gegenüber der italienischen Ver- 
fassung in Widerspruch stehend sowie als Gefahr für die Trentiner 
Identität bezeichnet.'3 Auch seitens des Bundeskanzleramtes wurden 
massive verfassungsrechtliche Bedenken moniert, die sich auf Kompe- 
tenzüberschreitungen des Landes Tirol sowie auf die Übertragung von 
Hoheitsrechten bezogen.!* Die von den drei Landtagen nach lang- 
wierigen Verhandlungen 1998 genehmigte „Vereinbarung über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Rahmen einer Europa- 
region” beschränkte sich denn auch auf einen informalen Rahmen. '5 

b) Möglichkeiten des Bundes zur Intervention 

In der Praxis sind in den vergangenen Jahren zumindest bei den 
außenpolitischen Kontakten der Länder mit ihren Nachbarn keine 
Konflikte mit dem Bund bekannt geworden.!6 Man kann von einer 
reibungslosen Koexistenz von Bund und Ländern sprechen, wobei 
letztere die viel umfassendere Kompetenz des Bundes in außenpoliti- 
schen Angelegenheiten und damit auch seine faktische Dominanz 

12 Siehe Institut für Föderalismus (Hg), 20. Bericht über die Lage des Föderalismus in 
Österreich (1995) (1996) 55 und 122. 

13 Institut für Föderalismus (Hg), 20. Bericht über den Föderalismus in Österreich (1995) 
(1996) 123. 

14 Institut für Föderalismus (Hg), 21. Bericht über die Lage des Föderalismus in 
Österreich (1996) (1997) 145. 

15 Institut für Föderalismus (Hg), 23. Bericht über die Lage des Föderalismus in 
Österreich (1997) (1998) 324 ff. 

16 Siehe dazu die seit 1976 erscheinenden Berichte des Instituts für Föderalismus über den Föderalismus in Österreich, die die vielfältigen außenpolitischen Aktivitäten der 
Länder veranschaulichen. 
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anerkennen. Auf der anderen Seite ist der Bund bei Interventionen 

sichtlich zurückhaltend. Die Möglichkeiten des Bundes, in bestimmte 

außenpolitische Aktivitäten der Länder rechtlich zu intervenieren, sind 

freilich auch beschränkt. Die Gliedstaaten sind in ihren grenzüber- 

schreitenden Tätigkeiten dem Bund rechtlich nicht untergeordnet, es 
gibt keine Weisungsbeziehungen. 

Zu beachten ist freilich, dass die Möglichkeiten der Länder, Interes- 

sen des Bundes zu unterlaufen, auf Grund ihrer schmalen legislativen 

Zuständigkeiten eher bescheiden sind. Angesichts der somit doch 

beschränkten Möglichkeiten der Länder in der Außenpolitik, die - 

abseits der Länderstaatsverträge — weitgehend auf informales Handeln 

beschränkt sind, scheinen besondere Aufsichtsinstrumente auch kaum 

notwendig zu sein. 

4. Die Verfassungsdiskussion und ihre Relevanz für die aus- 

wärtigen Angelegenheiten 

Die Außenpolitik war in verschiedener Hinsicht Gegenstand der Dis- 

kussionen im Österreich-Konvent: Als Kompetenzfrage wurde sie im 

Ausschuss 5 betreffend die Aufgabenverteilung im Bundesstaat be- 

handelt. Dabei bestand im Wesentlichen Konsens, an der bestehenden 

Kompetenzverteilung nichts zu ändern, auch wenn gerade dadurch 

unklar blieb, wie weit die außenpolitischen Kompetenzen der Länder 

tatsächlich reichen. '7 

Hinsichtlich der Staatsvertragskompetenzen der Länder wurde 

dagegen Konsens erzielt, die überschießenden Aufsichtsbefugnisse 

des Bundes abzubauen: Das Erfordernis der Bevollmächtigung zur 

Aufnahme von Verhandlungen und der Vorbehalt des Abschlusses 

zugunsten des Bundespräsidenten, wie sie derzeit in Art 16 B-VG ver- 

ankert sind, sollten demnach entfallen.'® 

Zu dem hier behandelten Gegenstand der innerstaatlichen Koordi- 

nation wurde folgende weitere wichtige Festlegung getroffen: Die 

17 Siehe dazu den Bericht des Ausschusses 5 des Österreich-Konvents vom 04.11.2004, 

57 (www.konvent.av.at), aus welchem die Uneinigkeit über ein eigenes Kompetenz- 
feld der Länder „auswärtige Angelegenheiten der Länder“ hervorgeht. Einige Aus- 
schussmitglieder lehnten die Festschreibung einer derarligen Landeskompetenz ab, 
weil „die Generalkompetenz des Bundes in Bezug auf auswärtige Angelegenheiten 
nicht eingeschränkt werden dürfe‘. Aber auch seitens der Befürworter bestand die 
Überzeugung, dass ein derartiges Kompetenzfeld die Zuständigkeiten des Bundes im 
Bereich der auswärtigen Angelegenheiten nicht einschränken dürfe. 

18 Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, Beratungsergebnisse, 134 (www.konvent.- 

qu.at). 
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Stellung der Länder gegenüber dem Bund bei den Verhandlungen 
über Staatsverträge sollte an deren Beteiligung in EU-Angelegenheiten 
angeglichen werden, womit eine deutliche Aufwertung gegenüber 
ihrer derzeitigen Rechtsposition verbunden wäre. Die Bundesregie- 
rung würde demnach die Verpflichtung treffen, nicht nur die Länder 
unverzüglich über alle „Vorhaben“ zu informieren, sondern diesen 
auch die Möglichkeit der Erstattung einer einheitlichen, die Bundesre- 
gierung bindenden Stellungnahme einräumen.19 

Dieser im Ausschuss 2 des Österreich-Konvents erarbeitete Vor- 
schlag, der im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Neuregelung 
der bundesverfassungsrechtlichen Grundlagen betreffend die Ände- 
rung von Bundes- und Landesgrenzen zu sehen ist?", wurde in die 
Diskussionen der Expertengruppe, die die Grundlagen für die im 
Regierungsübereinkommen des Jahres 2007 zwischen SPÖ und ÖVP 
vorgesehene Staats- und Verwaltungsreform erarbeiten soll, ein- 
gebracht.?! Die Expertengruppe erzielte dabei auch Konsens, eine 
entsprechende verfassungsrechtliche Regelung vorzuschlagen. Inwie- 
weit eine entsprechende Verfassungsänderung tatsächlich eingeleitet 
wird, ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt (Juli 2007) noch offen. 

Vor dem Hintergrund, dass sich mittlerweile auch jenseits der EU 
insbesondere mit der WTO eine weitere Entscheidungsebene des 
Nationalstaates abzeichnet, deren Vorgaben maßgeblich in die Gestal- 
tungsfähigkeit der Nationalstaaten und ihrer Untergliederungen inter- 
venieren, ist eine solche Regelung unter dem Gesichtspunkt des „Be- 
teiligungsföderalismus“ eine absolute Notwendigkeit. 

19 Bericht des Österreich-Konvents, Teil 3, Beralungsergebnisse, 49. Paradigmatisch für die Befindlichkeit des österreichischen Bundesstaates und die Zurückhaltung gegen- 
über einer Aufwertung der Länder auch nur in Beteiligungsrechten allerdings die dort 
enthaltene Bemerkung: „In der Diskussion wurde kritisiert {sicl), dass der vorge- 
schlagene Abs 4 einen sehr weiten Anwendungsbereich eröffnen und eine sehr kräf- 
tige „Föderalisierung" bedeuten würde.“ Das Präsidium des Österreich-Konvents er- 
zielte freilich Konsens in dieser Frage. 

20 Nach geltendem Verfassungsrecht bedarf jede Änderung des Bundesgebietes, aber 
auch jede Änderung von Landesgrenzen innerhalb des Bundesgebietes überein- 
stimmender Verfassungsgesetze des Bundes und der betroffenen Länder. Im Inter- 
esse der Vereinfachung des Bestandes an formellem Verfassungsrecht schlug der 
Ausschuss 2 des Österreich-Konvents eine Neuregelung des Art 3 vor, wonach 
Grenzbereinigungen und Grenzänderungen fortan lediglich übereinstimmender Ge- 
setze oder Verträge des Bundes und der betroffenen Länder bedürfen sollten (Bericht 
des Österreich-Konvents, Teil 3, Beratungsergebnisse, 43 f). 

21 Siehe „Regierungsprogramm für die XXI. Gesetzgebungsperiode", Pkt 2. „Staats- 
und Verwaltungsreform“, 23. 
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5. Schlussbemerkung 

Formalisierte innerstaatliche Koordinationsmechanismen der öster- 
reichischen Außenpolitik sind nur spärlich vorhanden. Dies darf aber 
nicht über einen regen informalisierten Austausch von Informationen 
hinwegtäuschen, der in der Praxis stattfindet, jedoch zu weiten Teilen 
vom good-will der beteiligten Akteure abhängig ist. 

Das außenpolitische Engagement der Länder bei Vorhaben, an 
denen der Bund beteiligt ist, ist - von EU-Angelegenheiten abge- 
sehen - vergleichsweise bescheiden. Dies ist ein Anreiz für den Bund, 
Außenpolitik als seine Prärogative zu behandeln und führt in der Ten- 
denz zu einer Ausblendung der Länder aus jenen Prozessen, in denen 
in der Verhandlung von Staatsverträgen die maßgeblichen Entschei- 
dungen fallen. Dieser Entwicklung müssten die Länder aus eigenem 
Interesse, eben durch vermehrtes Engagement gerade in den außen- 
politischen Aktivitäten des Bundes entgegen wirken. In der Verfas- 

sungsdiskussion derzeit erwogene Änderungen verfassungsrechtlicher 

Rahmenbedingungen könnten zu einer gewissen Stärkung der Rolle 

der Länder führen. 

Auf der eigenen Ebene sind die grenzüberschreitenden Aktivitäten 

der Länder rege, bleiben jedoch weitgehend auf informales Handeln 

beschränkt. Hier sind wiederum die Ingerenzmöglichkeiten des 

Bundes, gerade weil es um informales Handeln geht, vergleichsweise 
bescheiden. In der Praxis haben sich jedoch, soweit dies bekannt 
wurde, keine wesentlichen Friktionen ergeben. 
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Andreas Rosner 

Das österreichische Länderbeteiligungsverfahren: 
Rechtslage und Staatspraxis 

Eine herausragende Stellung unter den auswärtigen Beziehungen 
nehmen die Beziehungen des Bundesstaates Österreich zur Europäi- 
schen Union ein. Insbesondere das Primärrecht und das Gemein- 
schaftsrecht - also das Sekundärrecht der so genannten ersten Säule! — 
wirken auf die österreichische Rechtsordnung in einem Umfang und 
einer Intensität wie keine andere internationale Rechtsbeziehung. 

Die Mitgliedschaft des Bundesstaates Österreich in der Eu ropäl- 
schen Union weist nun eine Besonderheit auf: sowohl der Bundes- als 
auch die Landesgesetzgeber erfahren inhaltliche Bindungen. Einerseits 
kann durch Richtlinien die Gestaltung eines Rechtsbereiches inhaltlich 
determiniert und eine entsprechende „Umsetzung“ durch nationale 
Rechtsetzer geboten sein?; andererseits kann durch Verordnungen ein 
Rechtsbereich direkt geregelt und somit den nationalen Rechtsetzern 
zumindest weitgehend entzogen werden?. 

Nun kann aber der Bund seinen Teil dieses Kompetenzverlustes 
durch die direkte Mitwirkungsmöglichkeit auf europäischer Ebene - 
vor allem im Rat - kompensieren; den Ländern dagegen drohte die 
Gefahr einer „möglichen Aushöhlung der Bundesstaatlichkeit Öster- 
reichs durch zunehmende Inanspruchnahme und Ausweitung von 
Gemeinschaftskompetenzen“*. Als zumindest teilweiser Ausgleich 
dieser „Mediatisierung der Länder”3 wurde noch vor dem Beitritt eine 

1 Zur Terminologie vgl zB Öhlinger/Potacs, Gemeinschaftsrecht 3 ff. 

2 Dazu speziell für den Länderbereich Müller, Umsetzungsprobleme; Bußjäger, Um- seizungszwang; umfassend Ranacher, Funktion. 

3 „Die Moeanung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch a innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel.“ (Art 249 Abs 2 und 3 EGV; vgl Veelouch, Art 249 EGV) 

4 Wimmer/Mederer, EG-Recht 115; vgl auch Pernthaler, Auswirkungen 187. 

Pernthaler, Auswirkungen 183. 
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„kompensatorische Partizipation“ in Form einer Beteiligung der 

Länder an der gesamtstaatlichen Willensbildung geschaffen”. 

Dieses Länderbeteiligungsverfahren ist seither ausführlich und 

umfassend kommentiert worden?. Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, 
neben einer rechtsdogmatischen Darstellung vor allem einen aktuel- 
len Blick auf die bundesstaatliche Praxis zu werfen. 

6 

7 
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Schäffer, Mitwirkung 1006. 

Die Länder waren Mitinitiatoren des Vorhabens, die Vollmitgliedschaft Österreichs 
bei den Europäischen Gemeinschaften anzustreben. So ersuchte die Landeshaupt- 

leutekonferenz die Bundesregierung bereits im Jahre 1987, also zwei Jahre vor dem 

Beitrittsantrag, „die Teilnahme Österreichs am gemeinsamen Markt mit dem Ziel der 

Vollmitgliedschaft Österreichs in der EG so rasch wie möglich anzustreben". Die 

Länder nahmen sodann auch aktiv an den Beibitsverhiandiungen teil; nach deren 

Abschluss rief die Landeshauptleutekonferenz vor der Volksabstimmung über den 
Beitritt Österreichs zur Europäischen Union dazu auf, „am 12. Juni 1994 an der Volks- 
abstimmung teilzunehmen und mit einem Ja zu stimmen". Die Länder standen also 

der Integration Österreichs in Europa von Anfang an bejahend gegenüber. Ent- 
iprechend groß war auch von Beginn an das Interesse der Länder, mitgestaltend in 
ie Prozesse auf europäischer Ebene und in die österreichinternen Vorbereitungen 

dazu eingebunden zu sein. 

vgl außer den im Folgenden gesondert zitierten Arbeiten: Adamovich/Funk/ 
Holzinger, Staatsrecht | Rz 17.069 ff; Brand, Mitwirkung; Burtscher, EG-Beitritt; 

Bußjäger, Föderalismus; Engel, Mehrebenen-Föderalismus; Grabenwarter, Änderun- 

gen; Holzinger, Auswirkungen; Khol, Demokratieabbau; Mayer 5., Europapolitik, insb 
170 f und 204 f; Morass, Entscheidungsprozeß; Morass, Interessen; Morass, Praxis; 
Nagel, Intervento; Neisser, Mitwirkungsbefugnisse; Neisser, Verfassun sreform; 
Öhlinger, Verfassungsrecht Rz 188 f; Pernthaler, Esperienza; Pernthaler, Länderbeteili- 
gungsverfahren; Pernthaler, Stellung, insb 673 ff; Pressien, Strukturverschiebungen; 

Ranacher, Akteure; Rill, Integration; Rill, Vorhaben; Rosner, Mitgestaltungsinstru- 
mente; Schambeck, Integration; Schreiner, Mitwirkung; Thun-Hohenstein/Cede/ 
Hafner, Europarecht; Weber, Föderalismus; Weber, Integration; Weiss, Bundesrat.



I. Rechtslage 

Vorbild für das österreichische Länderbeteiligungsverfahren war die 
Rechtslage in Deutschland?. Die Mitwirkungsrechte der österreichi- 
schen Länder wurden zeitlich vor jenen des Nationalrates und des 
Bundesrates geschaffen. Die B-VG-Novelle BGBl 1992/276 fügte dem 
Art 10 B-VG die Abs 4 bis 6 an und trat am 6. Juni 1992 in Kraft. Parallel 
dazu schlossen Bund und Länder gem Art 15a Abs 1 B-VG eine Verein- 
barung über die Mitwirkungsrechte der Länder und Gemeinden in 
Angelegenheiten der europäischen Integration (VE-MLG), die am 
26. Dezember 1992 in Kraft trat (BGBl 1992/775). 

Damit war es den Ländern im Gegensatz zu den Bundesparlamen- 
ten möglich, schon auf die Beitrittsverhandlungen der Jahre 1993 und 
1994 Einfluss zu nehmen, wovon sie auch in der Praxis Gebrauch 
gemacht haben’. Die Mitwirkungsrechte des Nationalrates und des 
Bundesrates wurden erst durch die B-VG-Novelle BGBl 1994/1013 (das 
so genannte EU-Begleit-BVG) geschaffen und traten am 1. Jänner 1995 
in Kraft. 

A. _ Stellungnahmeverfahren 

Das Stellungnahmeverfahren ist ein indirektes Instrument, das sich 
innerstaatlich an den Bund und nicht direkt an die europäische Ebene 
richtet. 

1. Informationspflicht des Bundes 

Zentrale Verfassungsnorm des Länderbeteiligungsverfahrens ist seit 
der zuletzt genannten Verfassungsnovelle Art 23d B-VG. Darin wird in 
Abs 1 zunächst eine Informationspflicht des Bundes gegenüber den 
Ländern festgelegt. Sachlich ist diese Pflicht beschränkt auf „alle Vor- 
haben?! im Rahmen der Europäischen Union, die den selbständigen 
Wirkungsbereich der Länder berühren oder sonst für sie von Interesse 

9  RV zur B-VG-Novelle 1992, 372 BIgNR 18. GP, 5. 

10 Einheitliche Stellungnahmen der Länder aus dieser Zeit betreffen zB den Liegen- 
schaftserwerb, die FFH- und die Vogelschutzrichtlinie sowie die Kommunalwahl- rechtsrichtlinie. Vgl das Verzeichnis der bislang abgegebenen einheitlichen Stellung- nahmen der Länder bei Rosner, Rechtsfragen 98 ff, 

11 Zur Diskussion über den Inhalt des Vorhabensbegriffes des Art 23d Abs 1 B-VG vgl 
Lenzhofer, Türkei 90 ff mwN. 
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sein könnten“; in zeitlicher Hinsicht legt die Bundesverfassung fest, 
dass diese Unterrichtung „unverzüglich“ zu geschehen habe. 

2. Stellungnahmerecht der Länder 

Der Bund hat den Ländern Gelegenheit zur Stellungnahme zu diesen 
Vorhaben zu geben. Hinsichtlich der damit verbundenen Rechtsfolgen 
ist zu unterscheiden zwischen allgemeinen und einheitlichen Länder- 
stellungnahmen. 

a) Allgemeine Länderstellungnahmen 

Allgemeine Stellungnahmen der Länder (vgl die Überschrift zu Art 5 
VE-MLG) sind Stellungnahmen, die nicht von allen Ländern getragen 
werden (zB Einzelstellungnahmen eines Landes) oder sich auf Vor- 

haben beziehen, die Angelegenheiten betreffen, in denen die Gesetz- 
gebung nicht Landessache ist. 

Ein Unterfall der allgemeinen Länderstellungnahmen sind die ge- 
meinsamen Länderstellungnahmen, die zwar von allen Ländern ge- 
tragen werden, sich jedoch auf Vorhaben beziehen, die Angelegen- 
heiten betreffen, in denen die Gesetzgebung nicht Landessache ist. Im 
Hinblick auf die rechtliche Effektivität unterscheiden sich die gemein- 
samen nicht von den anderen allgemeinen lLänderstellungnahmen; 
ihre tatsächliche Effektivität!? ist wegen des geschlossenen Auftretens 
der Länder wohl höher zu bewerten. 

Art 5 VE-MLG legt fest, dass der Bund allgemeine Länderstellung- 
nahmen bei der Festlegung des Standpunktes der Republik Österreich 

bloß „entsprechend zu erwägen“ hat, dh den Bund keine rechtliche 

Verpflichtung trifft, den Länderstellungnahmen inhaltlich zu folgen. 

b) Einheitliche Länderstellungnahmen 

Anders ist dies bei Stellungnahmen zu Vorhaben, die Angelegenheiten 

betreffen, in denen die Gesetzgebung Landessache ist und an deren 

Zustandekommen alle Länder mitgewirkt haben. An diese einheit- 

lichen Länderstellungnahmen ist der Bund gem Art 23d Abs 2 B-VG 
und Art 6 Abs 1 VE-MLG grundsätzlich inhaltlich gebunden. Er darf von 
ihnen nur aus „zwingenden außen- und integrationspolitischen 

12 Zur Begrifflichkeit Rosner, Koordinationsinstrumente 6. 

44



Gründen“ abweichen; dies ist nur dann zulässig, wenn es zu diesem 
Abweichen keine vernünftige Handlungsalternative gibt"3. 

Aus Obigem lässt sich folgende Typologie der Länderstellung- 
nahmen ableiten: 

Gesetzgebung Gesetzgebung 
nicht Landessache Landessache 

nicht von allen allgemeine allgemeine 
Ländern getragen Länderstellungnahme Länderstellungnahme 

von allen gemeinsame einheitliche 
Ländern getragen Länderstellungnahme Länderstellungnahme 

aa) Integrationskonferenz der Länder 

Zur Koordination der Beteiligung der Länder an der österreichinternen 
Willensbildung in Angelegenheiten der europäischen Integration 
wurde durch die am 4. April 1993 in Kraft getretene, auf Art 15a Abs 2 
B-VG gestützte Ländervereinbarung über die gemeinsame Willens- 
bildung der Länder in Angelegenheiten der europäischen Integration!* 
(VE-IKL) die Integrationskonferenz der Länder (IKL) eingerichtet. 

Die IKL besteht aus den Landeshauptleuten und den Landtagspräsi- 
dent/inn/en aller neun Länder. Stimmberechtigt sind jedoch alleine die 
Landeshauptleute. Einzelne Landesverfassungsgesetze ermöglichen 
dabei eine Bindung des Landeshauptmannes an Beschlüsse des Land- 
tages'®. Für einen Beschluss der IKL müssen mindestens fünf Länder 
zustimmen und es darf kein Land eine Gegenstimme erheben. Stimm- 
enthaltungen sind zulässig. Stellungnahmen der IKL in Angelegen- 
heiten, in denen die Gesetzgebung Landessache ist, gelten gem Art 4 
VE-IKL als einheitliche Stellungnahmen der Länder. 

13 Rosner, Rechtsfragen 58 ff. 

14 Inallen Ländern kundgemacht, zB Niederösterreich LGBI 0810-0. 

15 Burgenland: Art 83 Abs 3 Landes-Verfassungsgesetz; Oberösterreich: Art 5 Abs 2 LVG 
über die Beteiligung des Landes Oberösterreich an der europäischen Integration; 
Salzburg: $ 3 Abs 2 LVG über die Mitwirkung des Landes Salzburg im Rahmen der 
europäischen Integration; Steiermark: $ 3 Abs 4 LVG über den Ausschuß. für 
Europäische Integration; Tirol: $4 Abs 3 LVG über die Mitwirkung des Landes Tirol in 
Angelegenheiten der europäischen Integration; Vorarlberg: Art 55 Abs 3 Verfassung 
des Landes Vorarlberg. Vgl Edtstadler, Mitwirkung 88 und Schreiner, Landesparla- 
mente 394, 
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bb) Erzeugung außerhalb der IKL 

Einheitliche Stellungnahmen der Länder gem Art 23d Abs 2 Satz 1 B-VG 
können nicht nur von der IKL, sondern auch von den bestehenden 

informellen Koordinationsinstrumenten der Länder (Landeshaupt- 
leutekonferenz, Landesamtsdirektorenkonferenz, Länderumfrage im 
Wege der Landesamtsdirektoren) rechtsgültig und damit bindend für 
den Bund erzeugt werden. 

Dies lässt sich insb auch auf die verfestigte und vom Bund akzep- 
tierte Praxis’® stützen, einheitliche Länderstellungnahmen durch die 
bestehenden informellen Koordinationsinstrumente der Länder zu 
erzeugen. Dieser ständigen Praxis kommt gem Art 31 des Wiener 
Übereinkommens über das Recht der Verträge, BGBl 1980/40, bei der 
Auslegung von Art 6 Abs 1 VE-MLG rechtliche Relevanz zu””. 

cc) Rechtliche Effektivität 

Die Länder können die im B-VG und in der VE-MLG getroffene Rege- 
lung, wonach der Bund an einheitliche Länderstellungnahmen inhalt- 
lich gebunden ist und von ihnen nur aus zwingenden außen- und 
integrationspolitischen Gründen abweichen darf, auf zwei Arten 
rechtlich durchsetzen. 

Erstens erkennt der Verfassungsgerichtshof gem Art 142 Abs 1 B-VG 
über Anklagen, mit denen die verfassungsmäßige Verantwortlichkeit 
der obersten Bundes- und Landesorgane für die durch ihre Amtstätig- 
keit erfolgten schuldhaften Rechtsverletzungen geltend gemacht wird. 
Diese Anklage kann gem Art 142 Abs 2 lit c B-VG gegen einen öster- 
reichischen Vertreter im Rat wegen Gesetzesverletzung in Angelegen- 
heiten, in denen die Gesetzgebung Landessache wäre, durch gleich- 
lautende Beschlüsse aller Landtage erhoben werden. 

Diese Bestimmung ermöglicht es den Ländern somit, ein nicht 
Art23d Abs 2 Satz 2 B-VG entsprechendes Abweichen eines Bundes- 
organs von einer einheitlichen Stellungnahme der Länder beim Ver- 
fassungsgerichtshof anzuklagen, wenn auch die praktische Hürde der 
gleichlautenden Beschlüsse aller Landtage beträchtlich sein dürfte"®. 

Zweitens stellt der Verfassungsgerichtshof gem Art 138a Abs 1 B-VG 
auf Antrag einer beteiligten Regierung fest, ob eine Vereinbarung nach 

16 S dazu unten I1.A.2.b)bb). 

17 Rosner, Rechtsfragen 47 ff. 

18 Öhlinger, Mitwirkung 1996, 68. 
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Art 15a Abs 1 B-VG vorliegt und ob von einem Land oder dem Bund die 

aus einer solchen Vereinbarung folgenden Verpflichtungen, soweit es 

sich nicht um vermögensrechtliche Ansprüche handelt, erfüllt worden 

sind’?. 

Diese Bestimmung gestattet es somit jeder einzelnen Landesregie- 

rung, vom Verfassungsgerichtshof überprüfen zu lassen, ob der Bund 

trotz Abweichens von einer einheitlichen Stellungnahme der Länder 

iSd Art 6 VE-MLG seine Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung 

erfüllt hat. Gemessen an den an die Antragstellung geknüpften Vor- 

aussetzungen ist diese Bestimmung wohl wesentlich praktikabler. 

B. _Ländervertreter in europäischen Gremien 

Im Gegensatz zum Stellungnahmeverfahren erlaubt die Entsendung 

von Ländervertretern in europäische Gremien eine direkte Beteiligung 

der Länder an der Willensbildung auf europäischer Ebene. 

1. Entscheidende Ebene 

Soweit ein Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union auch Ange- 

legenheiten betrifft, in denen die Gesetzgebung Landessache ist, kann 

die Bundesregierung einem von den Ländern namhaft gemachten Ver- 

treter die Mitwirkung an der Willensbildung im Rat übertragen (Art 23d 

Abs 3 B-VG). Dieser Ländervertreter muss der „Ministerebene“ (Art 203 

Abs 1 EGV) angehören, dh Mitglied einer Landesregierung sein?. Aus 

Art 23d Abs 3 Satz 2 B-VG („Die Wahrnehmung dieser Befugnis erfolgt 

unter Beteiligung des zuständigen Mitgliedes der Bundesregierung 

und in Abstimmung mit diesem.“) ergibt sich eine Koordinierungs- 

pflicht des Ländervertreters mit dem Bund. 

2. Vorbereitende Ebene 

Eine Rechtsgrundlage für die „Einbindung von Ländervertretern in 

Verhandlungsdelegationen“, also insb auf Ratsarbeitsgruppenebene 

und in den Kommissionsausschüssen, bietet Art 8 VE-MLG: „Wenn die 

Länder darum ersuchen und dies integrationsrechtlich und tatsächlich 

19 Schäffer, Beteiligung 1996, 34 f. 

20 Egger, Art 203 EGV Rz 14; Mayer, Bundes-Verfassungsrecht 167; Öhlinger, Art 23d 

B-VG Rz 21; Sieberer, Mitwirkung 215 f. 
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möglich ist, dann werden der österreichischen Delegation Vertreter 
der Länder auf deren Kosten beigezogen. [...] Die Vertreter der Länder 
[...] werden von den Landeshauptmännern im Wege der Verbindungs- 
stelle der Bundesländer namhaft gemacht.” ?" 

Als derartige Vertreter kommen insb Gemeinsame Ländervertreter 
in Frage. Diese werden von allen neun Ländern bestellt, um die 
gemeinsamen Länderinteressen in einem nationalen oder internatio- 
nalen Gremium zu vertreten. Sie haben dabei den vorher zwischen 
allen Ländern akkordierten Standpunkt zu vertreten??. Auch sie trifft 
gemäß Art8 Abs 3 Satz 2 VE-MLG („Für Wortmeldungen solcher Ver- 
treter im Rahmen der jeweiligen Delegation ist das Einvernehmen mit 
dem Delegationsleiter erforderlich.”) eine Koordinierungspflicht mit 
dem Bund. 

C. _ Klageführungspflicht des Bundes 

Ein weiteres indirektes Beteiligungsinstrument schafft schließlich der 
als verfassungsändernd genehmigte Art 10 Abs 1 VE-MLG: „Wenn [...] 
ein rechtswidriges Handeln oder Unterlassen von Organen der Euro- 
päischen Gemeinschaften eine Angelegenheit betrifft, in welcher die 
Gesetzgebung Landessache ist, dann ergreift der Bund auf Ansuchen 
eines Landes die nach dem Gemeinschaftsrecht hiefür in Betracht 
kommenden Rechtsbehelfe vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften, sofern kein anderes Land diesem Ansuchen wider- 

spricht und nicht zwingende außen- und integrationspolitische 
Gründe dagegen sprechen.“?3 

21 Die im Jahre 1951 gegründete Verbindungsstelle der Bundesländer ist der zentrale 
Hilfsapparat der Länderkoordination. Bei ihr sind die Hintergrundarbeit für die 
gleichmäßige und gleichzeitige Information aller Länder sowie die Sekretariats- 
tätigkeiten für die Länderkonferenzen konzentriert. Vgl Rosner, Koordinations- 
instrumente 164 ff. 

22 Die Erzeugung koordinierter Standpunkte der Länder stellt nur den ersten Schritt 
zur Durchsetzung dieser Standpunkte dar. Oft reicht es nicht aus, diese bloß 
schriftlich den Kommunikationspartnern der Länder zu übermitteln; vielmehr 
müssen diese Länderinteressen auch in Beratungen oder Verhandlungen vertreten 
werden. Zwar kann grundsätzlich jedes Land einen eigenen Vertreter entsenden; 
dort, wo dies jedoch unwirtschaftlich oder - wie etwa auf europäischer Ebene - 
faktisch unmöglich ist, bedarf es natürlicher Personen, die für alle Länder auftreten 
können. Es bestehen von der Landeshauptleutekonferenz erlassene „Richtlinien für 
Gemeinsame Ländervertreter”. Vgl Rosner, Koordinationsinstrumente 137 ff, AT3 f. 

23 Vgl dazu Niedermühlbichler, Rechtsschutzsystem 557. 
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ll.  Staatspraxis 

A. _ Stellungnahmeverfahren 

1. Informationen des Bundes 

Beschwerden der Länder darüber, der Bund komme seiner Informa- 
tionspflicht nicht nach, sind selten. Häufiger wird beklagt, dass Infor- 
mationen spät mit dann entsprechend knappen Stellungnahmefristen 
übermittelt werden?*. Der Bund verweist in diesen Fällen häufig 
darauf, die Fristen würden von der europäischen Ebene vorgegeben. 

Die sachliche Einschränkung der Informationspflicht des Bundes 
auf Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union, die den selbständi- 
gen Wirkungsbereich der Länder berühren oder sonst für sie von 
Interesse sein könnten, dürfte in der Praxis einen Vorteil für die 

Länder darstellen, da dadurch die Informationsmenge verringert und 
eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den die Länder wirklich 
betreffenden Vorhaben erleichtert wird. 

2. Stellungnahmen der Länder 

a) Allgemeine Länderstellungnahmen 

Allgemeine Stellungnahmen der Länder im Sinne von Art 5 VE-MLG 
sind überaus häufig, ohne dass Aufzeichnungen über ihre genaue An- 
zahl verfügbar wären. 

b) Einheitliche Länderstellungnahmen 

aa) Häufigkeit 

Bislang (Stand 1. Juli 2007) haben die Länder 69 einheitliche Länder- 

stellungnahmen abgegeben”. Absolut genommen weist diese Zahl zu- 
nächst darauf hin, dass das Recht zur Abgabe einheitlicher Länder- 

24 Vgl als anschauliches Beispiel Föderalismusbericht für 2001, 74, wo von einer 
Stellungnahmefrist von 39 Stunden berichtet wird. 

25 Siehe Rosner, Rechtsfragen 98ff sowie die Analyse nach Vorhabenstypus und Materie 
bei Bußjäger, Bilanz & f. 
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stellungnahmen in der Praxis durchaus eine Rolle spielt, davon jedoch 
nicht exzessiv Gebrauch gemacht wird. 

Relativ gesehen werden kann diese Stellungnahmehäufigkeit zu 
den vergleichbaren Produkten des Nationalrates?® und des Bundes- 
rates?”. Der Bundesrat hat allerdings bis heute, elf Jahre nach dem 
Inkrafttreten von Art 23e B-VG, keine bindende Stellungnahme abge- 
geben?®. Es dürfte auch kaum einen Anwendungsfall für eine bindende 
Stellungnahme des Bundesrates geben??. Selbst wenn nämlich in selte- 
nen Fällen die Umsetzung eines Rechtsaktes der Europäischen Union 
zwingend eine innerstaatliche Kompetenzverschiebung erforderte, 
müsste diese a priori nicht notwendigerweise zu Lasten der Länder 
ausfallen. Nach anderer Ansicht stellt jedoch das „Absaugen“ von 
Landeskompetenzen durch Regelungen auf der Ebene des Gemein- 
schaftsrechts einen genuinen Anwendungsfall für bindende Stellung- 
nahmen des Bundesrates dar?®. In der Praxis sind solche jedenfalls 
bislang nicht vorgekommen. 

26 „Liegt dem zuständigen Mitglied der Bundesregierung eine Stellungnahme des 
Nationalrates zu einem Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union vor, das 
durch Bundesgesetz umzusetzen ist oder das auf die Erlassung eines unmittelbar 
anwendbaren Rechtsaktes gerichtet ist, der Angelegenheiten betrifft, die bundesge- 
setzlich zu regeln wären, so ist es bei Verhandlungen und Abstimmungen in der 
Europäischen Union an diese Stellungnahme gebunden.” (Art 23e Abs 2 Satz 1 B-VG); 
Mayer, Bundes-Verfassungsrecht 169; Öhlinger, Art Be B-VG Rz 7. 

27 „Liegt dem zuständigen Mitglied der Bundesregierung eine Stellungnahme des 
Bundesrates zu einem Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union vor, das 
zwingend durch ein Bundesverfassungsgesetz umzusetzen ist, das nach Art 44 Abs 2 
der Zustimmung des Bundesrates bedürfte, so ist es bei Verhandlungen und Ab- 
stimmungen in der Europäischen Union an diese Stellungnahme gebunden.” 
(Art 23e Abs 6 Satz 1 B-VG); Mayer, Bundes-Verfassungsrecht 170; Ohlinger, Art Be 
B-VG Rz. 

28 Labuda, Mitwirkung, 154 erwähnt eine einzige Stellungnahme des Bundesrates. In 
dieser Stellungnahme aus dem Jahr 1996 wurde der Innenminister ersucht, „in 
seinen Bemühungen zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität im Rahmen der 
EU auch auf die Schaffung der notwendigen Voraussetzungen für ein EU-weites 
Zeugenschutzprogramm hinzuwirken”. 
(https//www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid=1011,833443&_dad=portal&_schem 
a=PORTAL&P_INF2=4 [17.7.2007]). Es handelte sich also nicht um eine bindende 

Stellungnahme gem Art 23e Abs 6 B-VG. 

29 Griller, Verfassungsfragen 103 FN 110; Öhlinger, Mitwirkung 1996, 65 f; Öhlinger, 
Mitwirkung 1997, 10f; Öhlinger, Art 23e B-VG Rz 8; Öhlinger/Potacs, Gemeinschafts- 
recht 41 f. 

30 Schäffer, Beteiligung 1996, 47; zustimmend Bußjäger, Zustimmungsrechte 5 FN 20; 
Schäffer, Beteiligung 2002, 51. 
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Der Nationalrat hat bisher (Stand 1. Juli 2007) insgesamt 40 Stellung- 

nahmen abgegeben?!. Das zeigt zunächst, dass die Stellungnahme- 

häufigkeit des Nationalrates in derselben Größenordnung liegt wie die 
der Länder. Große Unterschiede zeigt allerdings die Verteilung 
innerhalb des Beobachtungszeitraumes: während die länder von 
ihrem Recht mit großer Regelmäßigkeit Gebrauch machen”, hat die 
diesbezügliche Energie des Nationalrates rasch nach dem Beitritt zu 

erlahmen begonnen??. Grund dafür könnte die in der Bundesver- 
fassung (Art 74 Abs 1 B-VG) vorgezeichnete politische Parallelität von 
Nationalratsmehrheit und Bundesregierung sein®*. 

bb) Erzeugung 

Die IKL tritt nur äußerst selten zusammen; seit Bestehen dieser Einrich- 

tung fanden bloß zwei Sitzungen statt. Im Jahre 1993 beschloss die IKL 
eine Deklaration „Österreich und die Europäische Gemeinschaft“ 

sowie im Jahre 1997 eine „Länderposition zur Agenda 2000“. Bei beiden 
Beschlüssen standen Gesetzgebungskompetenzen der Länder nicht im 
Vordergrund und sie wurden daher nicht als einheitliche Länder- 
stellungnahmen bezeichnet. 

Schon bald wurde daher zur IKL in der Lehre vertreten, „dass sich 

diese Einrichtung nicht durchgesetzt hat”?. Dies könnte an der 
„Größe und Schwerfälligkeit“3® liegen, mit der sie durch ihre Organi- 
sationsregelungen belastet sei. Sie sei daher ein „höchst unprakti- 

kables”?’ und „gerade in aktuellen Fällen [...] kaum [...] taugliches”°® 

Instrument. 

31 Nichtalle dieser Stellungnahmen dürften allerdings bindende iSd Art 23e Abs 2 B-VG 
gewesen sein; vgl die ausführliche Diskussion bei Lenzhofer, Türkei 99 ff, die im hier 
gegebenen Zusammenhang nicht aufgenommen werden kann. 

32 In den Jahren 1995 bis 2004, in denen die Länder insgesamt 54 einheitliche Länder- 
stellungnahmen abgegeben haben, wurden jedes Jahr (mit Ausnahme von 1997, als 
bloß eine Stellungnahme erfolgte) zwischen vier und acht Stellungnahmen abge- 
geben. 

33 Der Nationalrat gab im Zeitraum 1995 bis 2004 in der 19., 20., 21. und 22. GP jeweils 18, 
13,7 und 2 Stellungnahmen ab (Daten bei Bußjäger, Bilanz 11); seither (1.1.2005 bis 
30.6.2007) überhaupt keine. Die bislang letzte Stellungnahme des Nationalrates 
stammt vom 30. September 2003 (https/www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid= 
1011,833443&_dad=portal&_schema=POÖRTAL&P_INF2=2 [17.7.2007)). 

34 Vgl Bußjäger, Bilanz 9. 

35 Unterlechner, Mitwirkung 49 f. 

36 Schäffer, Beteiligung (1996) 35. 

37 Öhlinger, Mitwirkung (1996) 61. 

38 Schreiner, Länderbeteiligungsverfahren 210. 
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Die Praxis teilt offenbar diese Sichtweise und bedient sich bei der 
Erzeugung einheitlicher Länderstellungnahmen nicht der IKL. Diese 
Stellungnahmen werden vielmehr durch Beschlüsse der Landes- 
hauptleutekonferenz oder der Landesamtsdirektorenkonferenz?? oder 
durch Länderumfrage erzeugt®”. In letzterem Fall wird ein Entwurf für 
die Länderstellungnahme, der entweder von einem Land vorgelegt 
oder von einer Länderexpertenkonferenz*! erarbeitet worden ist, allen 
Ländern von der Verbindungsstelle der Bundesländer zur Zustimmung 
vorgelegt. Dabei ist es von den Ländern erwünschte Praxis, die Zu- 
stimmung der Länder festzustellen, wenn innerhalb angemessener 
Frist ein Einwand bei der Verbindungsstelle nicht einlangt*?. 

Adressaten derartiger Länderumfragen sind die Landesamtsdirek- 
toren. Art 106 B-VG enthält eine Bestandsgarantie des Organs Landes- 
amtsdirektor und betraut ihn mit der „Leitung des inneren Dienstes 

des Amtes der Landesregierung“*. Dabei ist er „Hilfsorgan des 
Landeshauptmannes”. Das BVG Ämter der Landesregierungen“* weist 

39 Vgl zu diesen Einrichtungen ausführlich Rosner, Koordinationsinstrumente 15 ff, 
104 ff; s auch Weber, Macht. Für die Kompetenz der Landeshauptleutekonferenz, 
einheitliche Länderstellungnahmen abgeben zu können, ließe sich auch Art 105 Abs 
1 Satz 1 B-VG („Der Landeshauptmann vertritt das Land“) ins Treffen führen, dessen 
normativer Gehalt allerdings strittig ist. Vgl die Darstellung des Meinungsstandes bei 
Rosner, Koordinationsinstrumente 16; ausführlich Bußjäger, Art 105 B-VG Rz 2 ff. 

40 Diese Koordinationsinstrumente zeichnen sich durch eine äußerst geringe recht- 
liche Verfestigung aus: es bestehen etwa für die Landeshauptleutekonferenz keine 
Rechtsvorschriften über Einberufung, Sitzungsort, Tagesordnung oder Sitzungs- 
leitung. Festgelegt ist lediglich, dass die Verbindungsstelle der Bundesländer die 
Geschäftsstelle der Landeshauptmännerkonferenz ist und dass die Landeshaupt- 
leutekonferenz Beschlüsse nur einhellig fassen kann ($ 6 f Geschäftsordnung der 
Verbindungsstelle der Bundesländer, gedruckt bei Rosner, Koordinationsinstru- 
mente AT). Diese sparsame rechtliche Ausgestaltung bringt eine hohe Aktions- 
flexibilität mit sich, die von den Beteiligten offenbar als vorteilhaft empfunden wird. 
Die geringe rechtliche Verfestigung der Landeshauptleutekonferenz hat übrigens 
weder Bundesverfassungsgesetzgeber noch einfachen Bundesgesetzgeber gehin- 
dert, dieser Einrichtung Aufgaben zuzuweisen (Nachweise bei Rosner, Koordina- 
tionsinstrumente 15 ff). 

41 Länderexpertenkonferenzen dienen dem Informationsaustausch unter den Ländern, 
der Vorbereitung gemeinsamer Länderstellungnahmen sowie dem sonstigen Koordi- 
nieren von Ländermaßnahmen. Sie bestehen aus beamteten Vertretern aller Länder 
und erarbeiten Empfehlungen für die Länderkonferenzen auf politischer Ebene oder 
die Landesamtsdirektoren. Vgl Rosner, Koordinationsinstrumente 128 ff. 

42 Dieser „Grundsatz der Zustimmungsannahme nach einwandslosem Fristablauf” 
(Rosner, Koordinationsinstrumente 132) ist ausdrücklich in Punkt 7. dritter Absatz der 
von der Landeshauptleutekonferenz erlassenen „Richtlinien für Länderexperten- 
konferenzen“ (Rosner, Koordinationsinstrumente A11 f) enthalten. 

43 Ausführlich Pernthaler, Landesamtsdirektor. 

44 Bundesverfassungsgesetz vom 30. Juli 1925 betreffend Grundsätze für die Einrich- 
tung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer Wien, BGBl 
1925/289. 
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einerseits dem Landeshauptmann die Funktion des Vorstandes des 

Amtes der Landesregierung® und andererseits dem Landesamts- 

direktor die Leitung des inneren Dienstes des Amtes der Landesre- 

gierung „unter der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptmannes“*® 

zu. Der Landesamtsdirektor ist gem $ 8 Abs 5 lit a ÜG 1920 von der 

Landesregierung mit Zustimmung der Bundesregierung* zu bestellen. 

Damit ist für alle Ämter der Landesregierungen bundesverfas- 

sungsgesetzlich eine beamtete Spitze eingesetzt. Der Landesamts- 

direktor stellt dadurch das geeignete Instrument zur landesinternen 

Koordination auf beamteter Ebene dar*. Er ist nämlich einerseits — 

soweit es die Leitung des inneren Dienstes betrifft - dem gesamten 

Beamtenapparat des Amtes der Landesregierung übergeordnet, ande- 

rerseits aber diesbezüglich dem Landeshauptmann untergeordnet. 

Dadurch ist sichergestellt, dass ein Ausgleich allenfalls divergierender 

Interessen innerhalb des Amtes der Landesregierung hergestellt 

werden kann und auch die politischen Vorgaben entsprechend Be- 

rücksichtigung finden. 

Sowohl die Landeshauptleutekonferenz als auch die Landesamts- 

direktorenkonferenz können Beschlüsse nicht nur in Sitzungen, 

sondern auch außerhalb solcher im Umlaufweg fassen („Umlaufbe- 

schlüsse“). Auch dabei ist es von den Ländern erwünschte Praxis, das 

Zustandekommen eines Umlaufbeschlusses festzustellen, wenn inner- 

halb angemessener Frist kein Einwand gegen die Beschlussempfeh- 

lung erhoben wird. Dies ist die analoge Vorgangsweise zur Fest- 

stellung der Stimmeneinhelligkeit bei den Sitzungen der Länderkonfe- 

renzen, die durch Feststellung des Nichtvorliegens eines Wider- 

spruches zur zuletzt vom Vorsitz vorgeschlagenen Beschlussempfeh- 

lung erfolgt*9. Daher bestehen zwischen einem Umlaufbeschluss der 

Landesamtsdirektorenkonferenz und dem Verfahren durch Länderum- 

frage im Effekt kaum Unterschiede. 

45 81 Abs 1 BVG Ämter der LReg. 

46 $ 1 Abs 3 BVG Ämter der LReg; zum Verhältnis Landeshauptmann - Landesamts- 

direktor Pesendorfer, Landeshauptmann 173. 

47 Wegen seiner in Art 106 B-VG normierten Kompetenzen „auch in den Angelegen- 

heiten der mittelbaren Bundesverwaltung“. 

48 Vgl auch Holzinger, Verfassungswirklichkeit 244. 

49 Rosner, Koordinationsinstrumente 28. 
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Bisher wurden sämtliche einheitliche Länderstellungnahmen auf 
die dargestellte Weise erzeugt, also nicht von der IKL. Der Bund aner- 
kennt diese Stellungnahmen als bindend°". 

cc) Abweichen des Bundes 

Der Bund hat in Angelegenheiten, in denen die Gesetzgebung und 
damit regelmäßig auch die Vollziehung Landessache ist, geringeres 
Interesse an einer inhaltlichen Bestimmung der österreichischen Posi- 
tion im Rat als in Angelegenheiten, in denen die Gesetzgebung oder 
die Vollziehung Bundessache sind. In jenen (Landes-)Angelegenheiten 
verfügt der Bund auch in den meisten Fällen mangels Zuständigkeiten 
gar nicht über das erforderliche fachliche Wissen zur inhaltlichen Aus- 
einandersetzung mit den Vorhaben, etwa hinsichtlich der Folgenab- 
schätzung. Der Bund fordert daher in jenen Angelegenheiten die 
Länder oft geradezu auf, inhaltliche Vorgaben für die Beratungen auf 
Ratsebene zur Verfügung zu stellen; dementsprechend groß ist die 
Bereitschaft des Bundes, diesen Vorgaben dann auch tatsächlich zu 
folgen. 

Größeres Konfliktpotenzial dürfte bestehen, falls es sich um ein 
Vorhaben handelt, das aus österreichischer Sicht eine so genannte 
Querschnittsmaterie?! betrifft. 

Tatsächlich sind Abweichensfälle selten; soweit ersichtlich, sind 

bisher drei vorgekommen (Haltung von Wildtieren in Zoos, Verbren- 
nung von Abfällen, Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformatio- 
nen); die beiden letzteren betrafen Querschnittsmaterien. Die 

Länder haben dabei von ihrer Möglichkeit, die Zulässigkeit des Ab- 
weichens vom Verfassungsgerichtshof überprüfen zu lassen??, nicht 
Gebrauch gemacht. 

50 Rosner, Rechtsfragen 47ff mwN. Schreiner, Länderbeteiligungsverfahren 211, erwähnt 
ein Schreiben des damaligen Bundesministers für Föderalismus und Verwaltungs- 
reform Jürgen WEISS vom 2.5.1996, in dem dieser die Ansicht vertritt, die Länder 
seien bei der Erzeugung einheitlicher Länderstellungnahmen nicht auf den Weg 
über die IKL angewiesen. Maßstab für die Bindungswirkung solle vielmehr 
ausschließlich der Gesichtspunkt der Einheitlichkeit der Länderstellungnahme sein. 
Vgl auch Schreiner, Landesparlamente 393. 

51 Das sind Aufgabenbereiche, die als zusammengehörig verstanden werden, aber auf 
verschiedene Zuständigkeiten des Bundes und der Länder verteilt sind (Adamovich/ 
Funk/Holzinger, Staatsrecht I Rz 19.078; vgl auch Öhlinger, Verfassungsrecht Rz 273). 

52 Rosner, Rechtsfragen 62 ff. 

53 S dazu oben 1.B.2.b)cc). 
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B. _Ländervertreter in europäischen Gremien 

1. Entscheidende Ebene 

Die Übertragung der Willensbildung im Rat an einem von den Ländern 
namhaft gemachten Vertreter im Sinne der Übertragung tatsächlicher 
Entscheidungskompetenzen ist in der Praxis bislang nicht vorge- 
kommen. In einigen Fällen nahmen Ländervertreter immerhin an Rats- 
tagungen teil?*. 

2. Vorbereitende Ebene 

Völlig konträr dazu ist die Situation auf vorbereitender Ebene, wo die 
Mitwirkung von Gemeinsamen Ländervertretern in den österreichi- 
schen Delegationen der Ratsarbeitsgruppen und Kommissionsaus- 
schüsse zur Routine geworden ist. Dieser Umstand lässt vermuten, 
dass sich der Bund durch diese Mitarbeit nicht nur nicht beschränkt 
fühlt, sondern im Gegenteil davon profitiert”. 

C. _ Klageführung des Bundes 

Erst einmal hat ein Land den Bund um Klageführung gem Art 10 Abs 1 
VE-MLG ersucht; der Bund ist diesem Ersuchen nach der Feststellung, 

dass dem kein anderes Land widerspricht, nachgekommen®®. 

54 Vgl Bußjäger, Bilanz 12 f und die Fragebeantwortung 1738/AB-BR/2002 des BK zur 
Anfrage 1885/]-BR/2001, nach der eine formelle Übertragung der Mitwirkung an der 
Willensbildung im Rat sich bislang in der Praxis als nicht erforderlich erwiesen habe, 
da die Mitwirkung der Länder im Rahmen der EU-Rechtsetzung durch verschiedene 
andere Mechanismen und Instrumente gewährleistet sei. 

55 Vgl Bußjäger, Bilanz 13. 

56 EuG 5.10.2005, T-366/03 und T-235/04 Land Oberösterreich ua/Kommission (Gen- 
technik-Verbotsgesetz); s Föderalismusbericht für 2003, 135 f. Das EuG hat im Ver- 
fahren dann übrigens auch die selbständige Klagslegitimation des Landes Ober- 
österreich bejaht; vgl Rosner, Richtlinienumsetzung 91 FN 27. 
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III. Sonstige Koordinationseinrichtungen 

A. Europäische Ebene 

1. Formelle Einrichtungen 

a) Ausschuss der Regionen 

Sämtliche Länder sind -— nunmehr wieder ausnahmslos durch die 
jeweiligen Landeshauptleute als Mitglieder - im Ausschuss der Regio- 
nen vertreten. Es handelt sich dabei um eine direkte Beteiligung der 
Länder am europäischen Rechtsetzungsprozess; allerdings mit rein 
beratender Funktion?”. 

b)  Verbindungsstelle Brüssel 

Bereits im Jahre 1990 wurde eine Außenstelle der Verbindungsstelle 

der Bundesländer in Brüssel für die Informationsbeschaffung in An- 
gelegenheiten der europäischen Integration eingerichtet?®. Der Mit- 
arbeiter dieser Außenstelle ist zugleich auch als Sachbearbeiter der 
Ständigen Vertretung Österreichs bei der Europäischen Union und 
insoweit unter der Weisung des Missionschefs tätig. Diese Doppel- 
verwendung ist in der Praxis für die Länder vorteilhaft”. 

2. Informelle Einrichtungen 

a) Verbindungsbüros in Brüssel 

Die Länder haben mit Ausnahme von Vorarlberg seit dem Beitritt zur 
Europäischen Union Verbindungsbüros in Brüssel eingerichtet®. 
Diese sind Einrichtungen des jeweiligen Landes. Sie vertreten dessen 

57 Vgl ausführlich Rosner, Art 263-265 EGV. 

58 Rechtsgrundlage ist nunmehr Art 9 VE-MLG, der unter der Überschrift „Länderver- 
treter bei der österreichischen Mission” bestimmt: „Die Länder sind berechtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten auf ihre 
Kosten Vertreter und sonstiges Personal an die österreichische Mission bei den 
Europäischen Gemeinschaften zu entsenden.” 

59 Hradil, Erfahrungsbericht 127. 

60 VglzB http://www.noel.gv.at/service/lad/ladT/er/verbindungsbuero.htm (17.7.2007). 
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Interessen und nicht notwendigerweise die gemeinsamen Interessen 
aller Länder. 

B. _ Österreichische Ebene 

Da das Gemeinschaftsrecht keine Rücksicht auf innerstaatliche Kom- 
petenzverteilungen nimmt, sind von Vorhaben auf europäischer Ebene 
häufig sowohl die Bundes- als auch die Landesgesetzgebung betroffen. 
Schon aus diesem Umstand ergibt sich die Notwendigkeit einer stän- 
digen und intensiven Kooperation zwischen Bund und Ländern. 

T. Formelle Einrichtungen 

a) Rat für Fragen der österreichischen Integrations- und Außen- 

politik 

Durch das Bundesgesetz BGBl 368/1989 idF BGBl I 125/2001 wurde der 
Rat für Fragen der österreichischen Integrations- und Außenpolitik 
beim Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten eingerichtet. 
Der Rat dient 

e der Beratung der Bundesregierung in Fragen der österreichischen 
Integrations- und Außenpolitik, 

e der Erörterung und Koordination integrationspolitischer Entschei- 
dungen und 

e der gegenseitigen Information auf diesem Gebiet. 

In diesem Gremium sind Bundesregierung, Bundesparlaments- 
klubs, Länder, Gemeinden und Sozialpartner vertreten. Die Länder- 

interessen in diesem Gremium werden durch „zwei Vertreter der 

Landeshauptmännerkonferenz und zwei Vertreter der Landtage 
(Landtagspräsidenten)“ wahrgenommen®. 

Der Rat tagte in den letzten Jahren zweimal jährlich. 

b) Arbeitsgruppe für Integrationsfragen 

Auf beamteter Ebene wurde als Pendant zu diesem Gremium durch 

VO des BK BGBl 574/1989 eine Arbeitsgruppe für Integrationsfragen 

61 Zurzeit (2007) sind dies LH VAN STAA, Tirol, Frau LH-Stv BRAUNER, Wien, LTPräs 
PRIOR, Burgenland, und Frau LTPräs ORTHNER, Oberösterreich. 
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eingerichtet, die allerdings seit zumindest zehn Jahren nicht mehr 
getagt hat”. 

2. Informelle Einrichtungen 

a) Koordinationssitzungen auf Beamtenebene 

Neben diesen beiden formell eingerichteten Gremien ist die erforder- 
liche Koordination in der Praxis — der Tradition des kooperativen 
Bundesstaates in Österreich entsprechend - durchgehend von Infor- 
malität gekennzeichnet. 

So lädt der Bund ohne ausdrückliche Bezugnahme auf die Arbeits- 
gruppe für Integrationsfragen regelmäßig zu Koordinationssitzungen 
auf Beamtenebene, an denen Bund, Länder, Gemeinden und Interes- 

senvertretungen teilnehmen können. Solche Sitzungen finden etwa 
zur Vorbereitung der wöchentlichen Tagungen des Ausschusses der 
Ständigen Vertreter oder zur Vorbereitung der Ratstagungen statt. Die 
Länder nehmen an diesen Vorbereitungssitzungen bei inhaltlicher 
Betroffenheit teil, und zwar entweder durch gemeinsame Länderver- 
treter oder durch die Verbindungsstelle der Bundesländer. 

Ein weiteres konkretes Beispiel: zur Unterstützung der recht- 
zeitigen Umsetzung des Gemeinschaftsrechts in Österreich lädt das 
Bundeskanzleramt die Umsetzungsbeauftragten der Bundesressorts 
und der Länder in regelmäßigen Abständen zur Beratung aktueller 
Probleme. Diese „Umsetzungskommission“ tagt seit ihrer ersten 
Sitzung am 19. September 2003 etwa zwei- bis dreimal jährlich. 

Derartige Koordinationseinrichtungen des kooperativen Bundes- 
staates haben oft keine Rechtsgrundlage, sondern entstehen aufgrund 
des gleich gelagerten Bedürfnisses der Beteiligten nach gegenseitiger 
Information und Kooperation. Trotz Fehlens rechtlicher Grundlagen 
bilden sich Strukturen und Usancen, die de facto wie Rechtsvorschrif- 

ten beachtet werden: es findet eine informelle Institutionalisierung 

statt®3. 

62 Der Autor dankt für diese Information Herrn Dr Karl-Heinz TANNER, BKA. 

63 Rosner, Richtlinienumsetzung 83. 
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IV. Ausblick 

Der von den Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union am 

29. Oktober 2004 unterzeichnete Europäische Verfassungsvertrag‘* 

(EUVV) sieht grundlegende Neuerungen im Bereich der Subsidiaritäts- 

und Verhältnismäßigkeitsprüfung vor. Neben einer Neuformulierung 

des Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzips in Art I-11 nor- 

miert der EUVV im „Protokoll über die Rolle der nationalen Parlamente 

in der Europäischen Union“® und im „Protokoll über die Anwendung 

der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit“6® eine 

Einbindung der nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten in einen so 

genannten Frühwarnmechanismus. Obwohl unter nationalen Parla- 

menten im Sinne dieser Bestimmung für Österreich nur der National- 

rat und der Bundesrat zu verstehen sind, haben diese die Landtage 

einzubinden”. Die Fristen für diese Mitwirkung der Parlamente sind 

allerdings reichlich kurz bemessen, was gut funktionierende Koordina- 

tionsmechanismen unverzichtbar macht. 

Nun wird der EUVV zwar nicht wie vorgesehen in Kraft treten und 

eine Regierungskonferenz 2007 wird über die Revision des Primär- 

rechts entscheiden. Da aber die Kommission schon jetzt Teile des im 

EUVV vorgesehenen Subsidiaritätsprüfungsprozesses freiwillig anwen- 

det68, kommen in diesem Bereich jedenfalls neue Koordinations- 

herausforderungen auf die Länder zu?. 

64 ABI 2004 C 310, 1. 

65 ABI 2004 C 310, 204. 

66 ABI 2004 C 310, 207. 

67 „Die nationalen Parlamente oder die Kammern eines dieser Parlamente können 

binnen sechs Wochen nach dem Zeitpunkt der Übermittlung eines Entwurfs eines 
Europäischen Gesetzgebungsakts in einer begründeten Stellungnahme an die 
Präsidenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission darlegen, 

weshalb der Entwurf ihres Erachtens nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar 
ist. Dabei obliegt es dem jeweiligen nationalen Parlament oder der jeweiligen 
Kammer eines nationalen Parlaments, gegebenenfalls die regionalen Parlamente mit 

Gesetzgebungsbefugnissen zu konsultieren.“ (Art 6 Abs 1 Protokoll über die Anwen- 

dung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit); vgl ausführlich 

Bußjäger, Auswirkungen 42 ff. 

68 „Die Kommission beabsichtigt, alle neuen Vorschläge und Konsultationspapiere 

direkt den nationalen Parlamenten zu übermitteln und sie zu einer Reaktion aufzu- 

fordern.” (KOM[20061211 endg 10). 

69 Dazu ausführlich Rosner, Subsidiaritätsprüfung. 
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V. 

60 

Zusammenfassung 

Den Ländern stehen zwei formelle Instrumente zur Verfolgung 
ihrer Interessen im Gemeinschaftsrechtsetzungsprozess zur Ver- 
fügung: das Länderbeteiligungsverfahren als indirektes (Stellung- 
nahme an den Bund mit der Möglichkeit, das Verhalten des Bundes 
durch eine einheitliche Stellungnahme bindend zu beeinflussen; 
Verpflichtung des Bundes zur Klagsführung auf Verlangen eines 
Landes) oder direktes Mittel (Teilnahme von Ländervertretern an 

Ratssitzungen auf entscheidender oder vorbereitender Ebene) 
sowie ihre Mitwirkung im Ausschuss der Regionen als direktes 
Mittel (allerdings mit rein beratender Funktion). 

Die Länder sind derzeit der einzige Akteur, der das in Art 23d und 
23e B-VG normierte innerstaatliche Beteiligungsverfahren in der 
Praxis nützt, da beide Bundesparlamente ihre Mitwirkungsrechte 
nicht ausüben - der Bundesrat hat dies auch nie getan, während der 

Nationalrat seine anfänglichen Bemühungen mittlerweile zur Gänze 
eingestellt hat. 

Regelmäßig und häufig machen die Länder von zwei Instrumenten 
Gebrauch: dem Stellungnahmeverfahren, insb hinsichtlich der Ab- 
gabe einheitlicher Länderstellungnahmen, und der Mitwirkung von 
Ländervertretern auf Ratsarbeitsgruppen- oder Kommissionsaus- 
schussebene. Diese beiden Instrumente bilden gemeinsam mit der 
hochrangigen Mitwirkung der Länder im Ausschuss der Regionen 
das Herzstück der europapolitischen Aktivitäten der österreichi- 
schen Länder. 

Die anderen Mitwirkungsinstrumente (Teilnahme von Länderver- 
tretern an Ratssitzungen auf entscheidender Ebene; Verpflichtung 
des Bundes zur Klagsführung auf Verlangen eines Landes) werden 
dagegen gar nicht bis kaum genützt. 

Die einheitlichen Länderstellungnahmen verfügen neben ihrer 
hohen rechtlichen Relevanz in der Praxis auch über eine hohe tat- 
sächliche Effektivität, was ihre Einhaltung durch den Bund betrifft. 
Freilich hängt die Durchsetzbarkeit gesamtösterreichischer Stand- 
punkte auf europäischer Ebene stark davon ab, ob die Unter- 
stützung anderer Partner dafür gewonnen werden kann. 

Die rechtlichen Grundlagen für das Länderbeteiligungsverfahren 
sind nach den Erfahrungen der Praxis als ausreichend zu bezeich- 
nen.



7. Die Staatspraxis des Länderbeteiligungsverfahrens ist vom Geist des 

kooperativen Bundesstaates geprägt. So haben bislang weder die 

Länder das Abweichen des Bundes von einer einheitlichen Länder- 

stellungnahme vor dem Verfassungsgerichtshof releviert noch hat 

der Bund die Kompetenz der informellen Koordinationsinstru- 

mente der Länder zur Abgabe einheitlicher Länderstellungnahmen 

angezweifelt. 

8. Diesem Modell des kooperativen Bundesstaates entsprechen auch 

die zahlreichen Koordinierungsgremien mit oder ohne gesetzliche 

Grundlage, in denen Bund und Länder ihre Interessen abstimmen 

können. 

9. Neue Herausforderungen für die Länder bieten die verstärkten 

Möglichkeiten der antizipierten Subsidiaritäts- und Verhältnis- 

mäßigkeitsprüfung, die der EU-Verfassungsvertrag enthält („Früh- 

warnmechanismus“) und die zum Teil unabhängig von seinem 

Inkrafttreten angewendet werden sollen. 
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Andreas Kiefer 

Aktivitäten der Länder in europäischen Institutionen, 
Verbänden und Netzwerken 

1. Neue Handlungsfelder der Landespolitik 

1.1. Von der Nachbarschaftspolitik von Grenzregionen ... 

Da die konkrete Praxis von Außenbeziehungen einzelner Länder in 
anderen Beiträgen behandelt wird, konzentriert sich dieser Artikel auf 
die Mitwirkung der Länder 

im Ausschuss der Regionen (AdR) der Europäischen Union (EU) und 

im Kongress der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 
(KGRE) des Europarates 

als seit 1994 eingerichtete institutionelle Vertretungsorgane sowie 
in ausgewählten europäischen Verbänden und Netzwerken der Regio- 
nen wie 

der Versammlung der Regionen Europas (VRE) 
der Konferenz der Präsidenten europäischer gesetzgebenden 
Regionalparlamente (CALRE), 

e der Konferenz der Präsidenten von Regionen mit Gesetzgebungs- 
befugnissen (REGLEG), 

e dem Netzwerk Gentechnik freier Regionen sowie 

als Beispiel kommunaler grenzüberschreitender Nachbarschafts- 
politik, die von den Ländern unterstützt wird 

e die EuRegio Salzburg Berchtesgadener Land Traunstein. 

Mit Ausnahme des Binnenlandes Wien grenzen alle Länder an 
einen bis drei der acht Nachtbarstaaten Österreichs. Grenzüber- 
schreitende Beziehungen waren daher bereits seit langem Bestandteil 
der Landespolitiken. Das Land Salzburg beispielsweise wurde erst im 
Jahr 1805 Teil Österreichs und war bis dahin ein unabhängiges geist- 
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liches Fürstentum, das auch eine Außenpolitik und eine diplomatische 
Tradition entwickelte." 

Beziehungen mit benachbarten Regionen sowie bi- und multilate- 
rale Kooperationsvereinbarungen spielen nach wie vor eine große 
Rolle. Seit den 1980er Jahren engagierten sich die Länder in Verbänden 
und Netzwerken der Regionen, die sich einerseits allgemeinen 
Themen wie Regionalismus, Subsidiarität, Anliegen der gesetzgeben- 
den Regionen udgl widmeten oder spezielle Interessen wie Regional- 
flughäfen, genetisch modifizierte Organismen, Weinbauthemen usw 
behandelten. Diese Verbände dienen auch dazu, gemeinsame Positio- 
nen in Stellungnahmen und politischen Erklärungen des AdR oder des 
KGRE einzubringen und Beziehungen mit gleich gesinnten Regionen 
zu knüpfen und zu pflegen. Bei Abstimmungen im AdR und KGRE geht 
es schließlich um Mehrheiten. Hier kommt es darauf an, zum gege- 
benen Zeitpunkt Verbündete zu haben und nicht erst dann zu ver- 
suchen, Allianzen zu schmieden. 

1.2.  ... zur österreichischen und europäischen Innenpolitik 

Die Europapolitik entwickelte sich von traditioneller Außenpolitik hin 
zu einer europäischen Innenpolitik. Die Länder nutzen die Möglich- 
keiten zu aktiver Mitarbeit in der Gestaltung der österreichischen 
Europapolitik.? Die mit dem EU-Beitritt Österreichs entwickelten inner- 
staatlichen Beteiligungs- und Koordinationsmechanismen? und die 
inhaltliche Abstimmung der österreichischen Delegation im Ausschuss 
der Regionen vor allem Plenartagungen erweisen sich als Vorteil für 
eine aktive und kompetente Netzwerkarbeit auf interregionaler und 

1 Kolmbauer, Von Konsuln und Gesandten. Die Geschichte der Diplomatie in Salz- 
burg, Salzburg Sonderpublikationen Nr 116 der Schriftenreihe des Landes- 
pressebüros (1998). 

2 Siehe ua die ausführliche Darstellung von Mayer, Regionale Europapolitik. Die 
österreichischen Bundesländer und die europäische Integration. Institutionen, 
Interessendurchsetzung und Diskurs bis 1998. Institut für Föderalismus (Hg), 
Schriftenreihe Band 87 (2002) sowie die Dokumentation der jährlichen Aktivitäten 
und Entwicklungen in den Berichten über den Föderalismus in Österreich, heraus- 
gegeben vom Institut für Föderalismus. 

3 Rat für Fragen der österreichischen Integrationspolitik, BGBl Nr 368/1989, Verfas- 
sungsnovellen 1992 und 1994 mit der Verankerung des Länderbeteiligungs- 
verfahrens in Art 23d B-VG, BGBl Nr 276/199? bzw BGB! Nr 1013/1994, Bund-Länder- 
Vereinbarung vom 12. März 1992 über die Mitwirkungsrechte der Länder und 
Gemeinden in Angelegenheiten der europäischen Integration, BGBl Nr 775/1992, 
sowie Vereinbarung zwischen den Ländern gemäß Art 15a B-VG vom 12. März 1992 
über die gemeinsame Willensbildung in Fragen der europäischen Integration, 
veröffentlicht in allen Landesgesetzblättern, zB Wien LGBI Nr 291992, Salzburg 
LGBI Nr 51/1993 etc. 
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internationaler Ebene. Die Länder nominierten auf EU-Ebene 22 Politi- 

kerinnen und Politiker sowie 173 Beamtinnen und Beamte für 91 Gre- 

mien. Der Großteil der politischen Vertreter bezieht sich auf Rats- 

tagungen sowie auf den Ausschuss der Regionen. Der Großteil der 

Beamten ist in Kommissionsausschüssen tätig. In den Gremien des 

Europarates sind 19 politische und 20 beamtete gemeinsame Länder- 

vertreter in insgesamt 23 Gremien tätig*. Über den Bereich der EU und 

des Europarates hinaus wurden Ländervertreter für die österreichi- 

schen Delegationen im Rahmen der UNESCO, der WHO, des UNDP 

usw für Gremien nominiert, die Angelegenheiten in Länderzuständig- 

keit behandeln. 

Die Mitarbeit der Länder an der österreichischen Europapolitik ist 

nicht Gegenstand dieses Beitrags. Nicht unerwähnt soll an dieser Stelle 

aber bleiben, dass die Länder nach den Bestimmungen des Finanzaus- 

gleichsgesetzes 2005 einen Anteil von 20,79% des österreichischen EU- 

Beitrages von 2,39 Milliarden Euro im Jahr 2006 tragen?. Diese direkte 

Betroffenheit der Länder führt zu einer kritischen Bewertung von EU- 

Vorhaben mit Auswirkungen auf europäische, nationalen und Länder- 

budgets. Diese Nettozahlerinteressen vertreten die Länder in Debatten 

über Stellungnahmen des Ausschusses der Regionen sowie in den 

interregionalen Verbänden und Netzwerken und haben dort ua mit 

den deutschen Ländern starke Verbündete. 

1.3. Arbeitsgemeinschaften und Netzwerke 

Zu den bilateralen Kooperationen und Partnerschaften der Länder trat 

ab den 1970er Jahren die Mitarbeit in multilateralen Arbeitsgemein- 

schaften mit Nachbarregionen. Die Arge Alp (gegründet am 12. Okto- 

ber 1972), die Arge Alpen-Adria (gegründet am 20. November 1978) und 

die ARGE Donauländer (gegründet am 17. Mai 1990) entstanden auch 

auf Initiative der österreichischen Länder. Hauptmotiv war der Wille, 

entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip, Lösungen für gemeinsame 

Probleme im Grenzraum ohne Befassung der Bundes- bzw Zentral- 

regierungen zu finden oder an diese Zentralstellen gemeinsame Vor- 

schläge zu richten. 

In den folgenden Jahren trat die Mitgliedschaft in der VRE, in der 

CALRE sowie in REGLEG dazu. Vertreter der Länder übernahmen dort 

4 Liste der Gemeinsamen Ländervertreter, Stand 1.3.2007, VST-2912/362. 

5 $ 9 Abs 3 Finanzausgleichsgesetz 2005, BGBl I 156/2004. Österreichs EU-Beitrag 2006: 

€ 2,39 Mrd; Bund: € 1,801 Mrd = 75,48%, Länder: €496 Mio = 20,79%, Gemeind
en: 

€ 89 Mio = 3,73%. 
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auch Führungsfunktionen. Niederösterreichs Landeshauptmann-Stell- 
vertreterin Liese Prokop war von 2001 bis 2004 Präsidentin der Ver- 
sammlung der Regionen Europas, der Salzburger Landtagspräsident 
Helmut Schreiner leitete im Jahr 1998 die CALRE und Salzburgs 
Landeshauptmann Franz Schausberger führte im Jahr 2003 REGLEC. 
Wiens Landeshauptmann Michael Häupl wurde im Jahr 2004 für drei 

Jahre zum Präsidenten des Rates der Gemeinden und Regionen Euro- 
pas (RGRE) gewählt. 

Die Europapolitik der Länder und die Mitarbeit in den interregio- 
nalen Zusammenschlüssen wird — mit Ausnahme des parlamentari- 
schen Netzwerkes CALRE - weitgehend von den Regierungen wahrge- 
nommen. Daran vermag auch die Einrichtung von Europa- und Inte- 
grationsausschüssen der Landtage, die Vorlage von europapolitischen 
Tätigkeits- bzw Vorhabensberichten sowie die vielfach landesver- 
fassungsgesetzlich gewährleisteten Informationspflichten der Landes- 
regierungen an die Landtage über europäische Vorhaben wenig zu 
ändern. 

2. Institutionelle Mitarbeit in den Regionalgremien von EU und 
Europarat 

2.1. Der Ausschuss der Regionen (AdR) der EU 

Der AdR wurde mit dem Vertrag von Maastricht im Jahr 1992 eingerich- 
tet und nahm seine Arbeit im März 1994 auf. Da etwa drei Viertel des 
EU-Rechts auf lokaler oder regionaler Ebene umgesetzt oder ange- 
wendet werden, sollten lokale und regionale politische Vertreter in die 
Vorbereitung von EU-Recht und EU-Politiken frühzeitig eingebunden 
werden. In dem seit 1. Jänner 2007 auf 344 Mitglieder und Stellvertreter 

erweiterten AdR stellt Österreich jeweils 12: je neun Mitglieder und 
Stellvertreter auf Vorschlag der Länder und je drei Mitglieder und 
Stellvertreter auf gemeinsamen Vorschlag des Österreichischen 
Städtebundes und des Österreichischen Gemeindebundes. Auf Grund 
eines Beschlusses® der Landeshauptleutekonferenz vom 1. Februar 
1995 in Brüssel findet - unter Einbeziehung des Österreichischen 
Städtebundes und des Österreichischen Gemeindebundes - vor jeder 
der fünf jährlichen Plenartagungen eine Vorbesprechung auf Beam- 
tenebene sowie am ersten der beiden Plenartage eine kurze politische 
Vorbesprechung der AdR-Delegation statt. Diese Kontakte dienen der 

6 VST-1/752. 
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Abklärung von Änderungsanträgen und der Sammlung der dafür er- 

forderlichen (Mit)Antragstellerinnen und Antragsteller sowie die Fest- 

legung der Weiterverfolgung von Stellungnahmen nach deren An- 

nahme gegenüber dem Bund und den österreichischen EU-Abge- 

ordneten. Da es sich bei der politischen Runde meist um eine „kleine 

Landeshauptleutekonferenz“ handelt, wurde und wird das Treffen in 

Brüssel auch für die Koordination von Länderpositionen in wichtigen 

Fragen genutzt. Die Leiter der österreichischen Delegation waren die 
Landeshauptleute Martin Purtscher (Vorarlberg), Hans Katschtaler 

(Salzburg), Christof Zernatto (Kärnten), Herbert Sausgruber (Vorarl- 

berg), Wendelin Weingartner und Herwig van Staa (beide Tirol). 

Einflussnahme in den politischen Gruppen findet sowohl in den 

Fraktionssitzungen als auch in den Präsidien statt. Der/die jeweilige 

österreichische Delegationsleiter/in gehört ex offo dem Präsidium der 

entsprechenden politischen Gruppe an. Inhaltlich kommt den politi- 

schen Koordinatoren der einzelnen Fraktionen in den Fachkommis- 

sionen eine besonders starke Rolle zu. Sie nehmen an Vorbe- 

sprechungen mit dem bzw der Vorsitzenden der Fachkommissionen 

teil und bereiten die Entscheidungen über die Arbeit der Fachkommis- 

sionen vor. Aus der österreichischen Delegation übernahmen in der 

vierten Mandatsperiode ab Februar 2006 Franz Schausberger, Salzburg, 

für die EVP-Fraktion und Andreas Schieder, Wien, SPE, bis zu seinem 

Ausscheiden aus dem AdR nach der Nationalratswahl vom Oktober 

2006, die Funktion des politischen Koordinators ihrer Fraktion in der 

Fachkommission RELEX, Außenbeziehungen und dezentralisierte Zu- 

sammenarbeit (Anm: gemeint ist Entwicklungszusammenarbeit), wahr. 

Vor den Sitzungen der politischen Koordinatoren finden jeweils Frak- 

tionssitzungen der Mitglieder der einzelnen Fachkommissionen statt. 

Die stärkste Rolle üben die politischen Gruppen bei der Vorbe- 

reitung von Wahlen und bei der Entscheidung über strategische 

Resolutionen und die Schwerpunkte des jährlichen Arbeitsprogramms 

aus. Sie unterstützen das Generalsekretariat des AdR bei der Abstim- 

mung der Kandidaturen der Vertreterinnen und Vertreter der 27 natio- 

nalen Delegationen für Fachkommissionsvorsitze, um eine ausge- 

wogene Verteilung sicherzustellen. 

Österreichische Mitglieder unterstützten in den letzten Jahren die 

Bemühungen der nationalen Delegationen, ihre Rolle gegen über den 

politischen Gruppen zu behaupten. Diese Bemühungen waren nur 

teilweise von Erfolg gekrönt. Während die politischen Gruppen eine 

starke finanzielle und personelle Ausstattung ihrer Sekretariate er- 

fuhren, bleiben die Koordinatoren der nationalen Delegationen, das 
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sind die Assistentinnen bzw Assistenten der Leiter der nationalen 
Delegationen, weiterhin im Dienststand ihrer jeweiligen regionalen 
bzw kommunalen Verwaltungen. Mit auf österreichische Initiative ist 
die Einrichtung einer regelmäßigen Aussprache des AdR-Präsidenten 
mit den Vorsitzenden der nationalen Delegationen zurück zu führen. 

Inhaltliche Meinungsbildungen erfolgen in den Sitzungen der 
Fachkommissionen. Dort verfügen die Vorsitzenden der Fachkommis- 
sionen sowie die Berichterstatter für einzelne Stellungnahmen über 
die größten Einflussmöglichkeiten. Österreich stellte bisher mit Tirols 
Wendelin Weingartner im Verkehr sowie Salzburgs Franz Schaus- 
berger in der institutionellen Kommission zwei Fachkommissions- 
vorsitzende. Zwischen 1995 und Jänner 199, in der ersten AdR- 

Mandatsperiode 1994 bis 1998, legten die österreichischen Bericht- 
erstatter 5 von 184 Stellungnahmen vor. Dies entspricht 2,7% (bzw 
3,6%, bereinigt um das Jahr 1994, in dem Österreich noch nicht EU-Mit- 

glied war) und liegt unter dem Durchschnitt der Delegationsgröße mit 
5,4% (12 von 222 AdR-Mitgliedern). In der zweiten Mandatsperiode 

(Februar 1998 bis Jänner 2002) verfassten die österreichischen Bericht- 

erstatter 9 von 289 Stellungnahmen, das entspricht 3,1%. 

Mit dem Beitritt der zehn neuen Staaten Mittel-, Süd- und Osteuro- 

pas am 1. Mai 2004 und der Vergrößerung des AdR auf 317 Mitglieder 
wurde es zunehmend schwieriger, Berichterstattungen zu über- 
nehmen. In der dritten Mandatsperiode wurden drei der 233 Stellung- 
nahmen (1,29% bei 3,79% Delegationsgröße) von Österreichern ver- 

fasst.8 Es gelang, besonders wichtige Themen zu bearbeiten. Hans 
Niessl (Burgenland) legte in der Plenartagung vom 18. November 2004 
eine Stellungnahme zum Europäischen Verbund für territoriale Zu- 
sammenarbeit EVTZ? und Franz Schausberger (Salzburg) eine zum 

Vertrag über eine Verfassung für Europa”® vor. In der Plenartagung am 
13. Oktober 2005 nahm das Plenum einstimmig die von Franz Schaus- 
berger vorgelegte Stellungnahme zur Phase des Nachdenkens: Struk- 
tur, Themen und Rahmen für eine Bewertung der Debatte über die 
Europäische Union!! mit einem Aktionsplan an. 

7 Arbeitsdokument „Ausschuss der Regionen - Zweite Mandatsperiode 1998 - 2002 — 
Analyse der Mitwirkung der österreichischen Delegation und Perspektiven für die 
dritte Mandatsperiode 2002 - 2006“, Vorlage der nationalen Koordinatoren Fritz 
Staudigl und Andreas Kiefer an die Mitglieder der österreichischen AdR- 
Delegation; Stand 4.2.2002. 

8 Dokument des Ausschusses der Regionen, CdR 111/2002 rev 19. 

9 CdR 62/2004 fin. 

10  CdR 353/2003 fin. 

11. CdR 250/2005 fin. 
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Im ersten der vier Jahre der vierten Mandatsperiode von Februar 
bis Dezember 2006 erarbeiteten die österreichischen Mitglieder vier 
von 38 Stellungnahmen’?, das sind bei einem Anteil von 3,49% der 
AdR-Mitglieder (12 von 344) 10,53% der AdR-Stellungnahmen: Bernd 
Vögerle (Österreichischer Gemeindebund) zum Grünbuch über Ener- 
gieeffizienz'?, Michael Häupl (Wien) zum Thema Kohäsionspolitik und 
die Städte: Der Beitrag der Städte und Ballungsräume zu Wachstum 
und Beschäftigung in den Regionen!*, Andreas Schieder (Wien) zur 
Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus- 
schuss der Regionen „Eine gemeinsame Integrationsagenda - Ein 
Rahmen für die Integration von Drittstaatsangehörigen in die Euro- 
päische Union“! und Franz Schausberger zum Erweiterungspaket 
2005 und zur Mitteilung der Kommission: „Der westliche Balkan auf 
dem Weg in die EU: Konsolidierung der Stabilität und Steigerung des 
Wohlstands“'®, 

Nach der Geschäftsordnung des AdR können Mitglieder aus min- 
destens vier Staaten so genannte interregionale Gruppen bilden, um 
gemeinsame Anliegen über nationale und politische Grenzen hinweg 
zu vertreten. Mit österreichischer Initiative wurde im Jahr 2001 die 
interregionale Gruppe „Alpenbogen” unter Vorsitz von Tirols Landes- 
hauptmann Wendelin Weingartner sowie im Jahr 2006 die interregio- 
nale Gruppe „Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen” unter Vorsitz 
des Salzburger AdR-Beauftragen Franz Schausberger eingerichtet. 
Diese Foren dienen der Abstimmung von wichtigen Änderungsan- 
trägen, der Vorbereitung von inhaltlichen Schwerpunktsetzungen aber 
auch von Personalentscheidungen im AdR. 

Schlüsselthema für kleinere Delegationen im AdR 

Für Österreich wird sich künftig ein entscheidendes strukturelles 
Thema stellen. Nach dem Entwurf des Verfassungsvertrages muss die 
Kommission dem Rat in regelmäßigen Abständen auf der Grundlage 
der demografischen und wirtschaftlichen Entwicklung Vorschläge für 
die Zusammensetzung des AdR und des Wirtschaft- und Sozialaus- 
schusses unterbreiten. Derzeit ist davon auszugehen, dass eine ent- 

12 _CdR 120/2004 rev 4. 

13 _ CdR 216/2005 fin. 

14 _ CdR 38/2006 fin. 

15  CdR 51/2006 fin. 

16 CdR 115/2006 fin. 
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sprechende Bestimmung auch in künftigen Fassungen von EU-Ver- 
trägen enthalten sein wird. Die österreichischen AdR-Mitglieder 
lehnen eine stärke Berücksichtigung der Bevölkerungen bei der Zu- 
sammensetzungen der nationalen Delegationen nach dem Vorbild des 
Europäischen Parlaments (EP) ab. Das EP als Vertretungsorgan der 
Bürger ist mit dem AdR als Vertreter der Regionen und Kommunen 
diesbezüglich nicht zu vergleichen. Eine Vorgangsweise in diesem 
Sinne würde etwa für Deutschland eine Erhöhung der Mitgliederzahl 
im AdR von 24 auf 43 oder um ca 80% bedeuten (siehe helle Säulen in 
der nachstehenden Tabelle). Österreich würde ein Drittel seiner Mit- 

glieder verlieren und von 12 auf 8 zurückfallen. 

Die Tabelle*) (nächste Seite) zeigt die Veränderung der Mitglieds- 

zahl der nationalen Delegationen im AdR bei Anwendung des Man- 
datsschlüssels wie im Europäischen Parlament, angelehnt an den Be- 
völkerungsschlüssel. 

*) Die Abkürzungen der Mitgliedstaaten wurden der offiziellen Web-Seite 
hitp/www.publications.europa.ew/code/pdf/370000en.htim entnommen. 
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2.2. Der Kongress der Gemeinden und Regionen (KGRE) des 
Europarates 

Anders als der AdR, der gemäß Artikel 7 und Artikel 263 EG-Vertrag 
eine beratende Einrichtung ist, ist der KGRE ein Organ des Europa- 
rates, das über eine Kammer der Regionen und eine Kammer der 
Gemeinden verfügt. In Ausschüssen wird die konkrete fachliche Arbeit 
vorbereitet, Berichte und Stellungnahmen ausgearbeitet und dann im 
Plenum verabschiedet. Darüber hinaus verfügt der KGRE seit 1998 über 
eine eigene Arbeitsgruppe „Regionen mit Gesetzgebungsbefug- 
nissen“. Darin arbeiten je ein Mitglied und ein stellvertretendes Mit- 
glied aus den 15 Staaten der 46 Europarats-Mitglieder, die über Regio- 
nen mit Gesetzgebungsbefugnissen verfügen”’. Auch im KGRE gibt es 
nationale Delegationen und politische Gruppen, die sich zu Vorbe- 
reitungssitzungen vor den Plenartagungen treffen. Die österreichische 
Delegation besteht aus je drei Mitgliedern und drei Stellvertretern der 
Länder in der Kammer der Regionen beziehungsweise der Gemeinden 
in der Kommunalkammer. Leiter der österreichischen Delegation ist, 
wie im AdR, Herwig van Staa, Tirol. Er bekleidete im KGRE bereits die 

Funktionen des Präsidenten der Kammer der Gemeinden (als Bürger- 

meister von Innsbruck) sowie als Präsident des Kongresses der Ge- 

meinden und Regionen Europas. 

Weitere Mitwirkungsmöglichkeiten im Europarat 

Für die Mitwirkung der Länder in österreichischen Delegationen im 
Europarat besteht zwar keine Rechtsgrundlage nach dem Vorbild des 
EU-Länderbeteiligungsverfahrens im Art 23d B-VG beziehungsweise 
der Bund-Länder-Vereinbarung vom 12. März 1992, die auch die Teil- 
nahmemöglichkeiten in österreichischen Delegationen und die Mit- 
wirkung an der Willensbildung im Rat (Vertretung Österreichs im EU- 
Ministerrat) regelt. Für den Bereich des Europarats entwickelte sich 
eine Praxis der Einbeziehung der Länder durch den Bund auf politi- 
scher und auf Beamtenebene für Ministerkonferenzen, Expertenaus- 
schüsse und Vorbereitungsgremien. 

Von grundsätzlicher Bedeutung ist hier unter anderem das Steue- 
rungskomitee für lokale und regionale Demokratie, das in seinen ver- 
schiedenen Unterausschüssen die zweijährlichen Regionalminister- 
konferenzen vorbereitet. Schlüsselthema - wenngleich sehr umstritten 

17 Zusammensetzung der Arbeitsgruppe: hitp://www.coe.int/Vcongress/2-Congress- 
vearbook/compo-legisla en.asp ; Stand vom 25.5.2007. 
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- in den letzten Jahren war die Diskussion um die Einführung einer 
europäischen Charta der regionalen Selbstverwaltung bzw der regio- 
nalen Demokratie nach dem Vorbild der Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung. In den Europaratsgremien, die überwiegend Länder- 
themen behandeln, vertreten häufig ausschließlich Ländervertreter die 
Republik. Dies ermöglicht es den Ländern, im Rahmen der nationalen 
Delegation Aktivitäten zu setzen, und zu agieren. Die Zusammenarbeit 
mit dem Bund in diesen Gremien ist weitgehend friktionsfrei. 

3. Europäische Verbände und Netzwerke der Regionen 

3.1. Versammlung der Regionen Europas (VRE) 

Die VRE wurde im Jahr 1985 von 48 Regionen und neun sektoriellen 
Verbänden von Regionen gegründet, um ein allgemein-regionalismus- 
politisches Sprachrohr zu haben.'® Nach Vorarlberg (1987) und Salz- 
burg (1989) traten alle Länder der VRE bei. Das große Verdienst der VRE 
ist der Brückenschlag zwischen EU-Regionen und Regionen aus Dritt- 
staaten. Auch für die österreichischen Länder war die VRE-Mitglied- 
schaft vor dem EU-Beitritt äußerst gewinnbringend für den Aufbau von 
Kontakten zu „erfahrenen“ EU-Regionen, zur Bildung von thema- 

tischen Allianzen für die spätere Mitarbeit im Ausschuss der Regionen 
sowie für die Verwirklichung von EU-geförderten Projekten. Beson- 
ders wertvoll war und ist eine von der VRE organisierte Serie von Prak- 
tikumsaufenthalten von Politikerinnen und Politikern sowie hohen 
Beamtinnen und Beamten in westeuropäischen Regionalverwaltungen 
(CENTURIO). 

Die VRE unterstützte politisch die Bestrebungen einiger Staaten für 
die Gründung des KGRE und des AdR und brachte mit anderen großen 
europäischen Regionalverbänden Kernfragen der Regionen in die 
wichtigen Vorbereitungsphasen für die Regierungskonferenzen von 
Amsterdam und Nizza sowie vor allem in die Beratungen des Europäi- 
schen Verfassungs-Konvents ein. Dazu zählen ua das Subsidiaritäts- 
prinzip sowie die Mitwirkung der Regionen im Rat, beides Themen, die 
auch die österreichischen Länder vertreten. 

Durch aktive Mitarbeit in den institutionellen Gremien, etwa durch 

die Funktion als Sonderberichterstatter der VRE für die Regierungs- 

18 Siehe Weihe-Lindeborg, Zum regionalen System. Stellenwert der Versammlung der 
Regionen Europas (2005). 
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konferenz von Amsterdam durch den Salzburger Landeshauptmann 
Franz Schausberger gelang es, Positionen der österreichischen Länder 
neben dem Weg über die österreichische Bundesregierung auch über 
die VRE in die europäische Diskussion einzubringen. So finden sich 
zahlreiche Positionen aus den Grundsatzpositionen der Länder als 
Beitrag zu den Beratungen des Konvents zur Vorbereitung der Regie- 
rungskonferenz 2004"? in den Beschlüssen der VRE wieder. 

Nach der VRE-Präsidentschaft durch Liese Prokop von 2001 bis 2004 
steht die Kommission 3, Kultur und Bildung, seit 2006 unter Führung 

von Johanna Mikl-Leitner (Niederösterreich). 

3.2. Die CALRE 

Als parlamentarisches Element der europäischen Regionalinstitutionen 
wurde die Konferenz der Präsidenten europäischer gesetzgebender 
Regionalparlamente im Jahr 1997 gegründet.?° Mitglieder sind die 
Präsidentinnen und Präsidenten der insgesamt 74 (mit Nordirland) 
Regionalparlamente aus den acht EU-Staaten: Belgien, Deutschland, 
Finnland, Italien, Österreich, Portugal, Spanien und Vereinigtes König- 
reich. Die Landtagspräsidentenkonferenz ist durch einen Vertreter in 
die laufende Arbeit sowie durch alle ihre Mitglieder bei den jährlichen 
Konferenzen eingebunden. 

Hauptziel der CALRE ist die Anerkennung der Regionalparlamente 
als „nationale Parlamente“ im Sinne der europäischen Verträge. Dies 
würde nach dem bereits in Kraft befindlichen Subsidiaritätsmonitoring 
die direkte Einbeziehung der gesetzgebenden Regionalparlamente in 
die Subsidiaritätskontrolle bedeuten. Allerdings findet dies etwa in 
Deutschland nicht die Unterstützung der Landesregierungen, die ihre 
Vertretung, den Bundesrat, als ausreichende Einbeziehung der Länder 
in dieses System der nationalen Parlamente erachten. 

In Österreich ist der Aufbau von Beziehungen zwischen dem 
Bundesrat und den Landtagen in Fragen der Subsidiaritätskontrolle 
und des Zugangs zu einschlägigen Datenbanken seit dem Jahr 2007 im 
Gange. 

19 Beschluss der Landeshauptmännerkonferenz vom 12. Juni 2002, veröffentlicht im 
27. Bericht über den Föderalismus in Österreich 2002 (2003) 276 - 282. 

20 Über die Entwicklung, Struktur und politischen Forderungen und Ergebnisse der 
CALRE siehe Kiefer, Gesetzgebende RED TUN und ihr europäischer Ver- 
band: die CALRE, in: Europäisches Zentrum für Föderalismus-Forschung Tübingen 
(Hg), Jahrbuch des Föderalismus 2006. Föderalismus, Subsidiarität und Regionen in 
Europa (2006) 606 bis 629. 
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Weitere Ziele und Forderungen der CALRE sind ua ein Klagerecht 
für Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen beim Europäischen Ge- 
richtshof bei Subsidiaritätsverletzungen und Kompetenzüberschrei- 
tungen europäischer Organe, die Schaffung regionaler Wahlkreise bei 
Wahlen zum Europäischen Parlament sowie die Entwicklung von e- 
democracy. Wichtigstes Anliegen der Parlamente bleibt die Forderung 
nach Einbeziehung in die interparlamentarische Zusammenarbeit im 
Rahmen der Konferenz der Europaausschüsse der nationalen Parla- 
mente (COSAC) und der Ausbau der Zusammenarbeit mit dem Euro- 

päischen Parlament. Im EP verfügt die CALRE bereits über einen Beob- 
achterstatus in einigen Ausschüssen. 

CALRE und REGLEG arbeiteten während der Arbeit des Konvents 
eng zusammen. Mit dem Vorarlberger Landtagspräsidenten Manfred 
Dörler nahm die CALRE als erster europäischer Regionalverband an 
einer Anhörung des Konvents über die Rolle der regionalen Parla- 
mente teil. REGLEG musste, wie andere Regionalverbände, erst Über- 

zeugungsarbeit leisten. Das Präsidium des Konvents hatte die Ver- 
bände der Gebietskörperschaften gemeinsam mit Vertretern der Zivil- 
gesellschaft zu einer Aussprache in Brüssel eingeladen. Dies wurde 
von den Verbänden kritisiert, da sie sich und ihre Mitglieder als Ge- 
bietskörperschaften, als Träger staatlicher Politik und Verwaltung 
sahen und nicht als Repräsentanten von Vereinen, Kammern und 
anderen zivilgesellschaftlichen Zusammenschlüssen. Sie argumentier- 
ten als demokratisch legitimierte Gebietskörperschaften und der 
Konvent richtete schließlich eine eigene Kontaktgruppe für die Regio- 
nen und Kommunen ein. An den Aussprachen mit dem Konvents- 
präsidium im Jahr 2003 nahmen Toskana für die CALRE und Salzburg 
als Vorsitz von REGLEG teil. 

3.3. REGLEG: Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten von 

Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen 

Drei Jahre nach der CALRE trafen Präsidentinnen und Präsidenten der 

Regierungen von gesetzgebenden Regionen im November 2000 in 
Barcelona zu ihrer ersten Konferenz zusammen.?! Entstanden in der 
Arbeitsgruppe „Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen“ des KGRE 
entwickelte sich die Regierungschefkonferenz zu einem wichtigen 

21 Aktivitäten, Struktur und Perspektiven der Arbeit von REGLEG sind ausführlich 
dargestellt in: Kiefer, Der Beitrag der Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen zum 
europäischen Verfassungsprozess, in: Institut der Regionen Europas (Hg), Occasio- 
nal Papers 2/2007, 121-164. 
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politischen Akteur in institutionellen Fragen. Mit Unterstützung der 
belgischen Regionen wurde beim Europäischen Rat von Laeken?? am 
15./16. Dezember 2001 das Mandat des Konvents so formuliert, dass 
zwei der sechs Beobachter des Ausschusses der Regionen im Konvent 
aus Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen stammen sollten. 

Gemeinsam mit der CALRE wandte sich REGLEG mehrmals an das 
Präsidium des Konvents und brachte Forderungen für den konstitutio- 
nellen Prozess ein, von denen sich einige im Verfassungsvertrag 
wieder finden. Dazu gehören unter anderem die Beibehaltung des 
Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung (Art I-92), die Erhaltung 
der Möglichkeit der Vertretung eines Mitgliedstaates im Ministerrat 
durch Vertreter von Regionen in Angelegenheiten ihrer Zuständig- 
keiten (Art 1-22), die Achtung der nationalen Identität der Mitglied- 

staaten und der regionalen und kommunalen Selbstverwaltung durch 
die Union (Art 1-5(1)), die Berücksichtigung der Gemeinden und 

Regionen im Subsidiaritätsprinzip (Art 1-9(3)) sowie die finanzielle 
Folgenabschätzung durch die Kommission bei Vorlage von Rechtsvor- 
schlägen (Subsidiaritätsprotokoll Abs. 4), um nur einige zu nennen. 

Gemeinsam mit der CALRE trägt REGLEG die interregionale Gruppe 
„Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen“ im AdR. Diese steht von 
Februar 2006 bis Februar 2008 unter dem Vorsitz des Salzburger AdR- 
Beauftragen Franz Schausberger. 

REGLEG und CALRE konzentrieren sich bei ihrer politischen Arbeit 
im Wesentlichen auf institutionelle Fragen und weniger auf konkrete 
Politiken. Es geht also nicht um Regionalpolitik, sondern um eigen- 
verantwortliche Politik der Regionen, um eigene Gestaltungsmöglich- 
keiten. Im AdR tragen die Mitgliedsregionen von CALRE und REGLEG 
ganz wesentlich das Netzwerk zur Subsidiaritätskontrolle.? 

In den vergangenen Jahren haben die Regionen mit Gesetz- 
gebungsbefugnissen zwei, durchaus widersprüchliche, Politikrich- 
tungen verfolgt. Einerseits verlangten sie eine stärkere Einbeziehung in 
die europäische Politikgestaltung und haben diese in zahlreichen Mit- 
gliedstaaten auch bekommen, andererseits wehrten sie sich gegen ein 
Vordringen von EU-Rechtssetzung innerhalb ihrer eigenen regionalen 
Zuständigkeitsbereiche. 

22 „Die Zukunft der Europäischen Union - Erklärung von Laeken“, https//european- 
convention.eu.inVpdl/LKNDE.pdf, geladen am 25. Mai 2007. 

23 Details dazu: Kiefer, Von der Philosophie zur praktischen Anwendung; Das Subsi- 
diaritätskontroll-Netzwerk des Ausschusses der Regionen, in: Gamper/Bußjäger 
(Hg), Subsidiarität anwenden: Regionen, Staaten, Europäische Union. La sussi- 
diarietä applicata: Regioni, Stati, Unione Europea (2006) 156-176. 
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3.4. Das Netzwerke Gentechnikfreier Regionen 

Auf Initiative Oberösterreichs entstand ab dem Jahr 2003 ein infor- 

melles Netzwerk von Regionen, die eine Politik der Gentechnikfreiheit 

in ihrem Bereich verfolgten. Durch diese Initiative gelang es, das An- 

liegen von einem Randthema einzelner Aktivisten zu einem von den 
zuständigen Gebietskörperschaften getragenen Gegenstand von poli- 

tischen Verhandlungen auf nationaler und europäischer Ebene zu 
machen. Insgesamt 42 Regionen aus sieben EU-Mitgliedstaaten sind in 

dem Netzwerk vertreten, darunter alle Länder.?* 

Ein Urteil des Gerichts Erster Instanz (Vierte Kammer) vom 5. Okto- 

ber 2005, verbundene Fälle T 366/03 und T 235/04, Land Oberösterreich 

und Republik Österreich gegen die Kommission gestand den Regio- 

nen mit Gesetzgebungsbefugnissen ein Klagerecht zu, wenn eine 

direkte Betroffenheit ihrer Gesetzgebungszuständigkeiten vorlag”. 

4. Nachbarschaftspolitik mit Unterstützung der Länder 

4.1. EuRegio Salzburg - Berchtesgadener Land - Traunstein 

Ein Beispiel für Nachbarschaftspolitik auf bürgernächster Ebene ist die 

EuRegio Salzburg — Berchtesgadener Land - Traunstein. Gegründet am 

22. Mai 1995, im Zuge des österreichischen EU-Beitritts, entwickelte sie 

sich zu einem grenzüberschreitenden Koordinationsorgan auf kom- 

munaler Ebene. Die EuRegio ist ein freiwilliger kommunaler Zu- 

sammenschluss mit dem Ziel, die Chancen des Wegfalls der Grenzen 

für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen aber auch die Kommunen 

und die gesamte Region zu nutzen. Land Salzburg und Freistaat 
Bayern, die der EuRegio nicht als Mitglieder angehören, EU-Mittel so- 

wie eigene Mitgliedsbeiträge finanzieren die Aktivitäten. 

Aufbauend auf Erfahrungen von Euro-Regionen im deutsch- 

niederländisch-belgischen Grenzgebiet errichteten die Salzburger und 

Bayerischen Partner nur eine grenzüberschreitende Struktur und 

nicht, wie manche andere EuRegios, zwei in den beiden Mitglied- 

staaten mehr oder weniger autonom arbeitende Regionalmanage- 

ments mit einer förmlichen grenzüberschreitenden Klammer. Die Mit- 

24 Siehe www.gmofree-euregions.net , geladen am 25. Mai 2007. 

95 Näheres siehe dazu 30. Bericht über den Föderalismus in Österreich 2005 (2006) 

111-113. 
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arbeit von Expertinnen und Experten des Landes Salzburg führten zu 
einer hohen Umsetzungsrate der verschiedenen entwickelten Pro- 
jekte. Ein grenzüberschreitender Verkehrs- und Tarifverbund, ein 
grenzüberschreitendes Entwicklungskonzept, Zusammenarbeit der 
Gesundheitseinrichtungen, die Unterstützung der Eisenbahn-Hochge- 
schwindigkeitsstrecke „Magistrale für Europa“ zwischen Paris und 
Budapest - über Salzburg - sind nur einige Beispiele®. 

Die EuRegio umfasste Ende 2006 rund 795.000 Einwohner in 169 
Städten und Gemeinden aus Salzburg, Oberösterreich und Bayern und 
für 2007 war die Mitgliedschaft der ersten Tiroler Gemeinde Waidring 
vorgesehen. In fünfzehn Facharbeitsgruppen werden konkrete 
Themen und Projekte vorbereitet und mit Unterstützung der Ge- 
schäftsstelle und der Regionalmanagements in Freilassing zur Umset- 
zung gebracht. 

Große Hoffnung setzt die EuRegio in den Europäischen Verbund 
für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ).? Dieses - bis Sommer 2007 

von den Mitgliedstaaten umzusetzende — neue Instrument soll die 
Möglichkeit von grenzüberschreitenden Rechtspersönlichkeiten 
schaffen. Damit könnten die bisherigen drei Strukturen des deutschen 
und des österreichischen Trägervereins sowie der durch eine Verwal- 
tungsvereinbarung der beiden Trägervereine geschaffenen EuRegio zu 
einer Organisation zusammengeführt werden. Die Länder unter- 
stützen dies und arbeiten auf nationaler und europäischer Ebene mit, 
um praxisbezogene Lösungen zu finden. Der AdR richtete im Jahr 2007 
ein Experten-Netzwerk für den EVTZ ein und unterstützt den Infor- 
mationsaustausch der Akteure in den 27 EU-Mitgliedstaaten. 

26 Details über die Arbeit der EuRegio Salzburg - Berchtesgadener Land - Traunstein 
siehe in den jährlichen Geschäftsberichten, dem EuRegio-Entwicklungskonzept 
sowie www.euregio-sbg.at. 

27 _ Verordnung (EG) Nr 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 
Juli 2006 über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ), 
Amtsblatt L 210/19 vom 31.7.2006.



5. Schlussfolgerungen 

Die Länder haben ihre Mitarbeit an der österreichischen Europapolitik 

ebenso entwickelt wie ihr Engagement im Ausschuss der Regionen der 

EU sowie im Kongress der Gemeinden und Regionen und anderen 

Gremien des Europarates. Die Kooperation in europäischen Ver- 

bänden und Arbeitsgemeinschaften ergänzt dieses Engagement und 

machte die Außenbeziehungen zu einem alltäglichen Bestandteil der 
Landespolitik sowie der Verwaltungen. 

Verbunden damit ist eine erhebliche zeitliche Inanspruchnahme 

der Landespolitikerinnen und Landespolitiker. Allein die Mitarbeit im 

AdR umfasst die Teilnahme an fünf zweitägigen Plenartagungen, an 

fünf bis sieben eintägigen Sitzungen und Konferenzen der Fach- 

kommissionen und zusätzliche Studientagungen der politischen 

Gruppen. 

Durch ihr Engagement und die Übernahme von Verantwortung in 

europäischen Gremien genießen die Länder bei ihren Partnern ein 

hohes Ansehen und die Beiträge der österreichischen Vertreterinnen 

und Vertreter in AdR, KGRE, VRE, CALRE und REGLEG haben großes 

Gewicht. 

Als kleiner Mitgliedstaat kommt es darauf an, in Netzwerke gut ein- 

gebunden zu sein und starke Partner zu haben. Die Länder verfügen 

mit ihren Netzwerken der Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen 

über Partner, die etwa in Deutschland und Belgien die nationale 

Europapolitik maßgeblich mitbestimmen. Auch im AdR und im KGRE 

sind die österreichischen Mitglieder sehr gut eingeführt. All das 

ermöglicht es den Ländern, ihre innerstaatlich entwickelten Positionen 

nicht nur über die Bundesregierung sondern auch über ihre aus- 

ländischen Partner in europäische Institutionen und Verbände sowie 

andere Mitgliedstaaten in die europäische Diskussion einzubringen. 
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Internationaler und supranationaler 

europäischer Regionalismus





Wolfram Karl 

Multilateraler und bilateraler völkerrechtlicher Rahmen 

Zunächst darf ich mich für die Einladung bedanken, an dieser Ge- 
sprächsrunde teilzunehmen und über den völkerrechtlichen Rahmen 
des transnationalen europäischen Regionalismus zu sprechen. Ich 
habe mich mit dieser Fragestellung vor mehr als zehn Jahren ein- 
gehender befasst, als ich in einem Sammelbändchen über die 
regionale Außenpolitik des Landes Salzburg die Bedeutung der Region 
im größeren Europa von den Institutionen und den Rechtsinstru- 
menten her abhandelte.! Dabei konnte ich mich auf die Schriften des 
leider viel zu früh verstorbenen Kollegen Botschafter Wilfried Lang? 
wie auch jene von Professor Pernthaler? stützen. 1996 hatte ich dann 
Gelegenheit, mich auf einem Symposion in Bozen zur Frage der 
Rechtsnatur des damals geplanten „Tirol-Abkommens“ zu äußern.* 
Damals stellte ich fest, dass es ohne eine definierbare Rechts- oder 

Teilrechtsordnung, aus der das Abkommen seine Geltung ableiten 
müsste, keine Rechtsverbindlichkeit geben könne. Also versuchte ich 
eine rechtliche Einordnung des damals geplanten „Tirol-Abkommens‘“, 
wobei ich die theoretischen Möglichkeiten — Privatrecht, Staatsrecht, 

Europarecht, und Völkerrecht - durchging. Dabei kam ich zu dem Er- 
gebnis, dass es sich bei diesem Rechtsverbindlichkeit heischenden 
Entwurf allenfalls um internationales „soft law“ handeln würde, womit 

aber Verschiedenes bezeichnet werden kann: Rechtsähnlichkeit, 
(bloße) Rechtserheblichkeit, rechtliche Unfertigkeit (ius in statu 

1 Karl, Die Bedeutung der Region im größeren Europa (institutioneller Ansatz), in: 
Dachs ua, Die regionale Außenpolitik des Landes Salzburg (Landespressebüro 
Salzburg 1993) 78-100. 

2 Lang, Regionen und Grenzen: Auf dem Weg zum neuen Europa, in: Esterbauer/ 
Pernthaler (Hg), Europäischer Regionalismus am Wendepunkt — Bilanz und Aus- 
blick (1991) 145-159; ders, Die in Europa bestehenden Formen der multilateralen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, in: Bundesministerium für auswärtige 
Angelegenheiten (Hg), Österreichische Außenpolitische Dokumentation. Sonder- 
druck: Die grenzüberschreitende Tätigkeit der österreichischen Bundesländer 
(Seminar in Baden 1991) 31-40; ders, Die normative Qualität grenzüberschreitender 
Regionen: Zum Begriff „soft institution“, in: Archiv des Völkerrechts 27 (1989) 253- 
285. 

3 Zum Beispiel: Pernthaler (Hg), Außenpolitik der Gliedstaaten und Regionen (1991). 

4 Karl, Zur Rechtsnatur des Tirol-Abkommens zwischen „echtem“ Völkerrecht und 
„soft law“, in: Pernthaler/Ortino (Hg), Europaregion Tirol - rechtliche Vorausset- 
zungen und Schranken der Institutionalisierung (Expertengespräch vom 22.11.1996, 
Europäische Akademie Bozen) 79-92. 
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nascendi) oder Entwicklungsfähigkeit einer Norm. Wesentlich für das 
„soft law“ ist in jedem Fall seine rechtliche Unverbindlichkeit, was 

jedoch nicht ausschließt, dass es als Verhaltensregulativ durchaus ge- 
eignet sein kann. Auch steht das „soft law“ dem eigentlichen Völker- 

recht, dessen Durchsetzungsschwäche ja notorisch ist, in der Realität 
nur wenig nach. Was ja in der Praxis zählt, sind der politische Wille der 
Vertragsparteien, ihre Vereinbarungen zu honorieren, und das poli- 
tische Prinzip der Reziprozität, also die Erwartung der Gegenseitigkeit. 
Diese Beweggründe sind für völkerrechtliche Verträge und „soft law“- 
Abmachungen gleichermaßen wirksam.? 

Ich habe zur Vorbereitung auf das heutige Treffen versucht, die 
zehn Jahre zu überbrücken, die zwischen den damaligen Instrumenten 
und Ambitionen und dem Heute liegen. Rein rechtlich hat sich in 
dieser Zeit nicht allzu viel getan, außer dass das Madrider Rahmen- 
übereinkommen zwei Zusatzprotokolle erhalten hat und man über ein 
drittes diskutiert. Was das Atmosphärische anlangt, glaube ich mich zu 
erinnern, dass damals der Ausdruck „Regionale Außenpolitik” noch 

Besorgnisse bei den Zentralstellen auslöste und mit Skepsis betrachtet 
wurde; er war vielleicht auch unnötig provokant. Mittlerweile wurde 
erkannt, dass es bei der „Regionalen Außenpolitik“ nicht darum ging, 

die Region in Konkurrenz zum Staat zu setzen und gewissermaßen zu 
einem Staat hochzustilisieren, sondern einzig und allein darum, be- 

stehenden grenzüberschreitenden Beziehungen, Interessen und Not- 
wendigkeiten den geeigneten Rahmen zu geben, in dem sie sich mög- 
lichst ungestört durch nationale Grenzen entfalten würden. Dabei 
kommt es auch nicht darauf an, dass die Form der grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit auf regionaler Ebene bestimmt wird, 
denn in Wirklichkeit vollzieht sich diese ja vielfach auf der subregio- 
nalen Ebene, also etwa zwischen Gemeinden dies- und jenseits einer 
Grenze. 

Wenn ich noch einmal auf das „Tirol-Abkommen“ zurückkommen 

darf, das wir 1996 diskutiert haben, und aus dem schließlich nichts 

geworden ist: Dieses Dokument war politisch sehr explizit; es begann 
mit der Gründung der Europaregion Tirol als öffentlicher Körperschaft 
mit Rechtspersönlichkeit und enthielt sogar eine Streitbeilegungs- 
klausel, wonach Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung und 
Anwendung des Abkommens einem Rat unterbreitet werden sollten. 
In weiterer Folge wäre sogar ein Schiedsgericht befasst worden, 
dessen Entscheidungen bindend und unanfechtbar sein sollten - all 
das in einem rechtlichen Graubereich! Die 1998 tatsächlich ab- 

5 Ebd 89. 

90



geschlossene „Vereinbarung über die grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit zwischen der autonomen Provinz Bozen-Südtirol, der auto- 

nomen Provinz Trient und dem Land Tirol“ wirkt bescheidener und 
mehr zweckorientiert und dürfte im Großen und Ganzen auch gut 
funktionieren®. Recht klug, da auf politische Empfindlichkeit achtend, 
scheint mir auch die darin enthaltene Klausel, wonach sich die Laufzeit 

der Vereinbarung mit der Dauer des zwischen Österreich und Italien 
abgeschlossenen „Rahmenabkommens über die grenzüberschrei- 
tende Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften“ von 1993 decken 
würde. Ein Beweis für die Zweckorientiertheit der Vereinbarung ist die 
Auflistung der Bereiche von gemeinsamem Interesse, die vom Ver- 
kehrs- und Nachrichtenwesen bis zur technologischen Forschung 
reichen; desgleichen die Angabe des Ziels, die effiziente Teilnahme an 
EU-Programmen und -Initiativen (dh auch Förderungen) zu ermög- 

lichen. 

Auf die EU-Problematik wird später noch kurz zurückzukommen 
sein, hauptsächliches Thema sollen nun jedoch das Madrider Rahmen- 
übereinkommen vom 21.5.19807 sowie seine beiden Zusatzprotokolle 
vom 9.11.1995 und vom 1.2.1998? sein. Mit dem Europäischen Rahmen- 
übereinkommen aus 1980 soll im Rahmen der grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften verschiedener Staaten 
der Abschluss von Vereinbarungen zwischen diesen erleichtert 
werden. Inhaltlich kann es dabei um regionale Entwicklung, Umwelt- 
schutz, den Ausbau von Infrastrukturen und öffentlichen Diensten bis 

hin zur Gründung von grenzüberschreitenden Gemeinde- und 
Zweckverbänden gehen. Mit diesem Übereinkommen wurde der 
Schritt von der bloßen Duldung der grenzüberschreitenden Zu- 
sammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften hin zur Verpflichtung 
der Staaten vollzogen, eine solche Zusammenarbeit zu fördern. Um 
dies zu erleichtern, werden im Anhang zum Übereinkommen Muster 
für Vereinbarungen zur Verfügung gestellt, denen gefolgt werden 
kann, aber nicht gefolgt werden muss. Es sind einerseits Muster für 
zwischenstaatliche Abkommen zwischen benachbarten Staaten, die 
ihrerseits wieder einen Rahmen für konkrete Abmachungen zwischen 
Gebietskörperschaften abgeben, und es sind andererseits auch selbst 
Grundrisse für Vereinbarungen, Satzungen und Kontrakte, die 

6 Siehe www.europaregion.info/de/21.htm: Dort wird ausdrücklich auf das Madrider 
Rahmenübereinkommen abgestellt, auf das ich gleich näher zu sprechen kommen 
werde. 

7 ETS Nr 106, BGB! Nr 52/1983. 

ETS Nr 159, BGBl III Nr 105/2005. 

9 ETS Nr 169, BGBl III Nr 178/2006. 
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zwischen örtlichen Behörden benachbarter Länder geschlossen 
werden können. Es handelt sich also um eine kaskadenartige Kon- 
kretisierung des Europäischen Rahmenübereinkommens, die aber ins- 
gesamt fest in der Hand der Zentralregierungen liegt. (Die Staaten sind 
und bleiben die Träger der Koordinationspolitik. Sie sind es auch, die 
gemischte Kommissionen und regionale Ausschüsse einsetzen.) Das 
Europäische Rahmenübereinkommen wurde bisher von 34 der 46 
Mitglieder des Europarates ratifiziert. Außer Großbritannien und 
Griechenland gehören ihm alle wichtigen europäischen Staaten an. 

Mit dem (1.) Zusatzprotokoll aus 1995 wurde das Europäische 

Rahmenübereinkommen weiter ausgestaltet und ergänzt. Dieses er- 
munterte zwar territoriale Initiativen, enthielt jedoch noch keine aus- 
drückliche Anerkennung des Rechts von Gebietskörperschaften und 
regionalen Behörden, Abmachungen über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit abzuschließen. Außerdem war es in mancher Hin- 
sicht zu unbestimmt und zu wenig detailliert. Dies betraf sowohl die 
Umsetzung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im öffent- 
lich-rechtlichen Bereich als auch die Rechtsverbindlichkeit nach staat- 
lichem Recht jener Maßnahmen, die im Rahmen dieser Zusammen- 
arbeit beschlossen worden waren. Offen war auch der rechtliche 
Status (die Rechtspersönlichkeit) der zu gründenden Einrichtung nach 
öffentlichem Recht oder nach Privatrecht. Zwar waren solche Fragen 
bereits in zahlreichen bilateralen Staatsverträgen, die aufgrund der 
Europäischen Rahmenkonvention abgeschlossen wurden, berührt 
oder geregelt worden, doch schien es sinnvoll, im Interesse der Ein- 
heitlichkeit gewisse Grundsätze gemeinsam in einem Zusatzprotokoll 
festzulegen. 

Mit dem 1. Zusatzprotokoll wird nun festgeschrieben, dass Ge- 
bietskörperschaften in gemeinsamen Zuständigkeitsbereichen unter 
gewissen Kautelen!® das Recht besitzen, Vereinbarungen abzu- 
schließen (Art 1 Abs 1), ohne damit freilich eine Verantwortlichkeit 

übergeordneter Gebietskörperschaften oder ihres Staates begründen 
zu können (Abs 2). Weiters vereinbaren die Staaten, dass die gemein- 

sam gefassten Beschlüsse von den Gebietskörperschaften wie ihre 
eigenen innerstaatlichen Rechtsakte umgesetzt werden (Art 2). Mit der 

Vereinbarung über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit kann 
auch eine Einrichtung geschaffen werden, die fortan die Verant- 
wortung für die zu fassenden Beschlüsse trägt. Die Staaten sind dazu 
aufgerufen, den rechtlichen Status (nach öffentlichem Recht oder 

10 In Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht und unter Beachtung der 
internationalen Verpflichtungen ihres Staates. 
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Privatrecht) dieser Einrichtungen festzulegen (Art 3). Die tragende 
Rechtsordnung für die Einrichtung ist die des Staates, in dem sie ihren 
Sitz hat, doch wird sie im anderen Staat als Rechtsperson anerkannt 
(Art 4). Klar ist dort auch gesagt, dass die Einrichtung nicht recht- 
setzend tätig werden kann und keine Maßnahmen setzen darf, welche 
die Rechte und Freiheiten Einzelner berühren. Erhalten wird die Ein- 
richtung von der Gebietskörperschaft, bei der sie angesiedelt ist; Ab- 

gaben steuerlicher Art einzuheben, dazu wäre sie nicht befugt. Alter- 
nativ zu diesem Artikel oder auch kumulativ könnte dieses gemein- 
same Leitungsorgan als Einrichtung des öffentlichen Rechts eingesetzt 
werden; dann würden ihre Beschlüsse dieselbe Rechtswirksamkeit 
besitzen wie jene der beteiligten Gebietskörperschaften. Dies ist in 
Art 5 gesagt, der jedoch von Österreich nicht angenommen wurde." 

Das 1. Zusatzprotokoll wurde bisher von 17 Staaten, darunter auch 
Österreich, '? ratifiziert. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, 
dass Österreich ein Abkommen mit Italien (oben erwähnt) und ein 

weiteres mit der Slowakei abgeschlossen hat, die beide als Zusatzab- 
kommen zum Europäischen Rahmenübereinkommen gesehen werden 
können. Keines davon bezieht sich jedoch auf das 1. Zusatzprotokoll. 
Dies erklärt sich zum einen daraus, dass das Abkommen mit Italien 

bereits 1993 abgeschlossen wurde,'? also lange vor dem Zustande- 
kommen des 1. Zusatzprotokolls (das übrigens von Italien auch seither 
nicht ratifiziert wurde). Doch auch das Abkommen mit der Slowakei 

wurde bereits am 25.10.2003 abgeschlossen, '* also zu einer Zeit, als 
Österreich das 1. Zusatzprotokoll noch nicht ratifiziert hatte. Inhaltlich 
reichen die beiden Abkommen nicht an die Möglichkeiten nach dem 
1. Zusatzprotokoll heran; sie sind ziemlich vage und wohl mehr als 
politische Signale gedacht gewesen. 

Mit einem 2. Zusatzprotokoll vom 5.5.1998, das 2001 in Kraft trat, 
wurde eine Erweiterung der Regelungen sowohl des Europäischen 
Rahmenübereinkommens als auch des 1. Zusatzprotokolls vorge- 
nommen, und zwar auf nicht aneinandergrenzende Gebietskörper- 
schaften. Man spricht insofern nicht mehr von „grenzüberschrei- 

11 Gemäß Art 8 erklären die Vertragsparteien, ob sie die Art 4 und 5 oder nur einen 
davon anwenden werden. 

12 Österreich ratifizierte am 18.6.2004. 
13  Rahmenabkommen zwischen der Republik Österreich und der Italienischen 

Republik über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Gebietskörper- 
schaften vom 27.1.1993, BGBl Nr 4217/1995. 

14 Rahmenabkommen zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen 
Republik über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Gebietskörper- 
schaften vom 25.10.2003, BGBl III Nr 115/2004. 

93



tender”, sondern allgemeiner von „interterritorialer” Zusammenarbeit 

zwischen Gebietskörperschaften verschiedener Länder. Damit wird 
einem Bedürfnis entsprochen, das sich bereits in zahlreichen Partner- 
schaften zwischen solchen nichtbenachbarten Gebieten (aufgrund von 
„twinning agreements“) äußert. Bisher nehmen 16 Staaten an diesem 

Protokoll teil. Österreich ratifizierte es am 22.9.2006.1> 

Derzeit ist ein 3. Zusatzprotokoll bzw. eine neue Konvention im Ge- 
spräch, womit ein Einheitsrecht für grenzüberschreitende Verbünde 
für territoriale Zusammenarbet (Transfrontier Groupings of Territorial 
Co-operation -— TGTC) geschaffen werden soll. Die Meinungen der 
Regierungen dazu sind geteilt, weil manche ein verbindliches Regel- 
werk anstreben, während andere einen Satz unverbindlicher Richt- 

linien vorziehen würden.’6 Mittlerweile scheint diesen Bemühungen 
aber ohnehin viel von ihrer praktischen Bedeutung genommen 
worden zu sein. Am 5.7.2006 erging nämlich im Rahmen der Europäi- 
schen Union die Verordnung (EG) Nr 1082/2006 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über den Europäischen Verbund für territo- 
riale Zusammenarbeit (EVTZ).'” Dabei geht es vorwiegend um den 

wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt der Gemeinschaft, ein 

Ziel, das sich mit jenem der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
im Rahmen des Europarats trifft. Ein ganz wesentlicher Unterschied 
liegt aber darin, dass diese Zusammenarbeit im Rahmen der EU mit 

massiver finanzieller Förderung rechnen kann. 

Ein weiterer Vorzug des Gemeinschaftsrechts liegt darin, dass 
dieses über nationalem Recht steht und sich damit leichter über recht- 
liche Hindernisse hinwegsetzen kann. Dies zeigte sich schon sehr 
plastisch im Urteil Nr 258/2004 des italienischen Verfassungsgerichts- 
hofs (Corte costituzionale). Dem Fall lag eine Vereinbarung vom 

15.1.2002 der Provinzen Bozen, Friuli-Venezia Giulia und Veneto auf 

italienischer sowie der Bundesländer Tirol, Kärnten und Salzburg auf 
österreichischer Seite zugrunde. Dabei ging es um die Umsetzung des 
EU Interreg III Italien-Österreich- Programms. Die italienische Regie- 
rung fühlte sich jedoch übergangen, weil ihr aufgrund des Europäi- 
schen Rahmenübereinkommens ein Zustimmungsrecht zustand. Der 
italienische Verfassungsgerichtshof betonte jedoch, dass derartige 
Vereinbarungen über grenzüberschreitende Zusammenarbeit, die auf 
die Umsetzung von EU-Verordnungen abzielten, weder dem Madrider 

15 Siehe FN 9. Österreich trat also nach dem Round Table bei. 

16 Vgl die Diskussion im Expertenausschuss über grenzüberschreitende Zusammen- 
arbeit, Europarat, LR-CT (2006) 12. 

17 Amtsblatt der Europäischen Union L 210/19 vom 31.7.2006. 
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Übereinkommen, noch dessen Durchführungsmaßnahmen unter- 
worfen wären. Stattdessen sei Gemeinschaftsrecht unmittelbar an- 

wendbar. 

Lassen Sie mich zusammenfassen, dass die Bemühungen um die 
Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Rahmen 
des Europarats im Prinzip sehr sinnvoll sind, weil sie verlässliche 
rechtliche Grundlagen schaffen, auf die man im Konfliktfall zurück- 
greifen kann. Dadurch unterscheiden sie sich wesentlich von anderen 
Arrangements, die sich in einem rechtlichen Graubereich abspielen, 
was vielleicht deren Zustandekommen erleichtert, aber doch Risken 

für deren Fortbestand und vielleicht auch die persönliche Haftung der 
politischen Proponenten solcher Arrangements birgt. Allerdings 
zeichnet sich für die Zukunft ab, dass im Bereich der EU zunehmend 

gemeinschaftsinterne Modelle an die Stelle jener des Europarats treten 
werden. Dessen Modelle werden damit automatisch auf die Beziehun- 
gen mit Gebietskörperschaften von Nicht-EU-Ländern reduziert 
werden. Allerdings ist auch diese Zukunftsperspektive nicht unbedingt 
erfreulich für den Europarat, weil bis zu einem gewissen Grad auch 
Nichtmitgliedsländer in die EU-Rechtsakte eingebunden werden 
können und dies wohl auch anstreben werden, weil sie damit in den 

Genuss von Fördermitteln kommen. Aus österreichischer Warte würde 
ich dem 2. Zusatzprotokoll noch eine gewisse Zukunft einräumen, da 
damit die Zusammenarbeit auch mit entfernteren Gegenden erleich- 
tert würde, die außerhalb des direkten Einflussbereichs der EU stehen 
oder bleiben wollen. 

Obwohl mir das Wesentliche damit gesagt scheint, darf ich doch 
noch einmal auf den Aspekt zurückkommen, dass sich ein erheblicher 
Teil der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in einem rechtlichen 
Graubereich, also außerhalb des Europäischen Rahmenüberein- 
kommens und seiner Zusatzprotokolle, aber auch außerhalb der EU- 
Gesetzgebung abspielt. Nichts gegen die Zusammenarbeit, die sich 
dieser ungeklärten Form bzw dieser Formen bedient, aber diese sind 
wohl nur schönwettertauglich. Zu sagen, es funktioniert ohnehin alles 
bestens, weil sich die Landeshauptleute und Bürgermeister diesseits 
und jenseits der Grenze gut verstehen, reicht auf längere Sicht nicht 
aus, sondern es bedarf eines soliden rechtlichen Rahmens, der auch 

vorübergehende Belastungen verkraftet. Als Völkerrechtler kann ich 
mit „soft law“ zwar sehr gut umgehen, aber wenn es wirklich eine 

engere Gemeinschaft geben soll, dann, meine ich, braucht man doch 

ein verlässliches rechtliches Korsett. 
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Im Bedürfnis nach einem soliden rechtlichen Korsett sehe ich auch 
die große Chance des EU-Rechts, weil die „interterritoriale” Zusam- 

menarbeit hier durch eine die Staaten überdachende Rechtsordnung 
abgesichert ist. Auch wenn dort heute das Finanzielle, also die Projekt- 
förderung durch Brüssel, den Ausschlag gibt, wird damit doch auch die 
Grundlage für eine flächendeckende und dauerhafte politische 
Kooperation geschaffen. Für die „interterritoriale* Zusammenarbeit 

über das EU-Gebiet hinaus sehe ich die beschriebenen Europarats- 
dokumente, namentlich das Europäische Rahmenübereinkommen und 
die Zusatzprotokolle, als nützlich an. Und schließlich bin ich auch der 
festen Meinung, dass man diese Rechtsformen noch konkreter ausge- 
stalten und dabei klare und verständliche Regeln schaffen soll, die von 
den Mitgliedstaaten akzeptiert sind. Hundert Seiten mit Modellver- 
trägen, wie wir sie im Anhang zum Europäischen Rahmenüberein- 
kommen finden, bieten in meinen Augen zu wenig Orientierung, 
sondern provozieren in den Gemeinde- und sonstigen Amtsstuben 
wohl eher die Frage, ob man sich auf etwas so Kompliziertes über- 
haupt einlassen soll, wenn es doch scheinbar auch anders - also durch 
informelle Abmachungen - geht. 
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Jutta Moll 

Transnationaler europäischer Regionalismus 
im Rahmen der EU-Strukturpolitik* 

l. Rahmenbedingungen 

Seit dem EU-Beitritt Österreichs zur Europäischen Union im Jahr 1995 
hat eine Aufgaben in der Abteilung IV/4 „Koordination - Raumplanung 
und Regionalpolitik” im Bundeskanzleramt zunehmend an Bedeutung 
gewonnen, nämlich die der Schnittstellenfunktion im Bereich Regio- 
nalpolitik zwischen der Europäischen Kommission/Union bzw den 
Vertretern anderer EU-Mitgliedstaaten auf der einen Seite und dem 
Mitgliedstaat Österreich auf der anderen Seite. 

Ein paar Worte zur EU-Regionalpolitik (auch: EU-Kohäsionspolitik 
oder EU-Strukturfondsförderung)!: Die Rechtsgrundlage für diesen 
Politikbereich ist Artikel 158 des EU-Vertrags. Dort wird von der Politik 
zur Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts ge- 
sprochen und dem Ziel, den Unterschied im Entwicklungsstand der 
verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärksten benach- 
teiligten Gebiete oder Inseln, einschließlich der ländlichen Gebiete, zu 

verringern. Dieser Politikbereich ist, gemessen am dafür zur Ver- 
fügung stehenden Finanzvolumen von 308 Mrd € für 2007-2013, nach 
der Agrarpolitik der zweitgrößte Politikbereich der Europäischen 

Union. 

Es sind also die Regionen, die hier im Zentrum dieses Politik- 
bereichs sind. Die Entwicklung der Regionen wird hier als wesentlicher 
Faktor verstanden, um das Ziel der wirtschaftlichen und sozialen Kohä- 

sion zu erreichen und jetzt auch im Lichte der neuesten Entwicklun- 
gen auf dieser Ebene als der wichtige Motor verstanden, um die Ziele 
von Lissabon und Göteborg, die übergeordneten Ziele der Union, 
umzusetzen und zu erreichen. 

* Der folgende Beitrag basiert auf einem Referat zum og Thema beim Round Table 
„Auswärtige Beziehungen im Bundesstaat“. 

1 Für weitere Informationen siehe www.bka,gy.at/regionalnolitik und www.oerok. rAß 

gv.at/EU-Regionalpolitik in Österreich/EU-St rukturfonds 2007-2013. 
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Die neue Strukturfondsperiode 2007-2013 ist an den Zielen von 
Lissabon („Wissensbasierte Gesellschaft”) und Göteborg („Nachhaltig- 

keit”) ausgerichtet. Den Rahmen dazu bilden die so genannten EU- 
Strukturfondsverordnungen.? Konkret werden dann auf drei verschie- 
denen Ebenen die Zielsetzungen für die Regionalpolitik 2007-2013 
festgelegt, wobei die festgelegten Prioritäten zunehmend detaillierter 
werden und jeweils den übergeordneten Plänen entsprechen müssen: 
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zum einen auf Europäischer Ebene in den so genannten Strate- 
gischen Kohäsionsleitlinien, auf die sich die Staats- und Regie- 
rungschefs aller EU-Mitgliedstaaten geeinigt haben (Schwerpunkt 
Wissenschaft, Innovation, Klein- und Mittelbetriebe, Umwelt, 
Arbeitsplatzbeschaffung),? 

zum anderen auf Ebene jedes einzelnen Mitgliedstaates im so 
genannten Strategischen Rahmenplan, wo speziell vor dem Hinter- 
grund des jeweiligen Mitgliedstaates Schwerpunkte gesetzt werden 
und schon auf konkreterer Ebene dargestellt wird, wie die EU- 
Prioritäten umgesetzt werden sollen* und 

zum Dritten in den einzelnen „Strukturfondsprogrammen“ auf 
regionaler (= in Österreich Bundesländer-) Ebene. In diesen Pro- 

grammen werden - basierend auf einer Stärken-/Schwächenanalyse 
der jeweiligen Region - die konkreten Entwicklungsziele für die 
Region definiert, klare Rahmenbedingungen für konkrete Projekte 
festgelegt (inkl. den entsprechend vorhandene Budgetmittel) sowie 
die organisatorischen Strukturen für ein effizientes Programm- 
management definiert. Das Kernstück der EU-Regionalpolitik sind 
dann die konkreten Projekte, die im Rahmen der Strukturfondspro- 
gramme umgesetzt werden, mit Projektpartnern aus dem öffent- 
lichen und privaten Bereich, von lokaler, regionaler und nationaler 
Ebene. Dh, es sind die Regionen selbst, die hier Ihre konkreten 
Entwicklungsziele definieren und auch für die Umsetzung dieser 
über einen Zeitraum von sieben Jahren die Verantwortung über- 
nehmen.? 

Siehe http; V/eur-lex.europa.ewJOHtml.do?uri=0]:1:2006:210:SOM:;DE:HTML. 

Siehe 
hilps/er.europa,eu/regional _policewsources/docoffic/2007705c/05070605c_de.pdi 

Siehe hito’//www.oerok.gv.at/EU Regionaloolitik_in Oesterreich/strukturfonds 2007 
2013/strat aVSTRAT-AT_ Kurzfassung 2007-04-04.,pdf. 

Siehe hitp:/iwww.oerok.gv.avEU-Regionalpolitik in Österreich/Strukturfonds 2007- 
2013. 



ll. Zum Mehrwert der transnationalen EU-Strukturfondspro- 
gramme und zur Rolle der Bundesländer 

Eine eigene Ausrichtung der EU-Regionalpolitik sind die so genannten 
Programme zur Europäischen Territorialen Zusammenarbeit („INTER- 
REG“), die in drei Ausrichtungen umgesetzt werden®: 

- grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Grenzregionen in 
benachbarten Mitgliedstaaten; 

- transnationale Zusammenarbeit in transnationalen Kooperations- 
räumen, die jeweils mehrere EU-Mitgliedstaaten umfassen 

- interregionale Zusammenarbeit zwischen Regionen verschiedener 
EU-Mitgliedstaaten und Netzwerkprogramme. 

Zwar stehen in Summe für diese Programme nur 2,4% der EU-Mittel 
für Regionalpolitik insgesamt zur Verfügung, was diesen Programmen 
- im Vergleich zu den mainstream-EU-Regionalprogrammen - eher 
eine Außenseiterrolle zuteilt. 

Gerade diese „INTERREG”-Programme sind es aber, bei denen alle 

EU-Mitgliedstaaten festgestellt haben, dass sie den größten europäi- 
schen Mehrwert darstellen, und zwar, in dem sie Möglichkeiten zur 

Zusammenarbeit eröffnen, die über den Handlungsspielraum eines 
einzelnen EU-Mitgliedstaats hinausgehen. Gleichzeitig muss aber - 
auch als Grund für die vergleichsweise geringen Budgetmittel - darauf 
hingewiesen werden, dass Europäische Territoriale Kopperation in der 
konkreten Umsetzung überaus komplex ist und gute Projekte lange 
Vorlaufzeiten haben und auch in der Umsetzung sehr aufwendig sind. 
Die hohen EU-Anforderungen an Projektmanagement und Finanz- 
kontrolle sind in diesen Programmen/Projekten nicht leicht zu er- 
bringen und bedingen ein hohes Maß and Erfahrenheit auf allen 
Seiten, um die vorhanden Geldmittel auch ordnungsgemäß umzu- 
setzen. 

Auch hier basiert die Zusammenarbeit auf der Basis von Operatio- 
nellen Programmen, die von den Partnern gemeinsam erarbeitet wer- 
den und basierend auf den Stärken und Schwächen der Region die 
Entwicklungsziele bzw Themen für die Zusammenarbeit festlegen. Die 
EU-Geldmittel dienen als Anreiz für interessierte Projektpartner, über 
die eigenen „Grenzen“ hinweg Kooperationsprojekte umzusetzen, 
wobei eine nationale Kofinanzierung von Seiten der Projektträger 
zwingend erforderlich ist. 

6 Weitere Informationen siehe die Links in Fußnote 1. 
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Beispielhaft möchte ich drei Programme ganz kurz vorstellen, an 
denen sich Österreich im Zeitraum 2007-2013 beteiligt im Bereich der 
transnationalen Zusammenarbeit. Diese drei Programme umfassen 
jeweils unterschiedliche Kooperationsräume, nämlich 

- den Alpenraum, dh alle Mitgliedstaaten mit Alpenanteil von Frank- 
reich bis Slowenien, inkl der Schweiz („Alpine Space” Programm‘). 

Für dieses Programm stehen insgesamt 130 Mio € für den Zeitraum 
2007-2013 zur Verfügung; 

- den Raum Nord-Ost Europa, der die Mitgliedstaaten Tschechien, 

Österreich, Teile von Deutschland und Italien, Ungarn, Polen, 

Slowenien und Slowakei umfasst sowie die Ukraine als Beobachter 

(„CENTRAL“ Programm). Für dieses Programm stehen insgesamt 

fast 300 Mio € für sieben Jahre zur Verfügung; 

- den Raum Süd-Ost Europa, der sich von Griechenland über die 

nördlichen Regionen der Türkei, dem Balkan, Bulgarien und Rumä- 

nien, über den östlichen Teil Italiens, Österreich, Slowenien, 

Ungarn, Slowakei bis nach Moldawien und zur Ukraine erstreckt 

(„South-Eastern European Space“ Programm). Das Programmvolu- 
men beträgt 245 Mio € für 2007-2013. 

Die inhaltliche Ausrichtung ist in diesen Programmen, wie für alle 

transnationalen EU-Programmen per Verordnung definiert, in vier 

Prioritäten festgelegt: 

1) Innovation, dazu zählen Aktivitäten zur Schaffung und Ausbau von 

Wissenschafts- und Technologienetzwerken und Aufwertung von 

regionalen FTE- und Innovationskapazitäten.? 

2) Umwelt, dazu zählen Aktivitäten in den Bereichen Wasserbewirt- 

schaftung, Energieeffizienz, Maßnahmen im Bereich der Risikover- 

hütung und des Umweltschutzes.d 

7 Konkret förderfähige Projektbereiche entspr Verordnung 1080/06 Artikel 6 (2) um- 
fassen die Schaffung von Netzwerken im Bereich der tertiären Bildung, 
Forschungsinstituten und Klein- und Mittelbetriebene, Verbindungen zur Ver- 

besserung des Zugangs zu wissenschaftlichen Kenntnissen sowie des Techno- 
logietransfers zwischen FTE-Einrichtungen und internationalen Spitzenzentren für 
FTE; Partnerschaften zwischen Einrichtungen für den Technologietransfer; und 
Entwicklung von gemeinsamen Finanzierungsinstrumenten zur Förderung von FTE 

in den KMU. 

8 Hierzu können entspr Verordnung 1080/06 Artikel 6 (2) folgende Maßnahmen 

gehören: Schutz und der Bewirtschaftung von Flusseinzugsgebieten, Küstenge- 
bieten, Meeresressourcen, Wasserdienstleistungen und Feuchtgebieten; Schutz 
vor Bränden, Dürre und Überschwemmungen; Förderung maritimer Sicherheit und 
Schutz vor naturbedingten und technologischen Risiken; Schutz und Aufwertung 
des Naturerbes zur Unterstützung der sozio-ökonomischen Weiterentwicklung 
und der Entwicklung eines nachhaltigen Tourismus. 
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3) Zugänglichkeit, das sind konkret Aktivitäten zur Verbesserung des 
Zugangs zu Verkehrs- und Telekommunikationsdienstleistungen 
und der Qualität dieser Dienstleistungen.? 

4) Nachhaltige Stadtentwicklung, konkret Aktivitäten zur Förderung 
der polyzentrischen Entwicklung auf transnationaler, nationaler 
und regionaler Ebene mit eindeutig transnationaler Wirkung. !0 

Was ist der Mehrwert dieser Programme und was ist die Rolle der 
Bundesländer in diesen Programmen? Wie bereits gesagt, sind sich 
alle Mitgliedstaaten darüber einig, dass grundsätzlich die Tatsache, 
dass mit diesen Programmen ein Rahmen für Aktivitäten geboten wird, 
der über den regionalpolitischen Handlungsspielraum eines jeden 
einzelnen Nationalstaates hinausgehen, ein Mehrwert ist. Selten ist es 
ja so, dass administrative Grenzen auch die logische Abgrenzung in 
anderen thematischen/sektoralen Politikbereichen sind, sodass hier 

neue Möglichkeiten aufbereitet werden, eben diese administrativen 
Grenzen zu überwinden. Konkret auf Projektebene liegt der Mehrwert 
va im Bereich der so genannten „soft-measures“. Das sind Dinge, von 
denen man eigentlich glauben würde, dass sie selbstverständlich sind, 
von denen man dann aber draufkommt, dass sie nicht selbstverständ- 

lich sind und wo auch wir in Österreich erkannt haben, dass sie selbst 

in Österreich nicht selbstverständlich sind. Das ist zB, dass man sich 

mit den Partnern aus anderen Staaten darauf einigen muss, in welcher 
Sprache spricht man, dass ist dann meistens nicht die Muttersprache 
von allen Akteuren sondern sehr oft Englisch. Dass man erkennt, wie 
wichtig in der Kooperation die Kommunikation nicht nur auf sprach- 
licher Ebene ist, sondern wie wichtig es ist, auch die unterschiedlichen 

Denkweisen, Verwaltungsstrukturen, kulturelle Hintergründe und per- 
sönlichen Eigenschaften der Akteure, etc mit einzubeziehen. Oft sind 
solche Kooperationsprogramme/-projekte vor diesem Hintergrund 
natürlich sehr komplex, und ich meine, dass es auch in Österreich 

wirklich einen Wert hat, dass diese Programme hier mit dem mone- 

9 Hierzu können entspr Verordnung 1080/06 Artikel 6 (2) folgende Maßnahmen 
gehören: Investitionen in grenzüberschreitende Abschnitte der transeuropäischen 
Netze, Verbesserung der lokalen und regionalen Anbindung an die nationalen und 
transnationalen Netze; Verbesserung der Interoperabilität der nationalen und 
regionalen Systeme; Förderung von fortgeschrittenen Kommunikations- und Infor- 
mationstechnologien. 

10 Hierzu können entspr Verordnung 1080/06 Artikel 6 (2) folgende Maßnahmen 
gehören; Auf- und Ausbau von städtischen Netzen und von Verbindungen 
zwischen dem städtischen und dem ländlichen Raum; Strategien zur Lösung 
allgemeiner Probleme des städtischen/ländlichen Raums; Bewahrung und Aufwer- 
tung des kulturellen Erbes; strategische Integration von Entwicklungszonen auf 
transnationaler Ebene. 
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tären Anreiz von EU-Seite zu einer solchen Zusammenarbeit zwischen 

benachbarten Staaten einladen. 

Wir haben zB hier in Österreich anhand des großen Hochwassers 
2002 eine Österreich-interne Sitzung unter Einbindung der zustän- 
digen Bundes- und Landesstellen gehabt, wo diskutiert wurde, wie 
konkrete Maßnahmen im Hochwasserschutzbereich bestmöglich ko- 
ordinieren kann. Dabei wurde evident, dass selbst im „überschau- 

baren“ Österreich nicht alle zuständigen Akteure voneinander wissen 
bzw Synergien zwischen verschiedenen Aktionen und Programmen 
nicht (bestmöglich) genutzt werden. Also selbst in Österreich gibt es 
da viel Verbesserungspotential, noch viel mehr natürlich im Bereich 
der Zusammenarbeit mit unseren Nachbarstaaten. 

Ein anderer Mehrwert-Aspekt ergibt sich aus der Struktur oder der 
Eigenart der Kohäsionspolitik an sich. Es müssen mittelfristige Zielvor- 
gaben unter den Partnern vereinbart werden (sieben Jahre), die Ziel- 

erreichung muss laufend beobachtet und evaluiert werden und 
anhand möglichst aussagekräftiger Indikatoren bewertet werden. Zu- 
dem ist verpflichtend vorgesehen, dass die Zielfestlegungen in jedem 
Programm unter Einbindung aller relevanten Partner zu erfolgen hat, 
womit sektor- und Verwaltungs-Ebenen übergreifende Lösungsansätze 

forciert werden. 

Auf der Projektebene gibt es dann natürlich den jeweils projekt- 
eigenen Mehrwert, der sich aus der konkreten thematischen Zu- 

sammenarbeit ergibt, zB - ein Beispiel aus dem Alpine Space Pro- 
gramm - zwischen Süddeutschland, Österreich und Norditalien zum 
Thema Abstimmung der Erfassung von Wetterdaten zur besseren 
Vorhersage von Unwettern ergibt. 

Die Rolle der Bundesländer: Grundsätzlich ist Regionalpolitik in 

Österreich Ländersache. Auch im Bereich der EU-Regionalpolitik liegt 

zumeist die Zuständigkeit für die ordnungsgemäße Programmver- 

waltung bei den Ländern. Die österreichischen Bundesländer haben 
sich mittlerweile bereits wertvolle Programmmanagementkompe- 

tenzen angeeignet. Zwei der og transnationalen Programme werden in 

Österreich, und hier jeweils von einem Bundesland abgewickelt, 

nämlich Salzburg (Alpine Space) und Wien (CENTRAL). Natürlich sind 

die Bundesländer auch sehr stark auf Projektebene vertreten, es gibt 

also kaum Projekte, die nur von den Nationalstellen umgesetzt 

werden, sondern zumeist sind auch Partner von Länderebene dabei, 

seien es jetzt öffentliche Partner etwa von der Landesregierung oder 

natürlich auch private Vereine von der Länderebene, die hier Projekte 
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vorbereiten und diese gemeinsam mit ausländischen Partnern um- 

setzen. 

Noch ein Wort zur Umsetzungsstruktur der „INTERREG“-Pro- 
gramme: von den Programmpartnern sind jeweils eine Verwaltungsbe- 
hörde (der - im Auftrag aller Partner - die Verwaltung des Programms 
obliegt), eine Bescheinigungsbehörde (der - im Auftrag aller Partner - 

die Überprüfung der Förderfähigkeit der Kosten obliegt) und eine 
Prüfbehörde (der - wiederum im Auftrag aller Partner — die stich- 
probenhafte Kontrolle der Verwaltungs- und Kontrollsysteme obliegt) 
einzurichten. Ein wesentliches Hindernis dabei war bislang die Tat- 
sache, dass rechtlich gültige Kooperationsvereinbarungen zwischen 
einzelnen Mitgliedstaaten nur im Wege von Staatsverträgen abge- 
schlossen werden konnten, was mehrere Jahre erfordert an Vorbe- 

reitung erfordert. Das hatte zur Folge, dass die Verantwortung der og 
Behörden begrenzt und diese mit hohem bürokratischen Aufwand 
unter den beteiligten Mitgliedstaaten aufgeteilt war. 

Für die Programmperiode 2007-2013 gibt es auf EU-Ebene nun auch 
erstmalig eine Rechtsgrundlage zur Einrichtung eines so genannten 
„Europäischen Verbund territoriale Zusammenarbeit“ (EVTZ). 

Mit dieser Verordnung, die bis Sommer 2007 in nationales Recht 
umgesetzt werden muss, gibt es nun erstmals eine Rechtsgrundlage 
für die Schaffung einer eigenständigen Rechtspersönlichkeit, die in 
bestimmten Bereichen der EU-Regionalpolitik Regionen von mehreren 
Mitgliedstaaten vertreten kann, und die auch die Verantwortung und 
die Haftung für Aktivitäten übernimmt, vergleichbar mit einer öster- 
reichischen Gebietskörperschaft. Das erlaubt den Regionen zukünftig 
- nach Genehmigung durch eine in Österreich noch zu bestimmende 
Stelle auf nationaler Ebene — eigenständig Kooperationsvereinbarun- 
gen mit benachbarten Regionen umzusetzen. Dabei ist festzuhalten, 
dass eine Nicht-Genehmigung durch den Mitgliedstaat nur dann erfol- 
gen kann, wenn die Teilnahme einer Region an einer EVTZ im Wider- 
spruch zu der genannten EVTZ-Verordnung oder einer anderen inner- 
staatlichen Rechtsvorschrift ist oder im Widerspruch mit dem öffent- 
lichen Interesse oder der öffentlichen Ordnung steht. 

Von Seiten der österreichischen Bundesländer wurde durchwegs 
gefordert, den Geltungsbereich dieser Verordnung über jenen der 
territorialen Zusammenarbeit im Bereich EU-Regionalpolitik festzu- 
legen, was aber zum jetzigen Zeitpunkt unter den EU-Mitgliedstaaten 
nicht konsensfähig ist. Erste Erfahrungen mit der Anwendung dieser 
Rechtsverordnung bleiben abzuwarten. 
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Zum Schluss noch einen Gedanken. Ein Begriff, der jetzt in den 
letzten Jahren aufgekommen ist und der auch in der EU-Verfassung 
verankert werden hätte sollen, ist der Begriff der territorialen Kohä- 
sion. Das ist ein Begriff, der so im Raum steht, auch hier trifft og zu, 
nämlich dass im Gespräch mit Kollegen aus anderen Mitgliedstaaten 
evident wird, dass die Bedeutung dieses Begriffs sehr unterschiedlich 
verstanden wird. Im Rahmen der österreichischen EU-Ratspräsident- 
schaft haben wir genau dazu ein Seminar abgehalten und haben die 
Vertreter aller beteiligten Staaten dazu eingeladen, diesen Begriff ein- 
mal zu hinterfragen und über dessen Bedeutung zu reden. Ein gemein- 
sames Ergebnis dieses Diskurs ist die Feststellung, dass jeder Politik- 
bereich, jede Aktion, jede Aktivität immer auch räumliche Aus- 

wirkungen hat. Nachdem Raum sozusagen unsere Lebensgrundlage 
ist, dieser jedoch begrenzt ist, hat jede Frage in irgendeiner Weise Aus- 
wirkungen auf den Raum. Weiters, dass man unter diesem Begriff 
territoriale Kohäsion versteht, dass jede Region, jeder Raum eigene Be- 
dürfnisse hat und diesen unterliegt und das Politik nicht quer für 
Europa gemacht werden kann, sondern ganz speziell nach regional- 
spezifischen Bedürfnissen adaptiert werden muss, wobei, wenn man 
hier von Regionen spricht, dass dann nicht unbedingt die administra- 
tiven Regionen sind, sondern von Regionen, die je nach themati- 
scher/sektoraler Fragestellung sehr unterschiedliche Begrenzungen 
haben. 

Da gibt es natürlich verschiedene Thesen darüber, wie sich ein 
Raum bestmöglich definiert und wie sich ein Raum bestmöglich ent- 
wickeln lässt. Ein Ansatzpunkt ist hier jedenfalls die Förderung der 
Zusammenarbeit über nationalstaatliche Grenzen hinweg im Rahmen 
von „INTERREG“. 
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Heinrich Wedral 

Grenzüberschreitende Kooperation - Burgenland 
vom Rand ins Zentrum Europas 

Ab dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union hatte das Burgen- 

land den Förderstatus Ziel 1-Gebiet und konnte dadurch den Ent- 

wicklungsprozess von der Randlage Europas in das Zentrum der 

Europäischen Union mit Hilfe von verstärkten Fördermöglichkeiten für 

die Wirtschaft und die Bevölkerung rasch einleiten. 

In Österreich wurde die Strukturfondsförderung Europas im 

Rahmen der föderalen Institutionen umgesetzt, unter Einbindung 

jener Stellen, die zur Absicherung der föderalen Prozesse verantwort- 

lich sind: auf der Seite des Bundes hatte das Bundeskanzleramt die 

Koordination aller Bundesdienststellen, seitens der Länder wurde über 

die Verbindungsstelle der Bundesländer die Abstimmung vorge- 

nommen. 

Eine wichtige Rolle mit steigender Bedeutung nahm dabei die 

Österreichische Raumordnungskonferenz (ÖROK) ein, in der alle für 

die Umsetzung der Europäischen Kohäsionspolitik erforderlichen 

Partner Österreichs vertreten sind. Die Politische Konferenz, die Stell- 

vertreterkommission und der Unterausschuss Regionalwirtschaft 

waren jene Organe der ÖROK, die eine einheitliche Implementierung 

der Strukturfondsförderung im Sinne des österreichischen Föderalis- 

mus garantierten. 

Die partnerschaftliiche Zusammenarbeit zwischen Bund und 

Ländern wurde auf Basis einer Vereinbarung zwischen dem Bund und 

den Ländern gemäß Art 15a B-VG über Regelungen zur partner- 

schaftlichen Durchführung der Regionalprogramme im Rahmen der 

EU-Strukturfonds umgesetzt (für die Förderperiode 2000 - 2006 im 

BGBl I Nr 147/2001 geregelt). Obwohl die Vereinbarung erst nach 

Beginn der Abwicklung beschlossen wurde und in Kraft getreten ist, 

war es durch eine partnerschaftliche Vorgangsweise möglich, bereits 

ein Jahr vorher die faktische Implementierung vorzunehmen 

Zwei Förderperioden lang hatte das Land Burgenland den Status als 

Ziel 1-Gebiet inne, von 1994 — 1999 und von 2000 — 2006. Ab dem Jahre 

2007 wird dem Land Burgenland - auch beeinflusst durch die Erweite- 

rung der Europäischen Union - noch ein erhöhter Förderstatus aller- 
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dings mit fallender Förderintensität zuerkannt. Nach der Anpassung 
der Kohäsionspolitik im Jahre 2006 und der Konzentration der Förde- 
rung auf die ärmsten Gebiete Europas heißt das bisherige Ziel 1 „Kon- 
vergenz”. Jene Gebiete, die durch die Erweiterung der Europäischen 
Union auf 25 Mitglieder statistisch gesehen aus dem Kreis der förder- 
würdigen Region herausfallen, erhalten eine Periode lang eine ver- 
stärkte Unterstützung, um den Übergangsprozess in das nunmehr 
„Wettbewerb und Beschäftigung“ genannte ehemalige Ziel 2 zu 
bewerkstelligen („Konvergenz — Phasing out“ genannt). Dh das 
Burgenland fällt von 2007 bis 2013 noch in das Ziel Konvergenz (dem 
Nachfolgeprogramm des früheren Ziel 1), aber eben als so genanntes 
„Phasing out — Gebiet”, weil das Burgenland im Vergleich zu EU 25 
rund 82% des BIP erreicht und nicht unter 75% fällt, jene Grenze bis zu 
der ein Gebiet von 2007 - 2013 volle Unterstützung im Sinne des Zieles 
Konvergenz zuerkannt bekommt. 

Für die Regionalentwicklung des Landes Burgenland ist diese 
Unterstützung wichtig, weil dadurch noch die Möglichkeit besteht, 
investive Maßnahmen verstärkt zu fördern, in den Programmen des 
Zieles „Wettbewerb und Beschäftigung“ ist dies nicht mehr so leicht 

möglich. 

Behörde ist nicht gleich Behörde 

In der Abwicklung der Strukturfondsförderung der Europäischen 
Union wird der Begriff Behörde nicht als hoheitliche Behörde ver- 
standen, sodass es immer wieder zu Fehlinterpretationen des Begriffes 
kommt. Die hoheitliche Form einer Behörde, die auf Basis gesetzlicher 
Bestimmungen eingerichtet ist, ist nicht erforderlich, um als Verwal- 
tungsbehörde im Sinne der Strukturfondsverordnungen auftreten zu 
können. 

Von 1995 bis 1999 hatte die Stabsstelle Europabüro und Statistik die 
Funktion einer Programm koordinierenden Stelle für die grenzüber- 
schreitende Kooperation im Programm INTERREG INA Österreich- 
Ungarn inne und zwar gemeinsam mit dem Bundeskanzleramt (ab- 
wechselnder Vorsitz im Begleitausschuss). Diese Funktion wurde in 

dieser Förderperiode noch nicht als Verwaltungsbehörde bezeichnet. 

In Österreich wurde damit eine Lösung gefunden, in der Bundes- 
und Landesdienststellen gemeinsam diese Behördenfunktion aus- 
füllen konnten. Damit wurde eine starke Identifikation der Länder mit 
den Aufgaben der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit erreicht, 
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sowohl auf politischer Ebene als auch in der Verwaltung und in der 
Bevölkerung, weil die Aktivitäten in den Regionen sichtbarer wurden. 

Die Übermittlung und Verwaltung der Strukturfondsmittel der 
Europäischen Union wurde allerdings zentral vom Finanzministerium 
in seiner Funktion als Zahlstelle gesteuert, weil letztendlich der 
Zentralstaat für den korrekten Einsatz der Strukturfondsmittel der EU 
gegenüber die Verantwortung trägt. 

Der Begriff „Behörde“ kann in unserem Rechtsverständnis durch- 

aus etwas ganz anderes heißen als auf europäischer Ebene. Der Begriff 
Verwaltungsbehörde im Sinne der Strukturfondsverordnungen ent- 
spricht nach österreichischer Diktion eher einer autorisierten Pro- 
grammabwicklungsstelle und ist nicht zu verwechseln mit einer 
hoheitlichen Behörde. Die Verwaltungsbehörde hatte zwar die Ge- 
samtverantwortung für ein Programm, setzt aber keine hoheitlichen 
Akte um, sondern wickelt in unserem Rechtsverständnis privatrecht- 
liche Förderverträge ab. 

Seit der Programmperiode 2000 — 2006 ist in den Strukturfonds- 
verordnungen der Begriff Verwaltungsbehörde verankert und diese 
Funktion mit mehr Kompetenz versehen worden. In der Förderperiode 
2000 - 2006 wurde diese Funktion vom Bundeskanzleramt wahr- 
genommen. Das Burgenland wird in der Periode 2007 - 2013, darauf 
haben sich die Bundesländer mit dem Bund geeinigt, für das Pro- 
gramm Territoriale Zusammenarbeit Österreich-Ungarn die Verwal- 
tungsbehördenfunktion übernehmen, Niederösterreich wird für 
Österreich — Tschechische Republik und Wien für Österreich - 
Slowakei als Verwaltungsbehörde agieren. 

Aus meiner Sicht spiegelt sich in dieser veränderten Situation der 
Übernahme der Verantwortung für Programme mit einem grenzüber- 
schreitenden Gebiet auch die Veränderung des Regionenbegriffs auf 
europäischer Ebene. Regionen sind nicht automatisch Regionen, die 
eine einheitliche Verwaltungseinheit bilden. Ich denke hier an die 
Euregios oder an neue transnationale Regionen wie Centrope - eine 
Region, die Regionen und Städte von vier Nationalstaaten umfasst. 
Diese Regionen haben zwar keine eigene Rechtspersönlichkeit, aber 
ich bin mir ziemlich sicher, dass in einigen Jahren das neue euro- 
päische Rechtsinstrument Europäischer Verbund für Territoriale 
Zusammenarbeit (EVTZ) für die Abwicklung von Förderprogrammen 
bzw von grenzüberschreitenden Projekten der Strukturfonds für 
solche neu gestaltete „Regionen“ herangezogen wird (Verordnung 
(EG) Nr 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 
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Juli 2006 über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammen- 

arbeit). 

Die zitierte Verordnung regelt im Wesentlichen die Rahmenbe- 
dingungen für die Errichtung und Tätigkeit eines EVTZ. Die Verord- 
nung sieht Aufgaben der Mitgliedstaaten vor, hinsichtlich derer der 
Mitgliedstaat zB festzulegen hat, welches Organ für die Registrierung 
der Gründung und Auflösung von EVTZ sowie für die Finanzkontrolle 
zuständig ist. Der EVTZ ist eine juristische Person, die ihre Rechts- 
grundlage im Gemeinschaftsrecht hat. 

Die Problematik liegt darin, dass wir in diese neuen grenzüber- 
schreitenden Regionen Behörden und Institutionen mit unterschied- 
lichster verfassungsrechtlicher Kompetenz als Partner haben. Wenn 
ich an Ungarn und die Slowakei denke, sind in der Mehrzahl der Fälle 
Zentralstellen für die Verwaltung der Strukturfondsprogramme ver- 
antwortlich bzw von diesen beauftragte Institutionen, und in Öster- 
reich sind - in Abstimmung mit dem Bund - die Bundesländer verant- 
wortlich. Gleichzeitig sind für bestimmte Projekte sowie für Pro- 
jektabwicklungen staatliche Kompetenzen betroffen bzw und natio- 
nale und nicht regionale Dienststellen für die Umsetzung der Projekte 

erforderlich sein. 

Zum Beispiel werden für wasserbauliche Projekte koordinierende 
Gremien aktiviert, die zentralstaatliche und regionale sowie kommu- 
nale Behörden umfassen. Ein zweites Beispiel ist die Verkehrs- 
infrastruktur. Nicht jede Region hat für Verkehrsinfrastrukturprojekte 
dieselbe Kompetenz und oft ist die Finanzierung nur durch einen Mix 
von nationalen und regionalen Finanzierungsquellen möglich. 

Auf der Ebene der Implementierung von Projekten ist daher ein 
sehr hoher Abstimmungsbedarf erforderlich. Zwischen Österreich und 
Ungarn wurde zB auf Anregung des Landes Burgenland unter Einbin- 
dung der Botschaften ein Gremium geschaffen, das genau diesen 
Fragenkomplex umfasst. Ein- bis zweimal pro Jahr finden für die Ab- 
stimmung von grenzüberschreitenden Projekten und der Erarbeitung 
gemeinsamer Lösungsvorschläge im Falle von Problemen Sitzungen 
statt, an denen die national, regional und im Einzelfall auch kommunal 

Verantwortlichen zusammenkommen, um die offenen Fragen zu die- 
sen grenzüberschreitenden Projekten bzw Problemen zu diskutieren 
und dieser einer Lösung zuzuführen. Dabei wird auch geklärt, welche 
rechtlich und fachlich zuständigen Dienststellen einzubinden sind. 
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Im Falle von transnationaler Kooperation ergeben sich durch diese 
Möglichkeit der Zusammenarbeit für kleine Regionen oft große 
Chancen, eigene Ideen durch Zusammenarbeit mit anderen, oft weit 

auseinander liegenden Regionen in Europa zu realisieren. Das Burgen- 
land konzentriert seine Aktivitäten auf jene Bereiche, die strategisch 
wichtig für das Land sind und nur durch Lobbying mit anderen 
Regionen und Staaten im Netzwerk auf europäischer Ebene umzu- 
setzen sind oder der Erfahrungsaustausch für regionale Themen- 
stellungen einen deutlichen Anstoß geben kann. Gleichzeitig wird 
dadurch für die Region ein Marketingeffekt erreicht, unabhängig 
davon, ob man jetzt Behördenkompetenz hat, ja oder nein. 

Der EVTZ, das unterschätzt man heute vielleicht noch, erleichtert es 

zumindest theoretisch, über die unterschiedlichen Finanzkontroll- 

mechanismen der jeweils teilhabenden Regionen und Staaten hinweg- 
zukommen. Die Praktikabilität dieses Rechtsinstrumentes wird sich 

allerdings erst in einigen Jahren beurteilen lassen. 
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Christa Hareter 

Grenzüberschreitendes Projekt 
der Wirtschaftskammer Burgenland 

„Wirtschaft ohne Grenzen“ 

Das Burgenland lag bis 1989 an einer so genannten toten Grenze, be- 
gründet durch den Eisernen Vorhang. Dies war ein großer wirtschaft- 
licher Nachteil. 

Mit dem Beitritt Österreichs zur EU im Jahre 1995 wurde das 

Burgenland: Ziel 1-Gebiet, was wiederum wesentliche Investitionen 
zur Folge hatte und wichtige Impulse für alle Bereiche der burgen- 
ländischen Wirtschaft lieferte. So wurden zum Beispiel einige Thermen 
errichtet. 

Der Beitritt der angrenzenden Länder (Ungarn, die Siowakei und 
Slowenien) zur Europäischen Union im Mai 2004 schaffte veränderte 

Marktverhältnisse: 

Ein Vergleich der Bevölkerungsstruktur des Burgenlandes mit den 
angrenzenden Regionen zeigt erhebliche Differenzen: 

Burgenland: 270.000 Einwohner 

Zentren in den Grenzgebieten der Nachbarländer: 

Bratislava: 450.000 Einwohner 

Sopron: 54.000 Einwohner 
Szombathely 85.617 Einwohner 
Murska Sobota 13.857 Einwohner 

Die Wirtschaftskammer Burgenland zählt derzeit rund 12.000 Mit- 
gliedsbetriebe. 
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Diese sind jedoch extrem kleinst- und mittelbetrieblich strukturiert. 

*) über 45 % - keine Beschäftigten 
*) rund 5.600 Dienstgeber -> 

davon 70% unter 5 Beschäftigte 
davon 14 Betriebe zwischen 251 und 500 Arbeitnehmer 
davon lediglich 1 Betrieb über 500 Beschäftigte. 

Im Gegenzug zur eher kleinbetrieblichen Struktur im Burgenland 
wird die Wirtschaft im Raum Bratislava hauptsächlich durch Großbe- 
triebe und Niederlassungen internationaler Konzerne dominiert. So 
finden wir in dieser Region zB einen Produktionsbetrieb der Firma VW. 

Auch die Region um Györ im Komitat Györ-Moson-Sopron hat sich 
zu einem industriellen Zentrum entwickelt. Zahlreiche Großfirmen, 
wie zum Beispiel die Firma Audi sind in dieser Region präsent. 

Weiters sei hier zu nennen, dass es auch im Bereich der Arbeits- 

entlohnung große Disparitäten zwischen Österreich und den neuen 
EU-Nachbarn gibt. Arbeitnehmer in den neuen Mitgliedsländern ver- 
dienen ca 70% weniger als ihre österreichischen Kollegen, obwohl die 
Preise für Energie, Miete und Lebenserhaltungskosten in etwa den 
österreichischen gleichzusetzen sind, wenn diese nicht sogar teilweise 
etwas darüber liegen. 

Da sich mit dem Beitritt der Nachbarstaaten das wirtschaftliche Um- 
feld und der wirtschaftliche Wirkensradius stark änderte, gründete die 
Wirtschaftskammer Burgenland bereits im Jahre 2002 eine eigene Ab- 
teilung — das EU-Kompetenzzentrum, um die burgenländische Wirt- 
schaft zu unterstützen. 

Sämtliche Tätigkeiten dieser Abteilung wurden durch ein INTERREG 
IIIA - Projekt Österreich - Ungarn finanziell unterstützt. 

Im Zuge der Beantragung der Projekte war es anfangs eher schwie- 
rig, adäquate Partner in den benachbarten Grenzregionen zu finden. 
Da in Ungarn keine Pflichtmitgliedschaft besteht, verfügen die lokalen 
Handels- und Industriekammern teilweise nicht über die erforder- 
lichen Ressourcen — wie zum Beispiel geringere Anzahl an Mitglieds- 
betrieben und Mitarbeiter, Einfluss der Kammern auf Politik und Wirt- 

schaft eher mäßig usw - um eine optimale Abwicklung der Projekte zu 
gewährleisten. 
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Die Mitarbeiter der Kammern in den angrenzenden Komitaten ver- 
fügen zwar häufig über sehr gute Deutschkenntnisse. Vorsicht ist je- 
doch geboten, da es trotzdem häufig Fehlinterpretationen gibt und die 
ungarischen Kollegen in den wenigsten Fällen nachfragen, sollte es 
Unklarheiten geben. 

Das EU-Kompetenzzentrum der Wirtschaftskammer Burgenland 
verfügt deshalb auch über eine Native-Speakerin. 

In den Grenzregionen Ungarns ist der Anteil der Bevölkerung, 
welcher deutsch spricht, sehr groß. Im Burgenland gibt es lediglich 
eine kleine ungarische Minderheit im südlichen Teil des Bundes- 
landes. Die Sprachbarriere stellt eine große Hürde im Zusammenhang 
mit der Entwicklung eines gemeinsamen Wirtschaftsraumes dar. 

Diesem Tatbestand wird im Burgenland durch zahlreiche Angebote 
an Ungarischkursen bereits im Kindergarten und in den Volksschulen 
Rechnung getragen. Ungarisch wird auch als Fremdsprache an zahl- 
reichen Gymnasien, Handelsakademien bzw Hochschulen etabliert. 

Die Aufgabe des EU-Kompetenzzentrums der Wirtschaftskammer 
liegt darin, burgenländische Unternehmer, welche Interesse am unga- 
rischen Markt haben, in sämtlichen Agenden zu beraten und zu unter- 
stützen. Dies kann einerseits eine Firmengründung in Ungarn sein 
oder andererseits eine innergemeinschaftliche Lieferung oder Dienst- 
leistungserbringung! Auch Fragen zu den Themen Beschäftigung 
ungarischer Mitarbeiter oder Entsendung österreichischer Arbeit- 
nehmer nach Ungarn werden im EU-Kompetenzzentrum beantwortet. 

Weiters werden Informationsveranstaltungen angeboten, welche 
zum Schritt in die neuen Mitgliedsländer anregen sollen. Es wird je- 
doch auch auf die vorhandenen Hürden und Unterschiede hinge- 
wiesen. 

Ein zusätzliches Angebot der Wirtschaftskammer Burgenland sind 
so genannte Kooperationsmeetings. Im Zuge dieser grenzüber- 
schreitenden Treffen können Unternehmer einer ausgewählten 
Branche aus Westungarn und dem Burgenland Kontakte knüpfen und 
Erstgespräche für eine mögliche Zusammenarbeit führen. 
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Weiters ist es wichtig, die wirtschaftliche Entwicklung Ungarns zu 
demonstrieren. Folglich werden auch Fahrten nach Ungarn organisiert, 
im Zuge welcher Firmen besichtigt werden können. Fachinformation 
vor Ort ist ebenfalls für eine Marktbearbeitung sehr hilfreich! 

Das EU-Kompetenzzentrum der Wirtschaftskammer Burgenland 
bietet hiermit ein weites Spektrum an Dienstleistungen für die Mit- 
gliedsbetriebe an und trägt zu einem Zusammenwachsen der 
Regionen Burgenland und Westungarn teil. 
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Stati, Unione Europea. 2006. ISBN 3-7003-1580-5, 978-3-7003-1580-3 (€ 32,90) 
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